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Bastion gegen Flüchtlinge 

ln Auffanglager gesperrt, von Polizisten geschla¬ 
gen - Serbien geht gegen Flüchtlinge vor, Merkel 
lobt die Zusammenarbeit. 
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Er beugte sich nie 

Am 29. Juli feiert Mikis Theodorakis seinen 90. Ge¬ 
burtstag. Ein reiches, kämpferisches, widersprüch¬ 
liches Leben als Komponist, Dichter und Politiker. 
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Thema der Woche 


Nach dem Referendum 

Am 6. August 1945 explodierte die US-Atom- 
bombe „Little Boy“ über Hiroshima, drei Tage 
später die Plutoniumbombe „Fat Man“ über 
Nagasaki. 

Etwa 100 000 Menschen, meist Zivilisten 
oder verschleppte Zwangsarbeiter, verloren 
ihr Leben. Von vielen fand man keine Spuren, 
von anderen blieben nur Schatten an Wän¬ 
den ... 

Bis heute wird versucht diese Kriegsverbre¬ 
chen zu relativieren: Die Abwürfe hätten er¬ 
heblich zu Japans Kapitulation beigetragen. 

Seite 8 und 10 


Der nackte Imperialismus 

Griechenland-„Rettung“ hat sozialdemokratische Europa-Illusionen pulverisiert 



D ie linker Umtriebe unverdäch¬ 
tige „Le Monde“ titelte „Wolf¬ 
gang Schäuble, Henker der 
Griechen, Idol der Deutschen“ Die 
Pariser Zeitung ist nicht die Einzige, 
die den deutschen Durchmarsch am 
vorletzten Wochenende mit Argwohn 
betrachtet. „Das Bild des hässlichen 
Deutschen ist wieder da‘,‘bemerkt die 
„Süddeutsche“ „So viel Argwohn ge¬ 
genüber Deutschland habe ich in Ita¬ 
lien noch niemals erlebt“ zitiert das 
Blatt den Turiner Politikprofessor 
Gian Enrico Ruconi. Ähnliche Bemer¬ 
kungen sind in der übrigen europäi¬ 
schen Presse leicht auffindbar. 

Im Vorfeld war wieder einmal von 
einer „Achse Paris-Rom“ die Rede. 
Von einem Widerstand Matteo Ren- 
zis und Frangois Hollandes gegen 
die weitere Verschärfung der Berli¬ 
ner Austeritätsdiktate. „Genug ist ge¬ 
nug“, wurde Renzi zitiert. Geblieben 
ist davon nichts. Merkel und Schäuble 
hatten offensichtlich keine Schwierig¬ 
keiten über die Austerität hinaus auch 
noch die demonstrative Demütigung 
Griechenlands und seiner Regierung 
abgesegnet zu bekommen: Unbotmä¬ 
ßigkeit wird nicht geduldet. „An Em¬ 
pire Strikes Back“, wie der Chef der 
„Denkfabrik“ Stratfor, George Fried¬ 
man, kommentierte. 

Die Planungen für dieses „Em¬ 
pire“, besser bekannt als das Deut¬ 
sche Reich, sind rund 150 Jahre alt. 
Und immer schon war die dicke im¬ 
periale Hose der Deutschnationalen 
und ihrer braunen Nachfolger ein 
paar Nummern größer als der reale 
ökonomische und militärische Arsch. 
Die Folge: Eine Mischung aus arro¬ 
ganter Machtpolitik, antihumanem 
Zynismus und spießiger Borniertheit. 
All das, was den chronisch zu spät ge¬ 
kommenen deutschen Imperialismus 
so widerlich macht. Inklusive zweier 
katastrophaler Weltkriege. 

Der letzte mit derartig menschen¬ 
verachtender Brutalität, dass die Her¬ 
ren des großen Geldes, gerettet nur 
durch ihre Expertise im Krieg gegen 
den Sozialismus, erst einmal reichlich 


Kreide fressen mussten. Diese Zeiten 
sind nun vorbei. Der deutsche Impe¬ 
rialismus hat wieder zu sich selbst ge¬ 
funden: „Der Grieche hat lange ge¬ 
nug genervt“, sagt CDU-MdB Tho¬ 
mas Strobl, was Schäuble und Merkel 
denken. 

Das deutsche Personal von Ade¬ 
nauer bis Kohl hatte stets sorgfältig 


darauf geachtet, die strategischen In¬ 
teressen des Reichs als demütiges En¬ 
gagement für ein Europa „der Demo¬ 
kratie, des Friedens und der Einheit“, 
gegründet auf „Achtung und Zusam¬ 
menarbeit“ (Charta von Paris, 1992) 
zu tarnen. Am vorletzten Wochen¬ 
ende durfte jeder, der es noch nicht 
wissen wollte, zur Kenntnis nehmen: 


Es ist Camouflage. Das neue Berliner 
Deutschland ist das alte. 

Die Krise und die Großzocker 
hatten der Kanzlerin das ultimative 
Druckmittel in die Hände gespielt. 
Die gerade geretteten Zocker hatten 
begonnen gegen die Euro-Peripherie 
zu zocken. Der Import ihrer Zocker¬ 
schulden in die Staatshaushalte mach¬ 
te es möglich. Frau Merkel hatte mit 
ihrer Kündigung von „Einheit“ und 
„Zusammenarbeit“ die Steilvorlage 
geliefert: „Jedes Land ist für seine 
Schulden selbst verantwortlich.“ Die 
Refinanzierungskosten für die „Kri¬ 
senländer“ stiegen ins Untragbare. 
Die Staaten gerieten unter die Knute 
der von Berlin orchestrierten Euro- 
„Rettung“. 

In einem Euro-Boot mit der wei¬ 
ter expandierenden Exportmaschine 
Deutschland droht auch Italien und 
Spanien und letztlich auch Frank¬ 
reich die griechische Perspektive. 
Das stimmt Matteo Renzi und Fran- 
gois Hollande sicher nicht froh. Die 
Crux: Sie haben ebenso wenig einen 
Plan B wie Alexis Tsipras. Die Sozi¬ 
aldemokratie hat seit Blair/Schröder 
ihren Anspruch auf konzeptionel¬ 
le Alternativen aufgegeben und die 
neoliberale Formierung akzeptiert, ja 
sich häufig als neoliberales Stürmge¬ 
schütz positioniert. Im neoliberalen 
Rattenrennen der Standorte, früher 
Staaten, haben sie wieder zum Burg¬ 
frieden des I. Weltkriegs zurückge¬ 
funden. 

Was Hollande und Renzi schwei¬ 
gen und Tsipras einknicken lässt, ist 
die alte Hoffnung, beim imperialen 
Euro-Großgermanien irgendwie 
mitmachen zu können. Den Grexit, 
Frexit oder was auch immer doch 
noch vermeiden zu können. Es ist 
die alte, devote Hoffnung derer, die 
„ihr Erstgeburtsrecht für ein Linsen¬ 
gericht verkauft“ haben (Lenin), dass 
am Ende doch wieder ein paar Bro¬ 
samen vom Tisch fallen. Eine Hoff¬ 
nung, die nach Lage der Dinge, allen¬ 
falls für die Le Pens ein Konjunktur¬ 
programm ist. Klaus Wagener 


Die Flöten und ihre Ratten 

Eine Woche der Anschläge auf Flüchtlinge 


Die Liste der Orte ist lang und wird 
länger: Remchingen-Singen bei 
Karlsruhe, Waldaschaff im Landkreis 
Aschaffenburg, Böhlen bei Leipzig, 
Sukow-Marienhof, Halberstadt, Rei- 
chertshofen, Prien, Greifswald ... 
Hier wurden allein in der vergange¬ 
nen Woche Anschläge auf Flüchtlin¬ 
ge und Flüchtlingsunterkünfte verübt. 
Das Bundesinnenministerium zählte 
im ersten Halbjahr 2015 insgesamt 
150 Angriffe auf Flüchtlingsunter¬ 
künfte, andere zählen gründlicher. 

Die große Koalition gegen Flücht¬ 
linge ist in Arbeit. „Bürgerliche“ Poli¬ 
tiker machen sich bereits zum Sprach¬ 
rohr besorgter Anwohner, die sich 
durch die Unterbringung von Flücht¬ 
lingen in ihrer Nachbarschaft bedroht 
sehen. In Ungarn ist man weiter: Hier 
werden Grenzzäune gezogen und 
der Staat arbeitet seit Jahren Hand 
in Hand mit einem braunen Mob, 


der sich in bestimmten Gebieten be¬ 
reits als Ordnungsmacht fest etabliert 
hat. Faschisten in der Ukraine und in 
Griechenland nutzen Krieg und Krise, 
um Völker gegeneinander zu hetzen. 
Sie wollen Nation und Heimat gegen 
eine Bedrohung von „außen“ schüt¬ 
zen - es darf aber auch eine „innere“ 
Minderheit oder politische Gruppie¬ 
rung sein. Das Bündnis zwischen ras¬ 
sistischem Mob und „großer“ Politik 
kennen wir aus der jüngsten deut¬ 
schen Geschichte. Keine 25 Jahre ist 
es her, dass in Mölln, Hoyerswerda, 
Rostock-Lichtenhagen, Mannheim- 
Schönau Pogrome im frisch erweiter¬ 
ten Großdeutschland möglich wur¬ 
den. 

Mit der am 26. Mai 1993 erfolg¬ 
ten faktischen Abschaffung des Asyl¬ 
rechts durch eine große parlamen¬ 
tarische Mehrheit musste sich der 
rassistische Mob bestätigt fühlen. 


Die Änderung des Grundgesetzes 
(GG) enthielt die Einschränkung 
des abstrakt formulierten Grundsat¬ 
zes in Absatz 1 des Artikels 16a GG 
(„Politisch Verfolgte genießen Asyl- 
recht“). Durch die „Drittstaatenrege¬ 
lung“ kann sich kein Flüchtling mehr 
auf das individuelle Grundrecht auf 
Asyl berufen, wenn er über eine 
Landgrenze in die Bundesrepublik 
Deutschland einreist. Flüchtlinge, die 
in Italien, Griechenland, Spanien an¬ 
kommen, kriegen die Auswirkungen 
solcher Regelungen zu spüren. Unter¬ 
bringung und Verpflegung sind längst 
nicht mehr gesichert, an vielen Orten 
sind sie sich selbst überlassen (zur 
Lage der Flüchtlinge in Griechenland 
mehr im Interview auf Seite 2). Und 
dass, obwohl die inzwischen auf EU- 
Europa erweiterte Festung mit immer 
neuen Mitteln versucht, ihre Flucht 
unmöglich zu machen. 


Die platten Losungen, die auch 
jetzt wieder Pegida-Deutsche ergrei¬ 
fen, lauten in etwa: „Es ist nicht genug 
für alle da, also können wir doch nicht 
noch mehr Menschen gebrauchen, mit 
denen wir das Wenige teilen müssen.“ 
Warum es in einem reichen Land wie 
Deutschland überhaupt Armut geben 
muss, und die Mehrheit der Bevölke¬ 
rung sich einen immer geringer wer¬ 
denden Anteil vom Reichtum teilt, 
bleibt außen vor. 

Klar ist jedem guten Deutschen 
offenbar eines, nämlich dass es oben, 
wo der Reichtum auf Wenige verteilt 
ist, nichts zu holen gibt - also schaut 
man brav nach unten und tritt zu. Ap¬ 
pelle der SPD (und neuerdings von 
Till Schweiger) setzen reichlich hilflos 
dagegen, dass es uns doch relativ gut 
geht. Der Anteil der deutschen Bevöl¬ 
kerung, den sie damit erreichen, wird 
spürbar kleiner. Lars Mörking 


„StopTTIP“ läuft 
bis 8. Oktober 

' STOP # 

TTIP f 


Die selbstorganisierte Europäische 
Bürgerinitiative „Stop TTIP“ hat die 
Zwei-Millionen-Marke übersprungen, 
über 2 337 ooo Unterschriften liegen 
derzeit vor. 

Damit ist das Bündnis von 470 Orga¬ 
nisationen aus allen EU-Mitgliedstaa- 
ten die bisher größte Europäische Bür¬ 
gerinitiative. Die Bürgerinitiative kann 
online beispielsweise unterschrieben 
werden auf 

https://stop-ttip.org/de. 



DIESES LAND BRAUCHT WIDERSTAND. 


TTIP O 

STOPPEN! 


NEIN 2UM ttrANSAT LAN TISCHEN 
PAKT FÜR AUSBEUTUNG! 



Kafenzmann bläst 
wieder fürs Pressefest 

Einst lud er ein zum Pressefest 1977 
in Recklinghausen (siehe Plakat), nun 
bläst er zur Spendensammlung für ein 
Pressefest 2016 in Dortmund. 


Dazu und zum Stand der Planungen 
erfahren Sie mehr auf der Seite 13. 



Liebe Leserin, lieber Leser, 


mit dieser Doppelnum¬ 
mer 30/31 geht die UZ in 
eine kleine Sommerpause. 

In der kommenden Woche 
erscheint unsere Zeitung 
nicht. Die nächste Ausgabe 
wird zum 7. August ausge¬ 
liefert. 

Redaktion und Verlag der UZ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 


Verhängnisvolle Euro-Liebe 


Warum eigentlich sind die griechische 
Regierung und, wenn man den Mei¬ 
nungsumfragen glauben will, auch der 
größte Teil des griechischen Volkes 



so begierig, den Euro als Währung zu 
behalten? Schließlich rechnen ihnen 
kluge Ökonomen, wie zum Beispiel 
der in den deutschen Medien viel zi¬ 
tierte Hans-Werner Sinn vor, dass mit 
einer neuen, natürlich niedriger be¬ 
werteten Drachme die griechischen 
Unternehmen sich im heimischen 
Markt und auf den Auslandsmärkten 
viel besser behaupten könnten als 
jetzt mit dem teuren Euro. Warum 
waren die DDR-Bürger (oder zumin¬ 
dest eine nennenswerte Zahl davon) 
1990 so wild auf die D-Mark. Damals 
schon rechneten ihnen kluge kapi¬ 
talistische Ökonomen vor, dass die 
Währungsunion mit Westdeutschland 
den DDR-Betrieben nicht bekom¬ 
men würde. Dennoch (besser wohl: 
deshalb) wurde damals die DDR mit 
der D-Mark beglückt, was ganz we¬ 
sentlich mit zum Kahlschlag in der In¬ 
dustrie der DDR geführt hat. 

Die klugen Ökonomen wussten 
auch bei der Schaffung des Euro, dass 
den schwächeren Euro-Ländern die 
feste und teure neue Währung, in der 
die deutschen, exportstarken Kon¬ 
zerne dominierten, nicht bekommen 
würde. Denn wozu wurde der Euro 
ersonnen? Natürlich, um den großen 


Unternehmen einen wirklich hin¬ 
dernisfreien großen Binnenmarkt zu 
schaffen, in dem nicht irgendeine Re¬ 
gierung immer mal wieder ihre nati¬ 
onale Währung, die Lira, den Franc, 
die Pesete und die Drachme abwer¬ 
ten würde, um so den Inlandsmarkt 
vor der übermächtigen Konkurrenz 
zu schützen. Das ist ja das Schöne an 
einem wahrhaft freien Markt: Die 
Starken können ihre Stärke ausspie¬ 
len und werden stärker, die Schwa¬ 
chen werden schwächer und scheiden 
schließlich aus. Schöpferische Zer¬ 
störung 4 hat der kluge Ökonom Jo¬ 
seph Schumpeter 1942 das genannt. 
Zerstörung ündet seit sieben Jahren 
in Griechenland statt. Auf das Schöp¬ 
ferische warten wir noch. 

Haben die griechischen regieren¬ 
den Politiker den Beitritt zur Euro¬ 
zone betrieben, weil sie die Gefahren 
nicht kannten? Oder wussten sie es 
und wurden sie auch in dieser Ange¬ 
legenheit von Siemens und anderen 
Konzernen im Zentrum der EU be¬ 
stochen? Ausnahmsweise lautet die 
Antwort nein. Der Euro hat - oder 
besser hatte - für die schwachen Län¬ 
der auch Vorteile. Er ist eine Welt¬ 
währung, für das Finanzkapital fast so 
attraktiv und groß und schön wie der 
Dollar. Für Bank- und Industriekapi¬ 
tal gleichermaßen sind in der Eurozo¬ 
ne daher die Kreditzinsen niedrig, viel 
niedriger als außerhalb dieses Clubs. 
Als der Euro beschlossen war, ström¬ 
te Kapital aus dem Norden Europas 
in die vormals abwertungsverdächti¬ 
gen Euro-Länder des Südens. Die er¬ 
lebten einen Anpassungsboom, wäh¬ 
rend Deutschland damals als kranker 
Mann Europas gescholten wurde. 

Man kann so verstehen, dass die 
griechische Groß- und Kleinbour¬ 
geoisie, ihre Presse und ihre Regie¬ 
rungen, sowie ein erheblicher Teil des 
übrigen Volkes gern im Euro-Club 
bleiben wollen. Dennoch ist es ein 
Irrtum. Die Strafe dafür, ein schwa¬ 
cher Teil im imperialen Markt zu sein, 
wird noch schlimmer ausfallen als für 
die Bürger der DDR. 


Kolumne von Lars Mörking 

Ferien vom Lohn 


Das Thema Bildung ist ein ständi¬ 
ges Ärgernis fürs Kapital. Lässt man 
den Arbeitskräften davon zuwenig 
zukommen, droht die Produktion 



ins Stocken zu geraten, von der For¬ 
schung ganz zu schweigen. Führt man 
zuviel zu, dann mucken sie vielleicht 
auf, werden frech und teuer ob der zur 
Reproduktion ihrer Arbeitskraft ver¬ 
brauchten gesellschaftlich notwendi¬ 
gen Arbeitszeit. Für alles dazwischen 
gibt es Hochschulen, Bachelor-Ab¬ 
schlüsse und Abitur, aber selbst da 
stellt sich die Frage: Wer soll das be¬ 
zahlen? 

Wenn der Staat zahlt, zahlt er zu¬ 
nehmend schlechter, merkten kürz¬ 
lich einige Kolleginnen und Kolle¬ 
gen in Stuttgart an, die sich für die 
Laufbahn als Lehrkraft entschieden 
haben. Und - das kennen wir inzwi¬ 
schen aus den Bildungseinrichtungen 
vom Kleinkind bis zum Juniorprof - 
er stellt gerne befristet an. 

So entlässt das Land Baden-Würt¬ 
temberg nach Zeugnisvergabe und 


vor Beginn der Sommerferien 3 000 
Lehrerinnen und Lehrer. Ach nein, 
ich will an dieser Stelle korrekt sein: 
Sie werden ja nicht entlassen, ihre 
befristeten Verträge laufen nur aus. 
Dass sie dann nach den Sommerferi¬ 
en wieder gebraucht werden, kann - 
nicht nur in Baden-Württemberg - 
keiner ahnen, aber es ist an den offi¬ 
ziellen Zahlen arbeitslos gemeldeter 
Lehrerinnen und Lehrer doch jedes 
Jahr immer wieder ablesbar. Zu den 
Sommerferien steigen diese an, nach 
den Sommerferien gibt es neue Ver¬ 
träge und die Zahlen sinken wieder. 

An den Hochschulen sind Befris¬ 
tungen standesgemäß noch schlauer 
geregelt. Hier sind Verträge unter 
einem Jahr Laufzeit normal, dank 
„WissZeitVG“ (Wissenschaftszeit¬ 
vertragsgesetz). Vor der Promotion 
und nach der Promotion kann jeweils 
sechs Jahre befristet werden. Dazu 
kommt, dass viele dieser „Qualifika¬ 
tionsstellen“ nur Teilzeitstellen sind, 
die aber vollen Einsatz erfordern. 

Was es bedeuten kann, wenn ein 
befristeter Vertrag ausläuft und noch 
kein neuer in Sicht ist, erzählte mir 
ein älterer GEW-Kollege, dessen 
Tochter promoviert ist. Er muss ihr - 
sie ist über 30 - zur Überbrückung 
dann ihre Miete für ein paar Monate 
bezahlen, weil sie sonst die Wohnung 
räumen müsste und zusätzliche Kos¬ 
ten entstünden. Eine neue Wohnung 
würde zudem eine höhere Miete be¬ 
deuten oder weitere Anfahrtswege 
zur Uni. Eine Karriere an der Uni¬ 
versität muss frau sich eben leisten 
können - oder zumindest ihre Eltern. 

Es ist also nicht so, dass das Bil¬ 
dungssystem im Kapitalismus uns 
nichts lehren würde. 


Widerstand in die 
Metropolen der EU tragen 


UZ: Wie würden Sie die heutige Flücht¬ 
lingspolitik der EU bezeichnen, wenn 
Sie diese mit drei Worten beschreiben 
müssten? 

Annette Groth: Restriktiv, rassistisch 
und inhuman. 

UZ: Klare Worte. Worauf würden Sie 
das Adjektiv rassistisch beziehen? 
Annette Groth: Die gesamte Flücht¬ 
lingspolitik der EU ist auf einem Nütz¬ 
lichkeitsrassismus aufgebaut. Men¬ 
schen, die für die kapitalistische Ver¬ 
wertung in der EU benötigt werden, 
sollen mit „Green-Cards“ in die EU 
kommen. Menschen, die keine Profite 
versprechen, werden an den EU-Au¬ 
ßengrenzen brutal bekämpft. Diese Po¬ 
litik setzt einen „brain-drain“ in Gang, 
der bewusst in Kauf nimmt, dass durch 
die Abwerbung von gut ausgebildeten 
Menschen aus den Ländern des globa¬ 
len Südens, die Zukunftsfähigkeit gan¬ 
zer Regionen verschlechtert wird. Für 
die Staaten der EU hat das zwei Vor¬ 
teile: Die armen Länder des Südens be¬ 
zahlen die Ausbildung von Fachkräf¬ 
ten und mit der Green-Card werden 
Menschen „auf Zeit“ in die EU geholt, 
die aufgrund ihres unsicheren Status, 
sich häufig weniger gegen Ausbeutung 
und Ungerechtigkeit in den Betrieben 
wehren. Vielen von ihnen werden als 
moderne Arbeitssklaven in den Unter¬ 
nehmen eingesetzt. 

UZ: Woran machen sie das Adjektiv re¬ 
striktiv fest? 

Annette Groth: Die EU wurde seit 
Jahren zu einer inhumanen Festung 
Europa ausgebaut. Mit Infrarottech¬ 
nik, Drohnen, Grenzzäunen und Mi¬ 
litär wird die Abschottung der Gren¬ 
zen perfektioniert und ein brutales 
Grenzregime ausgebaut. Flüchtende 
sollen Angst haben in die EU zu kom¬ 
men. Dafür werden jedes Jahr hunder¬ 
te Millionen Euro ausgegeben. Die 
EU-Abschottungspolitik wird durch 
den Bau von Grenzzäunen wie in Bul¬ 
garien, Griechenland oder jetzt auch 
in Ungarn perfektioniert. Diese Poli¬ 
tik zwingt die Menschen bewusst, die 
gefährliche Überfahrt auf den völlig 
überfüllten Booten über das Mittel¬ 
meer zu wagen. Es ist diese inhumane 
Politik, die für die Toten auf dem Mit¬ 
telmeer Verantwortung trägt. Rassis¬ 
mus tötet! Dies gilt gerade auch für die 
rassistische Flüchtlingspolitik der EU! 

Die Regierungen der EU wollen 
von ihrer Verantwortung ablenken. 
Sie versuchen die Schleuserbanden 
als Ursache der Toten dazustellen. Die 
Realität ist jedoch, dass die Schleuser¬ 
banden Ergebnis der restriktiven EU- 
Grenzpolitik sind. Sie können ihre Ge¬ 
winne nur aufgrund der Militarisierung 
der Außengrenzen generieren. Je mehr 
Zäune, Grenzsperren, Überwachungs¬ 
kameras und Grenzüberwachungsper¬ 
sonal an den EU-Außengrenzen einge¬ 
setzt werden, umso höher steigen die 
Preise für die Schleusung. 

UZ: Die Bundesregierung und die Lan¬ 
desregierungen behaupten immer wie¬ 
der, das Deutschland an die Grenzen 
der Aufnahmefähigkeit für Flüchtlinge 
angekommen sei. Zeigen nicht die täg¬ 
lichen Bilder in den Medien, dass die 
Bundesregierung Recht hat? 

Annette Groth: Das Gegenteil ist der 
Fall. Nicht die Flüchtenden sind Schuld 
an den dramatischen Wohnbedingun¬ 
gen in den völlig überfüllten Aufnah¬ 
meeinrichtungen, sondern eine jahr¬ 
zehntelange Zerstörung des sozialen 
Wohnungsbaus und eine völlig ver¬ 
fehlte Wohnungspolitik. Steigende 
Mieten, Zwangsräumungen und die 
Bilder aus den Aufnahmeeinrichtun¬ 
gen für Flüchtlinge haben die gleichen 
Ursachen. Seit vielen Jahren fordert 
die LINKE den Bau von bezahlba¬ 
ren Wohnungen, die Umwandlung 
von Mietwohnungen in Eigentums¬ 
wohnungen zu stoppen und genos¬ 
senschaftliche und kommunale Woh¬ 
nungsbaugesellschaften zu fördern. 
Die Landes- und Bundesregierungen 


machen jedoch das Gegenteil. Hier 
liegen die wirklichen Ursachen der 
menschenunwürdigen Unterbringung 
von Flüchtenden auch in Deutschland. 
Gemeinsam mit antirassistischen Ini¬ 
tiativen fordern wir seit vielen Jahren, 
dezentrale Unterbringungskonzepte in 
den Bundesländern gesetzlich vorzu¬ 
schreiben und ausreichend Wohnraum 
für Flüchtende vorzuhalten. 

UZ: Sie sind Vorsitzende der deutsch¬ 
griechischen Parlamentarier gruppe 
und setzten sich seit ihrem Einzug in 
den Deutschen Bundestag gerade auch 
für die Flüchtlinge in Griechenland 
ein. Wie würden Sie die Situation von 
Flüchtlingen in Griechenland beschrei¬ 
ben? 

Annette Groth: Die Situation der 
Flüchtlinge in Griechenland ist kata¬ 
strophal. Durch die Austeritätspolitik 
wurden die finanziellen Spielräume 
der griechischen Regierung zerstört. 



Annette Groth ist Bundestags¬ 
abgeordnete der Linkspartei und 
Menschenrechtspolitische Sprecherin 
ihrer Fraktion. 

Es fehlt das Geld, um Menschen auf 
der Flucht zu helfen. Hunderttausende 
Flüchtlinge in Griechenland leben un¬ 
ter menschenunwürdigen Bedingun¬ 
gen. Sie sind in völlig überfüllten Mas¬ 
senunterkünften eingepfercht, müssen 
auf der Straße leben. Viele von ihnen 
werden zum Teil seit Monaten nicht 
mehr mit Lebensmitteln versorgt. Eine 
medizinische Betreuung der Flüchtlin¬ 
ge findet häufig nicht statt. 

Gleichzeitig engagieren sich tau¬ 
sende von Griechinnen und Griechen 
für die Flüchtlinge. Sie sammeln Le¬ 
bensmittel, Ärzte versorgen in ihrer 
Freizeit die Flüchtlinge unentgeltlich, 
private Initiativen bringen Decken, 
Kleidung und Spielsachen für die Kin¬ 
der. Viele der Flüchtlinge versuchen 
sich als Tagelöhner durchzuschlagen. 
Fast alle suchen eine Möglichkeit 
schnellstmöglich aus Griechenland he¬ 
rauszukommen und in einen anderen 
EU-Staat zu gelangen. 

UZ: Wie stellt sich die Lage in Grie¬ 
chenland konkret dar? 

Annette Groth: Allein auf Lesbos sind 
seit Anfang des Jahres etwa 25000 
Flüchtlinge angekommen, die unter 
erbärmlichen Bedingungen in den 
überfüllten Auffanglagern oder un¬ 
ter freiem Himmel leben müssen. Je¬ 
den Tag kommen viele Hundert neue 
Flüchtlinge allein auf Lesbos an, die 
Zahl der Neuankömmlinge an der 
griechisch-mazedonischen Grenze be¬ 
läuft sich auf bis zu 1000 Flüchtlinge 
täglich. An dieser Grenze gibt es kei¬ 
nerlei Infrastruktur, keine Unterkünf¬ 
te, keine Versorgung der Menschen mit 
Wasser und Nahrungsmitteln. Etliche 
Flüchtlinge werden gegen ihren Willen 
in Busse gepfercht und nach Skopje ge¬ 
bracht. Dort werden sie ins Gefängnis 
gesteckt. Junge Frauen werden als Sex¬ 
sklavinnen gehalten. 

Die Lage wird sich in den nächs¬ 
ten Wochen noch weiter zuspitzen. 
Die griechische Regierung weist dar¬ 
auf hin, dass allein entlang der türki¬ 
schen Ägäis-Küste mehr als 100 000 
Flüchtlinge auf eine Möglichkeit war¬ 
ten, nach Griechenland zu kommen. 


UZ: Wie unterstützen Sie die Flüchtlin¬ 
ge in Griechenland? 

Annette Groth: Die Situation ist so 
katastrophal, dass die UNHCR Grie¬ 
chenland als Notstandsgebiet klassi¬ 
fiziert hat. Deshalb habe ich die Bun¬ 
desregierung aufgefordert, aus dem 
Haushaltstitel „Humanitäre Nothilfe“ 
Gelder für die Verbesserung der Lage 
der Flüchtenden in Griechenland zur 
Verfügung zu stellen. Den griechi¬ 
schen Hilfsorganisationen fehlt es an 
allem: Zelte, Decken, Medikamente, 
Infektionsschutz, Nahrung. Die häu¬ 
fig privat organisierten Health-Center 
benötigen dringend Hilfe zur Finan¬ 
zierung von medizinischem Notfallm¬ 
aterial und Medikamenten. Dringend 
benötigt werden neben Medikamen¬ 
ten auch Verbände, sterile Handschu¬ 
he, Flüssigkeiten und Gesichtsmas¬ 
ken. 

Gleichzeitig versuche ich durch 
Vorträge, Artikel und bei vielen Ge¬ 
sprächen aufzuzeigen, dass vor allem 
die Erpressungspolitik der EU gegen¬ 
über Griechenland die Situation für 
die Flüchtlinge seit Jahren immer wei¬ 
ter verschlechtert hat. Mit den Austeri- 
tätsprogrammen wurde Griechenland 
bewusst in eine finanzielle und sozia¬ 
le Katastrophe hineinmanövriert. Die 
Bundesregierung hat mit ihrer Poli¬ 
tik zur Förderung der transnationalen 
Konzerne und der deutschen Export¬ 
industrie Millionen von Griechinnen 
und Griechen in die Armut gestürzt, 
die griechische Wirtschaft zerstört und 
Griechenland zu einer „Kolonie“ der 
Troika degradiert. Hiergegen versuche 
ich Widerstand zu organisieren. Leider 
ist dieser Widerstand in Ländern wie 
Deutschland noch viel zu gering. Die 
Bundesregierung schafft es im Zusam¬ 
menspiel mit einigen Leitmedien, das 
Bild über Griechenland völlig zu ver¬ 
zerren. 

UZ: In welcher Hinsicht? 

Annette Groth: Sie lenkt bewusst 
von der brutalen Exportorientierung 
der deutschen Wirtschaftspolitik ab 
und verschweigt, dass die Verschul¬ 
dung Griechenlands vor allem auch 
ein Ergebnis der Exportüberschüsse 
Deutschlands gegenüber Griechen¬ 
land ist. Die falsche Konstruktion der 
Eurozone, fehlende Möglichkeiten in¬ 
nerhalb der EU zum Ausgleich von 
wirtschaftlichen Ungleichgewichten 
und die aggressive „beggar my neigh- 
bour policy“ sind die Ursachen für die 
Wirtschafts- und Finanzkrise in Län¬ 
dern wie Griechenland, Spanien, Ita¬ 
lien oder Portugal. Auch die französi¬ 
sche Wirtschaft steht mit den Rücken 
an der Wand. Für die Profite der Groß¬ 
konzerne werden ganze Regionen zer¬ 
stört, Massenarmut in Kauf genommen 
und damit auch eine der Ursachen für 
den zunehmenden Rassismus und Na¬ 
tionalismus in vielen Ländern der EU 
gefördert. 

UZ: Was können wir dagegen tun? 
Annette Groth: Wir müssen den Wi¬ 
derstand in die Metropolen der EU 
tragen. Mit der Losung „OXI“ wurden 
erste Ansätze geleistet. Ohne internati¬ 
onale Vernetzung und einem verstärk¬ 
ten Engagement der Gewerkschaften 
wird es jedoch nicht gelingen. Die ex¬ 
portorientierte Wirtschaftspolitik wird 
mit einem Niedriglohnsektor, der über 
Steuergelder subventioniert wird, wei¬ 
ter forciert. Mit den Niedriglöhnen 
und den niedrigen Lohnzuwächsen in 
Deutschland wird die Konkurrenzfä¬ 
higkeit der deutschen Exportwirtschaft 
noch weiter gesteigert und die Öko¬ 
nomien in den anderen EU-Ländern 
kaputtkonkurriert. Die Zunahme des 
Niedriglohnsektors, Hartz IV, Riester- 
Rente, Zerstörung des Normalarbeits¬ 
verhältnisses und die aktuellen Versu¬ 
che, das Streikrecht einzuschränken, 
sind Ergebnis dieser neoliberalen Po¬ 
litik. Dem gilt es gemeinsam Wider¬ 
stand und zivilen Ungehorsam entge¬ 
genzusetzen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Lohngefälle wird steiler 

Bertelsmann-Studie macht erhebliche Unterschiede nach Berufen und Haushalten aus 


Größte Zuwächse für Topverdiener 

Seit 1985 stiegen die Einkommen* in 17 OECD-Staaten der 


* verfügbares Haushaltseinkommen 

Quelle: OECD 2015 || ©Hans-Böckler-Stiftung 2015 


+ 51% 





er jüngste Arbeitskampf im öf¬ 
fentlichen Dienst wurde von 
der Gewerkschaft ver.di und 
den streikenden Kolleginnen und Kol¬ 
legen in Nordrhein-Westfalen unter 
dem Motto „Wir sind es wert!“ geführt. 
Selbstdarstellung von ver.di: Diese Ge¬ 
werkschaft „ist die Expertin für gute 
Arbeit, faire Löhne, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ...“ Eine Studie der 
Bertelsmann-Stiftung lässt unter dem 
Titel „Lohneinkommensentwicklun¬ 
gen 2020. Eine Vorausberechnung der 
Einkommensentwicklung in Branchen, 
Haushalten und Einkommensgruppen 
in Deutschland“ Zweifel an der positi¬ 
ven Wertschätzung aufkommen. 

Etwas offensiver war da schon die 
gemeinsame Aussage von DGB, ver. 
di und GEW mit Blick auf Erziehe¬ 
rinnen und Erzieher: „Ihre Arbeit ist 
mehr wert! “ Diese Aussage ist zweifel¬ 
los richtig. Selbst die Bertelsmann-Stu¬ 
die muss allerdings feststellen, dass es 
in der Vergangenheit „eine Phase de¬ 
zidierter Lohnzurückhaltung“ gege¬ 
ben hat, so dass „hinter der künftigen 
Entwicklung ein großes Fragezeichen“ 
steht. 

Zusammenfassend kommt die Stu¬ 
die - was auch die Alltagswahrneh¬ 
mung im Betrieb ergeben hätte - zu 
der Erkenntnis, dass die Bruttolöhne 
steigen, wobei die höheren Einkom¬ 
men stärker steigen. Wer unten auf der 
Lohnskala steht, hat in Zukunft noch 
steilere Stufen vor sich. Je moderater 
die Lohnforderungen ausfallen, desto 
größer wird der Abstand. Originalton 
Bertelsmann: Bei „strikter Lohnzu¬ 
rückhaltung“ würden sich die höchsten 
Einkommenseinbußen für diejenigen 
ergeben, die „ganz unten“ stehen. 

Die UZ-Redaktion regt an, diese 
Ausgabe bis zum Jahr 2020 zu archi¬ 
vieren oder sich den Zugang im In¬ 
ternet zu sichern. In fünf Jahren kann 
dann die Bertelsmann-Prognose hin¬ 


sichtlich der Lohnzuwächse in absolu¬ 
ten Zahlen mit einem Blick ins eigene 
Portemonnaie oder auf den Kontoaus¬ 
zug überprüft werden. Das Jahresein¬ 
kommen soll zwischen 2012 bis 2020 
durchschnittlich (inflationsbereinigt) 
um 2 200 Euro steigen. „Durchschnitt¬ 
lich“ bedeutet: nicht für jeden. Das obe¬ 
re Fünftel bekommt 5 300 Euro mehr, 
das untere Fünftel muss sich mit zusätz¬ 
lichen 750 Euro begnügen. Im Gesund- 
heits- und Sozialbereich errechnete die 
Stiftung einen Zuwachs von 1 050 Euro 
zwischen 2012 und 2020. Erzieherinnen 
und Erzieher können also ablesen, in 
welchem Einkommenszuwachs sich 
die Wertschätzung ihrer Arbeit aus- 
drücken lässt. 

Von dieser Entwicklung sind in 
der Tat die einzelnen Branchen unter¬ 


schiedlich betroffen. Zusammenfas¬ 
sung: „Bei den fünf Sektoren mit den 
höchsten Zuwächsen handelt es sich 
ausschließlich um solche aus dem ver¬ 
arbeitenden Gewerbe. Die Branchen 
mit den geringsten prozentualen An¬ 
stiegen sind überwiegend im Dienst¬ 
leistungssektor angesiedelt.“ 

Einen weiteren Zusammenhang 
gibt es zwischen „Haushaltsgröße“, 
„Branchenzugehörigkeit“ und „Ein¬ 
kommenszuwachs“: Alleinstehende ha¬ 
ben 2 000 Euro mehr, Paare mit Kin¬ 
dern 1 650 Euro, und bei Alleinerzie¬ 
henden sind es 1 300 Euro. Die Tarife 
im Einzelhandel, im Sozial- und Ge¬ 
sundheitsbereich betreffen überdurch¬ 
schnittlich Alleinerziehende. Die Studie 
eröffnet auch Horizonte: In der oberen 
Gruppe werden die Einkommen von 


54 400 Euro (2012) auf 70 000 Euro 
(2020) steigen. „Unten“ reicht’s nur bis 
7 950 Euro. 

Selbst Aart de Geus, Vorstands¬ 
vorsitzender der Stiftung, kommt zu 
der Schlussfolgerung dass „nicht gan¬ 
ze Einkommensgruppen immer weiter 
abgehängt werden“ dürfen. Diese an¬ 
haltende Tendenz sei eine „große Her¬ 
ausforderung der kommenden Jahre für 
Politik, Sozialpartner und die gesamte 
Gesellschaft.“ Mit „Sozialpartnern“ 
meint er Kapitalvertreter und Gewerk¬ 
schaften. Die Studie ist wissenschaftlich 
so begrenzt gehalten, dass sie keine Ide¬ 
en, Pläne oder gar Strategien abfragt, 
wie diese Ungerechtigkeiten beseitigt 
werden können. Das Stichwort heißt 
„Sozialpartner“ - nicht Klassenkontra¬ 
henten. Uwe Koopmann 


Abschluss im Einzelhandel 
unter schwierigen Bedingungen 

Aufwertung unterer Einkommen gelang nicht ausreichend 


Der Einzelhandel gehört zu den Um¬ 
satz- und beschäftigungsstärksten Wirt¬ 
schaftssektoren in unserem Land. Der¬ 
zeit arbeiten dort mehr als drei Milli¬ 
onen Menschen. Um die Lohnkosten 
zu senken und die Arbeitsbedingun¬ 
gen der dort Beschäftigten der weite¬ 
ren Profitmaximierung unterzuordnen, 
scheren seit etwa Mitte der Neunziger¬ 
jahre immer mehr Einzelhandelsunter¬ 
nehmen aus den Flächentarifverträgen 
aus. Das Ergebnis: Im Handel malocht 
nur noch jeder zweite zu branchenweit 
geltenden Löhnen - im Jahr 2000 wa¬ 
ren es dagegen fast 75 Prozent, so eine 
Studie des Münchner Ifo-Instituts. In 
Ostdeutschland erhält sogar nur noch 
jeder dritte Beschäftigte Tariflohn. Wer 
keinen Tarifvertrag hat, verdient im 
Durchschnitt ein Viertel weniger. 

Im Einzelhandel gibt es die meis¬ 
ten Beschäftigten, die von ihrem 
Lohn nicht leben können. Und wen 
wundert’s, in nur in zwei Prozent al¬ 
ler Firmen ohne Tarifbindung gibt es 
einen Betriebsrat. Das alles ist gut für 
das Geschäft. 

Die Umsatzrendite im Einzelhan¬ 
del liegt stabil um die 3,5 Prozent, das 
bedeutet, mit einem Euro, der für Per¬ 
sonalkosten ausgegeben wurde, konn¬ 
ten 2014 31 Cent an Brutto-Gewinn 
gemacht werden. Eingedenk dessen 
formulierte die für die Branche zu¬ 
ständige Gewerkschaft zu Beginn der 
Tarifrunde 2015: „Klar und deutlich: 
Die Beschäftigten im Handel wollen in 
der anstehenden Tarifrunde ihren An¬ 
teil an den steigenden Gewinnen der 
deutschen Händler! ... Damit ist im 
Sommer 2015 schon mal eines sicher: 
Gute Arbeit hat ihren Preis und gute 
Beschäftigte haben Anspruch auf eine 


ordentliche Tariferhöhung!“. Konkret: 
ver.di forderte für diese Tarifrunde für 
die Beschäftigten im Einzelhandel bei 
einer Laufzeit von zwölf Monaten: Er¬ 
höhung der Gehälter, Löhne und Ver¬ 
gütungen für Auszubildende um einen 
Euro pro Stunde und ein tarifliches 
Mindesteinkommen von 1 850 Euro. 
Darüber hinaus forderte ver.di die 
Unternehmerseite auf, die Tarifverträ¬ 
ge des Einzelhandels für allgemeinver¬ 
bindlich erklären zu lassen, um weite¬ 
rer Tarifflucht und um sich greifenden 
Dumpinglöhnen zu begegnen. 

Beinharte Linie 
der „Arbeitgeber“ 

In der ersten Verhandlungsrunde im 
Einzelhandel Baden-Württemberg 
legten die Herren Handelsvertreter 
ein völlig unzureichendes Angebot 
vor. Das vorgelegte Angebot sah bei 
einer Laufzeit von 21 Monaten folgen¬ 
de Komponenten vor: Erhöhung der 
Löhne und Gehälter im ersten Jahr 
um 1,5 Prozent (nach einem Nullmo¬ 
nat) und eine nicht tabellenwirksa¬ 
me Einmalzahlung im zweiten Jahr in 
Höhe von 215 Euro in zwei Raten, für 
die Azubis boten sie 107,50 Euro. 

Dieses Angebot wurde von ver.di 
zurückgewiesen. Ihr Verhandlungsfüh¬ 
rer Bernhard Franke erklärte: „Die Be¬ 
schäftigten des Einzelhandels erwarten 
kräftige und dauerhaft wirkende Erhö¬ 
hungen. Ihre Einkommen reichen häu¬ 
fig kaum aus, um die anfallenden Kos¬ 
ten des täglichen Lebens bestreiten zu 
können - im Alter droht Altersarmut. 
Angesichts der anhaltend guten Wirt¬ 
schaftsentwicklung können die Un¬ 
ternehmen deutliche Erhöhungen gut 
verkraften.“ 


Begleitet von beeindruckenden 
Warnstreiks und Kundgebungen der 
Kolleginnen des Einzelhandels ging die 
Tarifauseinandersetzung nicht nur in 
Baden-Württemberg, sondern auch in 
den übrigen Tarifbezirken heftig weiter. 
Mitten in den Tarifkampf platzte die 
Meldung, dass die Metro-Tochter Real 
(38 000 Kolleginnen) aus der Tarifbin¬ 
dung ausschert und sie innerhalb des 
Handelsverbands Deutschland (HDE) 
in eine Mitgliedschaft ohne Tarifbindung 
wechselt. Unternehmen ohne Tarifver¬ 
trag hätten deutlich bessere Kosten¬ 
strukturen als tarifgebundene Betriebe. 

ver.di erklärte, die Gewerkschaft 
werde eine „Zwei-Klassen-Gesellschaft“ 
in der Belegschaft nicht akzeptieren. 
Tausende Beschäftigte haben sich land¬ 
auf, landab an Streiks und Protestakti¬ 
onen beteiligt. Am Ende der schwieri¬ 
gen Tarifauseinandersetzung steht trotz 
beeindruckender Streikbereitschaft der 
Beschäftigten und beachtlicher Mobili¬ 
sierung jetzt zum Auftakt der Sommer- 
Rabattaktionen ein Tarifvertrag, der ab 
1. Juli 2,5 Prozent mehr Lohn und Ge¬ 
halt vorsieht, ab 1. April 2016 weitere 
2 Prozent, beide Male tabellenwirksam. 
Das heißt, die neuen Entgelte gelten 
auch bei Neueinstellungen. Auch für 
die Auszubildenden gibt es ab 1. August 
2,5 Prozent mehr und ein Jahr später 
weitere 2 Prozent. 

Erst ab 2018 erhalten die Kollegin¬ 
nen im Osten nun endlich das gleiche 
Weihnachts- und Urlaubsgeld wie ihre 
Kolleginnen im Westen - zwölf Jahre 
lang hatte ver.di die Ost-West-Anglei¬ 
chung gefordert. Im Einzel- und Ver¬ 
sandhandel in Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen wird zum 1. Septem¬ 
ber 2015 in Höhe von 2,5 Prozent und 


zum 1. Juni 2016 in Höhe von 2 Pro¬ 
zent tabellenwirksam erhöht. Die Aus¬ 
bildungsvergütungen werden 2015 um 
2,5 Prozent und 2016 um 2 Prozent je¬ 
weils zum 1. September erhöht. „Eine 
Verkäuferin z.B. bekommt dadurch ins¬ 
gesamt eine Erhöhung in diesen bei¬ 
den Jahren von 64 Cent pro Stunde“, so 
ver.di - Verhandlungsführer Jörg Lauen- 
roth-Mago. 

Höherer 

Organisationsgrad erforderlich 

Die Kampfbedingungen waren nicht 
einfach. Der Einzelhandel zeichnet 
sich als Branche durch einen geringen 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
aus, durch merklich schwindende Tarif¬ 
bindung und einen Strukturwandel hin 
zu immer mehr prekärer Beschäftigung 
bei hoher Fluktuation der Belegschaft. 

Die ver.di-Forderung, die unteren 
Einkommen stärker aufzuwerten, war 
richtig, gelang dank einmaliger Fest¬ 
geldbeträge aber nur teilweise. Nur 
eine Minderheit der Beschäftigten wird 
von dem jetzt abgeschlossenen Tarifab- 
schluss „profitieren“. Bis zum Jahr 2000 
galten die Tarifverträge im Einzelhandel 
für alle Betriebe und alle Beschäftigten. 
Seit der Aufkündigung dieser Regelung 
dauert die Tarifflucht in der Branche 
an - mit verheerenden Folgen für das 
Entgeltniveau. Deswegen forderte die 
Gewerkschaft ja den Abschluss als all¬ 
gemeinverbindlich für die Branche er¬ 
klären lassen, damit Tarifflüchtlinge wie 
z.B. real so zur Gewährung der tarifli¬ 
chen Bedingungen an ihre Beschäftig¬ 
ten gezwungen wären. 

Doch diese ver.di-Forderung konn¬ 
te nicht durchgesetzt werden. ver.di-Se- 
kretär Bernhard Franke erklärte dazu 
„Sehr bedauerlich ... aber hier haben 
wir bei den Arbeitgebern auf Granit 
gebissen.“ Dies, obwohl sich unter den 
reichsten Deutschen mehrere Besitzer 
von Einzelhandelskonzernen befinden 
und die Einkommen der Beschäftigten 
nach wie vor im unteren Viertel der Ein¬ 
kommensskala sind. Manfred Dietenberger 


NGG-Aufruf für „Faire Arbeit“ 

Mit einer bundesweiten Aktionswoche 
vom 21. bis 25. September 2015 will die 
Gewerkschaft Nahrung Genuss Gast¬ 
stätten (NGG) die Arbeitsbedingungen 
in der Nahrungs- und Genussmittelin¬ 
dustrie thematisieren. „Übertriebener 
Leistungsdruck und hohe Belastungen 
sind vielerorts an der Tagesordnung, Ar¬ 
beitszeiten laufen aus dem Ruder und 
Schicht- und Nachtarbeit nehmen stetig 
zu“, heißt es dazu in einer Ankündigung 
der zum DGB gehörenden Gewerk¬ 
schaft. 

Mit „Faire Arbeit. Gutes Leben.“ 
haben zudem mehr als 200 Betriebsräte 
und Vertrauensleute aus ganz Deutsch¬ 
land einen Aufruf für „Humanisierungs¬ 
und Demografie-Tarifverträge, gesunde 
Arbeitsbedingungen, weniger Stress und 
echte Perspektiven im Beruf“ gestartet. 
Darin werden Leistungsdruck, belasten¬ 
de Arbeitszeiten, unsichere Arbeitsver¬ 
hältnisse und mangelnde Anerkennung 
im Beruf festgestellt. Die Bedingun¬ 
gen seien oft krank machend und viele 
schafften es nicht gesund bis zum Ren¬ 
tenalter. 

Weiter heißt es im Aufruf: „Wir, die 
NGG-Betriebsräte und -Vertrauens¬ 
leute, wollen mit Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen die Arbeits¬ 
bedingungen unserer Kolleginnen und 
Kollegen verbessern.“ Es werden gere¬ 
gelte Arbeitszeiten, die Verringerung 
von Nacht- und Wochenendarbeit, ein 
„Anspruch auf Anpassung der Arbeits¬ 
zeiten an die individuellen Lebenspha¬ 
sen“ und „Rückkehrrecht auf Vollzeit¬ 
arbeit“ sowie mehr Ausbildungsplätze 
bei unbefristeter Übernahme nach der 
Ausbildung gefordert. 
http://www.ngg.net/artikel/2015/06/ 
faire-arbeit-aufruf-und-unterzeichnen- 
de/ 

NGG feiert 150. 

Mit der Gründung der ersten gesamt¬ 
deutschen Gewerkschaft, des Allgemei¬ 
nen Deutschen Zigarrenarbeiter-Ver¬ 
eins im Jahr 1865 verbindet die NGG 
ihre eigene Geschichte. Vor 150 Jahren 
wurde dieser in Leipzig gegründet. 

Auf der Jubiläumswebseite www. 
ngg.net/150 werden (Vor-)Geschichte 
und Geschichte zur NGG veröffentlicht, 
auch in Form von Videos, Fotos und Ori¬ 
ginaldokumenten aus 150 Jahren, dar¬ 
unter auch die jüngere Gewerkschafts¬ 
geschichte. In den vier Themenkomple¬ 
xen „Selbsthilfe und Gemeinwirtschaft“, 
„Geschichte der NGG“, „Menschen in 
der NGG“ sowie „Aussperrung, Boy¬ 
kott und Streik“ geht es nicht nur um 
Gründerväter, sondern auch um Ar¬ 
beitskämpfe. 

So wie im Interview mit Ayse Ak, die 
am längsten Streik in der Geschichte der 
NGG beteiligt war. Dieser begann am 
7. Oktober 2005, als sich Beschäftigte vor 
den Toren von Gate Gourmet am Flug¬ 
hafen Düsseldorf, Halle 8a, versammel¬ 
ten, um in einen unbefristeten Streik zu 
treten. Das Ziel: Die geplante Arbeits¬ 
zeitverlängerung auf 40 Stunden pro 
Woche und die Streichung von fünf Ur¬ 
laubstagen verhindern. Außerdem for¬ 
derten die Kolleginnen und Kollegen 
eine Lohnerhöhung von 4,5 Prozent. 
Der Streik dauerte bis zum 7. April 2006, 
das Verhandlungsergebnis war eine Ent¬ 
gelterhöhung um jeweils ein Prozent. 

Während des Streiks trat Ayse Ak 
in die NGG ein und wurde im März 
2006 Mitglied im Betriebsrat bei Gate 
Gourmet. Ihre Wahl zur Vorsitzenden 
des Betriebsrats erfolgte 2007. Dieses 
Amt hatte sie bis 2010 inne. Seit April 
2014 ist Ayse Ak stellvertretendes Mit¬ 
glied im Betriebsrat und arbeitet heute 
überwiegend im organisatorischen Be¬ 
reich. 

Damit ist auch dieser Bestandteil der 
deutschen Gewerkschaftsgeschichte ein¬ 
mal aufgenommen, nämlich die ständi¬ 
gen (und leider viel zu häufig erfolgrei¬ 
chen) Versuche der „Arbeitgeber“, das 
Rad der Geschichte zurückzudrehen. 
Ein Online-Projekt, welches die Mög¬ 
lichkeiten der Einbindung von Bild- und 
Videomaterial übersichtlich nutzt. Inter¬ 
essierte sollten sich vom Stöbern weder 
durch das obligatorische Grußwort von 
Andrea Nahles abhalten lassen noch von 
den knapp gehaltenen Ausführungen zu 
Weimarer Republik und DDR - hätte 
schlimmer kommen können. 

Website: www.ngg.net/150 
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Jugend forscht Etablierte Brandbeschleuniger 

Minden: Rechtslastiger Lehrer an Waldorf-Schule Polizei und Justiz üben sich in Stimmungsmache gegen Flüchtlinge 


I n Minden könnte die Neugier 
zweier Waldorf-Schülerinnen 
ihren rechtslastigen Lehrer den Job 
kosten. 

Die beiden Schülerinnen hatten im 
April dieses Jahres den Namen ihres 
Werken- und Kunstlehrers Wolf-Die¬ 
ter Schröppe bei „Google“ eingege¬ 
ben und so herausgefunden, dass die¬ 
ser Vorsitzender des Vereins „Ahnen¬ 
stätte Conneforde“ sei. Konkret heißt 
das, der Waldorf-Pädagoge steht einem 
Verein vor, der einen Friedhof, einen so 
genannten Heiden-Friedhof, verwaltet, 
auf dem - unter echten „deutschen“ Ei¬ 
chen - auffallend viele Nazis ihre letzte 
Ruhe fanden: darunter NSDAP-Mitglie- 
der, SS-Männer, Holocaust-Leugner so¬ 
wie Gertrud Herr, stramme Nazisse aus 
Hamburg-Blankenese, ehemalige Füh¬ 
rerin des „Bund Deutscher Mädel“ und 
gute Freundin des Nazi-Anwalts Jürgen 
Rieger, der als ihr „politischer Zieh¬ 
sohn“ bezeichnet wird. 

Der Verein wurde 1958 unter Mithil¬ 
fe von Marie Adelheid Reuß-zur Lippe, 
NSdAP-Mitglied seit 1930, genannt „die 
braune Prinzessin“, gegründet. Den Vor¬ 
sitz übernahm Schröppe 2008 von Alfred 
Manke, einem Gründungsmitglied der 
niedersächsischen NPD, der 1972 für 
die Nazi-Partei für den Bundestag kan¬ 
didierte. Auch Manke ist inzwischen in 
den ewigen deutschen Eichenhain ein¬ 
gekehrt. 

Schröppe, der seit 20 Jahren an der 
Freien Waldorfschule Minden tätig ist, 
war bis 2001 Mitglied im „Bund Deut¬ 
scher Unitarier“. Auch an dessen Grün¬ 
dung war die „braune Prinzessin“ betei¬ 
ligt und dessen Vermögen fällt laut Sat¬ 
zung bei Auflösung an die Ahnenstätte 
Conneforde. Außerdem publiziert er 
munter in rechten Verlagen, spekuliert 
z.B. in einem Aufsatz über Hoffmann 
von Fallersleben über den Einfluss der 
Hochfinanz, u.a. der Rothschilds. Mit¬ 
samt seiner Familie soll er 2005 an ei¬ 
nem Treffen der rechtsextremen „Art¬ 
gemeinschaft“ in Thüringen teilgenom¬ 
men haben. Zu dem Zeitpunkt wurde 
die Nazi-Sekte von Jürgen Rieger ge¬ 
führt, dem politischen Ziehsohn jener 
Gertrud Herr, die in der „Ahnenstätte 
Conneforde“ im Schatten deutscher Ei¬ 
chen ewiglich ruht. 

Im April informierten die beiden 
Schülerinnen die Schulleitung über 
Schröppes Vorsitz in dem obskuren 
Friedhofs-Verein. Die Schulleitung zog 
die „Mobile Beratung gegen Rechtsex¬ 
tremismus“ aus Herford hinzu, die den 
Fall genau untersuchte. Zwei Monate 
später wurde auf der Schulversamm- 


Mit der Kreisgebietsreform ver¬ 
schwanden 2011 sechs der zwölf 
Landkreise und vier der sechs kreis¬ 
freien Städte von der Landkarte. Es 
entstanden Landkreise, die teilweise 
mehr als doppelt so groß sind, wie 
das ganze Bundesland Saarland. Das 
Ganze geschah, wie immer, unter ei¬ 
nem klangvollen Namen: „Gesetz zur 
Schaffung zukunftsfähiger Struktu¬ 
ren der Landkreise und kreisfreien 
Städte des Landes Mecklenburg-Vor¬ 
pommern“. Unter „zukunftsfähig“ 
verstand man, den Bevölkerungs¬ 
schwund durch die Zusammenlegung 
bzw. Schließung von Behörden zu be¬ 
gleiten, statt deren Ursachen (Armut, 
Arbeitslosigkeit, Infrastrukturschwä¬ 
chen etc.) zu bekämpfen. 

Mit der gleichen Argumentation 
wurde auch die Änderung des Ge¬ 
richtsstrukturgesetzes auf den Weg 
gebracht. Auch hier bedeutet „zu¬ 
kunftsfähig“ das Auflösen und Zu¬ 
sammenlegen von Behörden. Von 
Seiten der Landesregierung wird von 
Effizienz, Synergieeffekten und not¬ 
wendiger Spezialisierung gesprochen. 
Im Klartext heißt dies Stellenabbau. 


lung, bestehend aus Schülerinnen und 
Schülern, Eltern, Pädagoginnen und Pä¬ 
dagogen, über das Ergebnis der Herfor¬ 
der Rechtsextremismus-Experten disku¬ 
tiert - und letztendlich für den Verbleib 
Schröppes an der Schule gestimmt. Weil 
der Lehrer eine Affinität zu rechtem 
Gedankengut weit von sich wies und als 
Pädagoge und Kollege sehr beliebt ist. 
Einen Tag später gab die Schulleitung 
trotzdem dessen Suspendierung bis zum 
Ende der Schulferien in NRW bekannt. 

Nun schaltete sich der Bund der Frei¬ 
en Waldorfschulen (BdFWS) ein, und 
fordert die Entlassung Schröppes. An¬ 
dernfalls könne gegebenenfalls die Min- 
dener Waldorfschule aus dem Verbund 
ausgeschlossen werden. Außerdem kann 
die Bezirksregierung Detmold Schröppe 
die Lehrbefähigung entziehen. 

Sowohl die Freie Waldorfschule 
Minden als auch der BdFWS distanzier¬ 
ten sich in öffentlichen Verlautbarun¬ 
gen von völkischem Gedankengut. Auf 
ihrer Webseite ist jedoch zu lesen: „Auf 
dem Welt- und Menschenbild Rudolf 
Steiners und seiner daraus entwickel¬ 
ten Pädagogik fußend, will die Waldorf¬ 
schule in Minden die ihr anvertrauten 
Kinder und Jugendlichen zu selbststän¬ 
digen und urteilsfähigen Menschen er¬ 
ziehen ...“ 

Nun ist es mit dem Welt- und Men¬ 
schenbild Rudolf Steiners aber so ‘ne 
Sache: Dessen Ideologie basiert auf der 
Annahme, dass die Menschen verschie¬ 
dene Entwicklungsstufen durchlaufen 
und dabei verschiedenen „Rassen“ an¬ 
gehören. In der Welt Steiners spielt die 
„weiße Rasse“ eine bedeutende Rolle: 
„Die weiße Rasse ist die zukünftige, ist 
die am Geist schaffende Rasse.“ Und in¬ 
nerhalb der „weißen Rasse“ haben die 
„Germanen“ eine herausragende Missi¬ 
on, sie sind es, die die „Menschheitsent¬ 
wickelung“ voranbringen. Die „Germa¬ 
nen“ - sprich: die „Deutschen“ - sind 
laut Steiner ein auserwähltes Volk. 

Im Gegensatz zu den Menschen in 
Afrika, die seiner Ansicht nach an sich 
selbst zugrunde gehn: „Wenn die Neger 
nach dem Westen auswandern, da kön¬ 
nen sie nicht mehr soviel Licht und Wär¬ 
me aufnehmen wie in ihrem Afrika. ... 
Daher werden sie kupferrot, werden In¬ 
dianer ... Das können sie nicht aushal- 
ten. Daher sterben sie als Indianer im 
Westen aus, sind wiederum eine unter¬ 
gehende Rasse, sterben an ihrer eigenen 
Natur...“ Steiners Ideenwelt passt wie 
die Faust aufs Auge zu der Ideologie 
der Kreise, in denen Schröppe sich be¬ 
wegt. 

Birgit Gärtner/redaktionell gekürzt 


Richterbund und „Pro Justiz“ 
initiierten erfolgreich ein Volksbe¬ 
gehren. Nach dessen Ablehnung am 
3. Juni durch das Landesparlament 
muss nun ein Volksentscheid durch¬ 
geführt werden. Dieser wird der ers¬ 
te sein, welcher durch die Volksge¬ 
setzgebung herbeigeführt wurde, 
und der zweite überhaupt. Der erste 
fand 1994 zur Verfassung von Meck¬ 
lenburg-Vorpommern statt. Nach 19 
Volksinitiativen ein neuer Schritt der 
direkten Demokratie in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern. 

Vor allem durch die Unterstüt¬ 
zung anderer Berufsgruppen aus 
dem Justizwesen, wie zum Beispiel 
Rechtspfleger, Wachtmeister, im mitt¬ 
leren Dienst Tätige und auch Sozial¬ 
arbeiter, erlangten die Initiatoren ihr 
Ziel. Mehr als die geforderten 120 
000 gültigen Unterschriften erreich¬ 
ten die Landeswahlleiterin Doris Pe- 
tersen-Goes. 

Sollte der Volksentscheid nicht 
angenommen werden, werden die 
Amtsgerichte Anklam, Neustrelitz, 
Parchim, Grevesmühlen, Demmin 
und Bergen zu Zweigstellen degra- 


Die Lebensbedingungen für Flüchtlin¬ 
ge in Deutschland werden zunehmend 
unerträglicher. Bereits seit Monaten 
kommt es zu rassistischen Kampagnen 
und Aufmärschen gegen Flüchtlinge 
und deren Unterkünfte. In verschiede¬ 
nen Kommunen kam es in den letzten 
Wochen außerdem zu Brandanschlä¬ 
gen auf noch unbewohnte Wohnhäu¬ 
ser, die Flüchtlingen als Unterkunft 
dienen sollten. 

Angeheizt wird der rechte Mob der 
Flüchtlingsgegner unterdessen von eta¬ 
blierten Politikern, wie etwa dem baye¬ 
rischen Ministerpräsidenten Horst See¬ 
hofer (CSU). Dieser wollte jüngst einen 
„dramatischen Anstieg der Asylbewer¬ 


berzahlen“ ausgemacht haben, der das 
von ihm geführte Bundesland an sei¬ 
ne Belastungsgrenze führe. Dies gelte 
in organisatorischer, personeller und 
auch finanzieller Hinsicht, schwadro¬ 
nierte er weiter. Es gelte daher „massiv 


diert und die Behörden in Uecker¬ 
münde, Hagenow, Doberan, Wolgast 
und Ribnitz-Damgarten vollständig 
aufgelöst. Bürgernähe würde dann 
für so manchen 60 km Anfahrt be¬ 
deuten. 

Um dies abzuwenden, müssen am 
6. September 2015 (Sonntag) mindes¬ 
tens ein Drittel der Wahlberechtigen 
und die Hälfte der Teilnehmenden 
dem Begehren zustimmen. 

Wir, der Landesvorstand der DKP 
Mecklenburg-Vorpommern, rufen 
dazu auf, am Volksentscheid teilzu¬ 
nehmen und gegen die Reform zu 
stimmen! 

Schließungen von Behörden, 
Schulen, Berufsschulen, Bürgerzen¬ 
tren, Kinder- und Jugendeinrichtun¬ 
gen sowie von Kultur- und Sportstät¬ 
ten sind die falsche Antwort auf den 
Bevölkerungsrückgang in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern. 

Für ein lebenswertes Land! Gegen 
das Kaputtsparen und Auflösen un¬ 
serer Infrastruktur! H.F.M. 

Aus „Roter Leuchtturm“ Ausgabe 2015-2 
(Landeszeitung der DKP Mecklenburg-Vorpommern) 


entgegenzusteuern“. Außerdem müsse 
man „klar benennen, um was es geht, 
wenn Menschen ohne Schutzanspruch 
nach Deutschland kommen, wie zum 
Beispiel vom Westbalkan: Asylmiss¬ 
brauch“, so der CSU-Chef. 

Kritik erntete der CSU-Hardliner 
dafür vom Linkspartei-Vorsitzenden 
Bernd Riexinger. „Ich stelle mit Er¬ 
schrecken fest, dass insbesondere Herr 
Seehofer und die CSU zu einem bil¬ 
ligen Populismus in der Asylfrage zu¬ 
rückgekehrt sind“. „Wenn Herr Seeho¬ 
fer von massenhaftem Asylmissbrauch 
spricht, dann bedient er ganz billigen 
Rassismus in Deutschland“. Damit mo¬ 
tiviere Seehofer indirekt Rechtsextre¬ 


me zu Anschlägen auf Asylunterkünfte, 
stellte Riexinger klar. 

Fernab der etablierten Politik übten 
sich in den letzten Tagen jedoch auch 
hochrangige Polizeibeamte in übler 
Stimmungsmache. Anlässlich der Vor¬ 
stellung des „Jahresberichtes der Bun¬ 
despolizei 2014“ am 13. Juli betonte 
etwa der Präsident des Bundespolizei¬ 
präsidiums, Dr. Dieter Romann, dass 
„man sich“ sicherlich darüber streiten 
könne, „ob man mehr Zuwanderung 
will oder weniger oder welche Zuwan¬ 
derung man will. Doch egal, für welche 
Variante wir uns in Deutschland ent¬ 
scheiden: Sie setzt in jedem Fall eine 
Steuerung voraus“. Man müsse auch 
„Nein“ sagen können - „und dieses 
,Nein‘ auch durchsetzen können“, so 
Romann weiter. Außerdem begrüßte er 
die von Bundesinnenminister Thomas 
de Maiziere „angestoßenen Beschleu¬ 
nigungen der Asylverfahren sowie 
die Änderungen zur besseren Durch- 
setzbarkeit von Ausreisepflichten“ als 
„richtigen Schritt“. 

„Wenn alle Mitgliedstaaten ihren 
Verpflichtungen aus dem Schenge¬ 
ner Durchführungsübereinkommen 
(SDÜ) und dem Dubliner Überein¬ 
kommen (DÜ) nachkämen, dürften 
an den Landgrenzen der Bundesrepu¬ 
blik überhaupt keine unregistrierten 
Flüchtlinge ankommen“, wusste auch 
Heiko Teggatz, erster stellvertretender 
Bundesvorsitzender der offen reakti¬ 
onären DPolG-Bundespolizeigewerk- 
schaft zu berichten. „Jeder unregistrier- 
te Asylsuchende ist bei seiner Ankunft 
in Deutschland offensichtlich unkon¬ 
trolliert durch mindestens zwei Schen¬ 
genstaaten gereist. Hier liegt der Hase 
im Pfeffer! Daran muss dringend auf 
europäischer Ebene gearbeitet wer¬ 
den“, forderte Teggatz. Auch die Ge¬ 


werkschaft der Polizei (GdP) positio¬ 
nierte sich ähnlich. So wandte sich Jörg 
Radek, stellvertretender Bundesvor¬ 
sitzender der GdP, mit einem Brand¬ 
brief an Bundesinnenminister Thomas 
de Maiziere (CDU). Darin kritisierte 
der Gewerkschaftsvize, dass die Bun¬ 
despolizei nicht mehr in der Lage sei, 
wie gesetzlich vorgeschrieben, die Fin¬ 
gerabdrücke von Flüchtlingen bei der 
Einreise zu nehmen. 

„Niemand weiß bei diesen Verfah¬ 
ren, welche Personen tatsächlich nach 
Deutschland gekommen sind und zu 
welchem Zweck, ob es sich um Flücht¬ 
linge oder Rückkehrer aus Bürger¬ 
kriegsregionen handelt. Wenn schon 


die Feststellung der wahren Identität 
ohnehin in vielen Fällen schwierig ist, 
so ist das jetzige Verfahren eine Ein¬ 
ladung zur Identitätsverschleierung“, 
schrieb Radek an den Bundesinnen¬ 
minister. 

Während sich somit auch Behörden 
und staatliche Institutionen zuneh¬ 
mend an der pauschalen Verächtlich¬ 
machung von Flüchtlingen beteiligen 
und sich Meldungen über rassistische 
Kontrollen und Übergriffe von Poli¬ 
zisten auf Migranten häufen, kann die 
Bundesregierung keinen Rassismus 
in staatlichen Institutionen erkennen, 
wie sie auf eine Kleine Anfrage der 
Linkspartei-Bundestagsabgeordneten 
Sevim Dagdelen antwortete. 

„Anstatt den Schutz der oftmals 
traumatisierten Flüchtlinge zu ge¬ 
währleisten und ihnen endlich die ih¬ 
nen zustehenden sozialen Rechte zu 
gewährleisten, sieht die Bundesregie¬ 
rung diesem brandgefährlichen Trei¬ 
ben weiterhin tatenlos zu. Sie macht 
sich damit mitschuldig an der rassis¬ 
tischen Gewaltwelle in Deutschland“, 
kritisierte Dagdelen daraufhin. Es be¬ 
dürfe „massivem Druck aus der Ge¬ 
sellschaft gegen das organisierte Weg¬ 
schauen der großen Koalition gegen¬ 
über Diskriminierung und Rassismus“, 
forderte sie. 

Tatsächlich scheinen Antirassis¬ 
ten in nicht wenigen Kommunen der 
Bundesrepublik dafür Sorge tragen 
zu müssen, dass es nicht wie in den 
1990er Jahren zu einer Welle mörde¬ 
rischer Anschläge kommt. Eigentlich 
wäre dies die Aufgabe der Polizei. 
Deren Vertreter zündeln jedoch of¬ 
fensichtlich lieber selbst mit, in dem 
sie Öl ins wieder lodernde rassistische 
Feuer gießen. 

Markus Bernhardt 


Ja zum Volksentscheid, 

nein zur Gerichtsstrukturreform! 

Volksentscheid in Mecklenburg-Vorpommern am 6. September 
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Die Kapitulation und ihre Folgen 


Dokumentiert: 

Erklärung der VVN-BdA 


Auf die SPD kann sich das Kapital verlassen 


D ie Erklärung des Euro-Gipfels, 
die vom griechischen Minister¬ 
präsidenten und vom Parlament 
Zustimmung abpresste, wird nach Auf¬ 
fassung des ehemaligen Finanzminis¬ 
ters, Yanis Varoufakis, als die „Kapitu¬ 
lationsurkunde Griechenlands“ in die 
Geschichte eingehen. Fast alle Ent¬ 
scheidungen der letzten fünf Mona¬ 
te sollen rückgängig gemacht werden. 
Die Regierung muss die Institutionen 
zu sämtlichen Gesetzesentwürfen in re¬ 
levanten Bereichen mit angemessenem 
Vorlauf konsultieren und sich mit ihnen 
abstimmen, ehe eine öffentliche Kon¬ 
sultation durchgeführt oder das Par¬ 
lament befasst wird. Nachdem Athen 
den ersten erpresserischen Forderun¬ 
gen nachzukommen beschlossen hat, 
befasste sich der deutsche Bundestag 
mit einem dritten Hilfspaket. 

★ 

Schon das erste Hilfspaket war bei den 
damals im Bundestag vertretenen Par¬ 
teien umstritten. Es wurde als einma¬ 
lige Hilfsmaßnahme deklariert. Doch 
gebracht hat es nichts. Dann wurde 
das zweite Hilfspaket nach Athen ver¬ 
schickt, was bei etlichen Abgeordne¬ 
ten auf Widerspruch stieß. Doch die in 
Athen damals Regierenden Konserva¬ 
tiven bzw. Sozialdemokraten schoben 
es erneut den Banken zu. Es änderte 
sich im Land nichts. Oh doch - denn 
Syriza entstand und versprach, eine an¬ 
dere Politik gegen die Banken und ge¬ 
gen das Europa der Konzerne durch¬ 
zusetzen. 

Dieser hoffnungsvolle Versuch wur¬ 
de nunmehr vorerst gestoppt. „Dafür 
danken wir aufrichtig der deutschen 
Kanzlerin und dem französischen Prä¬ 
sidenten“, sagte Sigmar Gabriel am 
Freitag im Bundestag. Befriedigt nah¬ 
men er und die Seinen zur Kenntnis, 
dass die Troika wieder über das Land 
herrscht. 2 000 Beamte will Finanzmi¬ 
nister Schäuble bestens bezahlen, die 
in Griechenland für den Aufbau ei¬ 
nes „handlungsfähigen Staats- und Fi¬ 
nanzwesen“ tätig werden sollen. Denn 
Deutschland sei „ein mitfühlendes 
Land“, so Sigmar Gabriel in der Bun¬ 
destagsdebatte am vergangenen Frei¬ 
tag, und er dankte Schäuble ausdrück¬ 
lich für dessen „Hilfsbereitschaft“. 

Dass Bundeskanzlerin Merkel und 
ihr Finanzminister bei der Niederwer¬ 
fung der Syriza-Regierung eine maß¬ 
gebliche Rolle spielten, ist in aller 
Welt wahrgenommen und kommen¬ 
tiert worden. Was kam und kommt 
von der SPD? Wenige Tage vor sei¬ 
ner Danksagung an Merkel, Hollan¬ 


de und Schäuble hatte der Vizekanz¬ 
ler und SPD-Vorsitzende noch da¬ 
von gesprochen, dass Tsipras „letzte 
Brücken eingerissen“ habe, „über die 
Europa und Griechenland sich auf ei¬ 
nen Kompromiss zu bewegen konn¬ 
ten“. Nun, nachdem Athen unterwor¬ 
fen wurde, kämpfe Griechenland „um 
seine Selbstbehauptung“, so Gabriel. 
„Es kämpft darum, in Europa geach¬ 
tet zu werden und es kämpft darum, 


endlich aus dem Status eines Almo¬ 
senempfängers herauszukommen und 
sein Schicksal als vollwertiges Mit¬ 
glied des Euroraums.“ 

Ein „Höhepunkt“ seiner Rede war 
seine Kritik an den „Superreichen“ 
(in Athen, versteht sich), deren „steu¬ 
erpflichtige Vermögenswerte“ einge¬ 
froren werden müssen. Die hätten in 
den vergangenen Jahren Geld abge¬ 
zogen und Wohnungen in Berlin, Lon¬ 
don, Amsterdam und Paris erworben. 
„Wir dürfen in Europa und Deutsch¬ 
land“, wetterte Gabriel weiter, „nicht 
der Rückzugsraum für asoziale Super¬ 
reiche werden, die sich zu Hause der 
Verantwortung entziehen.“ So spricht 
ein verantwortungsloser Demagoge, 
der hierzulande jede Forderung und 
jeden Parteitagsbeschluss kassiert, die 
auf eine höhere Besteuerung der Ge¬ 
winne und Vermögen sowie gegen ein 


Verschieben von Geldströmen ins Aus¬ 
land hinauslaufen. 

Ähnliche Ansichten äußerte na¬ 
türlich auch der SPD-Fraktionsvor- 
sitzende Thomas Oppermann. Dessen 
Wahrnehmung war, dass sich Tsipras in 
den vergangenen Monaten überhaupt 
nicht an die Lösung der eigentlichen 
Probleme gemacht habe. „Im Gegen¬ 
teil: Die Reichen im eigenen Land 
wurden verschont und die Rentner 


haben am Ende kein Geld mehr be¬ 
kommen.“ Dabei weiß der Oppermann 
genau, wer die Bankschalter schließen 
ließ. Auch weitere Drohungen gegen 
diejenigen, die sich nicht unterwerfen 
wollen, sprach er offen aus. Die SPD 
stimme einem dritten Hilfspaket nur 
zu, wenn sich die Athener Regierung 
„scharfen Kontrollen der zugesagten 
Reformen“ unterwerfe. „Finanzielle 
Unterstützung darf nur Zug um Zug 
und nur jeweils nach erbrachten Re¬ 
formleistungen freigegeben werden. 
Deren Umsetzung muss permanent 
überwacht werden.“ 

★ 

Es waren schließlich vier SPD-Abge¬ 
ordnete, die gegen das erpresserische 
Hilfspaket im Bundestag stimmten. 
Einer von ihnen war Peer Steinbrück. 
Dem die Sache nicht drakonisch ge¬ 


nug war: „Wo kein Wille ist, ist auch 
kein Weg“, meinte er. Grexit! 

Nun weiß man in der SPD sehr 
gut, dass es auch andere Stimmen 
gibt. Stimmen der Sympathie mit der 
Syriza-Regierung und mit Tsipras, 
Sympathie mit dem Lüftchen namens 
Aufbruch und Erneuerung im alten 
Europa. „Ein Teil der linken SPD- 
Wählerschaft hegt offene Sympathien 
für das zynische Dilettanten-Kabinett 


in Athen, das aus links- wie rechtsra¬ 
dikalen Kräften zusammengeschraubt 
ist. Das revolutionäre Auftreten des 
Premiers und seines ... Sidekicks mit 
Motorradhelm und ohne Krawatte er¬ 
füllte rebellische Distinktionsphanta¬ 
sien von Alt-68ern wie Neo-Attacis- 
ten unter den SPD-Freunden“, fand 
Ulf Poschardt in einem Kommentar 
der Springer-Zeitung „Die Welt“ her¬ 
aus. Sein Fazit ist eindeutig: „Die füh¬ 
renden Sozialdemokraten riskieren 
in diesen europäischen Krisen viel. 
Sie setzen Verantwortung vor Gesin¬ 
nung. Sie erweisen sich einmal mehr 
als Säulen dieser Republik und eines 
liberalen Europas. Der aktuell einzige 
Weg, den Kanzler zu stellen, fällt da¬ 
mit ebenfalls weg: den in einer Koali¬ 
tion mit Grünen und der Linken. Sie 
opfern viel.“ Rolf Priemer 



Sitzungssaal der SPD-Fraktion: Nur vier SPD-Abgeordnete stimmten am vergangenen Freitag im Bundestag gegen das 
erpresserische Hilfspaket. Einer von ihnen war Peer Steinbrück. Dem war die Sache nicht drakonisch genug ... 


Dokumentiert: 

Aus der Rede von Gregor Gysi* 
am 17. Juli im Bundestag: 

(...) Jetzt will ich Ihnen sagen, warum 
Ihre Politik unsozial, undemokratisch 
und antieuropäisch ist. Ich fange mit 
„unsozial“ an. 

Warum ist sie unsozial? Weil Sie 
nach den dramatischen Kürzungen bei 
Löhnen und Renten in Griechenland 
um 30 bis 40 Prozent weitere Kürzun¬ 
gen der Renten verlangen, außerdem 
noch die Erhöhung der Mehrwertsteu¬ 
er zulasten aller Verbraucherinnen und 
Verbraucher fordern, aber eine Besteu¬ 
erung der Vermögenden im Wesentli¬ 
chen strikt ablehnen. Das kann nicht 
gutgehen. 60 Prozent der Jugendlichen 
in Griechenland sind schon arbeitslos. 

Warum ist Ihre Politik undemokra¬ 
tisch? Weil Sie das Ergebnis des Volks¬ 
entscheids in Griechenland vollständig 
negieren. Der griechischen Bevölke¬ 
rung sagen Sie, sie könne entscheiden, 
was sie will, Herr Schäuble entscheide 
anschließend, dass es woanders lang¬ 
geht. Das ist die Lehre, die sie ziehen 
sollen. 

Und worüber müssen wir und an¬ 
dere Parlamente abstimmen? Ich nen¬ 
ne Ihnen ein Beispiel. Die griechische 
Regierung braucht die Erlaubnis der 
EU-Kommission, des Internationa¬ 
len Währungsfonds und der Europäi¬ 
schen Zentralbank schon allein für die 


öffentliche Diskussion eines Gesetz¬ 
entwurfes; denn nur nach Vorliegen 
dieser Erlaubnis darf sie diskutieren. 
Dann braucht sie noch einmal eine Er¬ 
laubnis, um diesen Gesetzentwurf ins 
Parlament einzubringen und über ihn 
abstimmen zu lassen. Das ist die fak¬ 
tische Abschaffung der parlamentari¬ 
schen Demokratie, die Sie dort organi¬ 
siert haben. (...) 

Thomas Jurk, MdB, SPD, 
Erklärung zum Abstim¬ 
mungsverhalten: 

(...) Heute wird über ein um Maß¬ 
nahmen vorfestgelegtes Mandat ent¬ 
schieden. Es handelt sich dabei im 
Wesentlichen um die Fortführung der 
seit 2010 geltenden Bedingungen, die 
sich zu vorderst an der Konsolidierung 
der Staatsausgaben ausrichten. Diese 
Orientierung hat die griechische Wirt¬ 
schaft zusätzlich belastet und das Land 
in eine mehrjährige Rezession getrie¬ 
ben. Die Produktion ist eingebrochen, 
die Arbeitslosigkeit insbesondere bei 
Jugendlichen ist angestiegen, ja die 
Armut ist insgesamt gestiegen. Ich 
vermisse Maßnahmen zur Bekämp¬ 
fung der Armut, aber vor allem auch 
zur Aufrechterhaltung der medizini¬ 
schen Versorgung. Mit den bisherigen 
Finanzhilfen sind vor allem Gläubiger¬ 
forderungen bedient worden, es fehlt 


an Investitionen in Wirtschaft und In¬ 
frastruktur. 

Heute gilt, was auch damals galt, 
dass damit kaum Wachstumsimpulse 
generiert werden. Vielmehr hat sich für 
die Eurogruppe der Finanzierungsbe¬ 
darf erhöht, während in Griechenland 
die sozialen Spannungen zugenom¬ 
men haben. Die vermögende Schicht 
Griechenlands soll nach den mir vor¬ 
liegenden Vorschlägen keinen oder 
bestenfalls einen geringen Beitrag zu 
Konsolidierung des Haushaltes leis¬ 
ten, während die Maßnahmen alle an¬ 
deren, insbesondere die immer größer 
werdende ärmere Bevölkerungsschicht 
und den Mittelstand, belasten. Gerade 
Letzterer wird zum Wiederbeleben der 
griechischen Wirtschaft benötigt. (...) 

Christian Ströbele, MdB, 

Bündnis 90/ Die Grünen: 

Ich lehne (...) die in der Erklärung des 
Euro-Gipfels vom 12. Juli 2015 formu¬ 
lierten Bedingungen ab. Deshalb stimme 
ich dem von der Bundesregierung vor¬ 
gelegten Verhandlungsauftrag nicht zu. 

Schon im ersten und zweiten sog. 
Rettungsschirm für Griechenland wur¬ 
den den Rentnern, den Arbeitslosen und 
dem sozial schwachen Teil der Bevölke¬ 
rung unverantwortliche soziale Härten 
auf erlegt. Deshalb habe ich gegen bei¬ 
de Programme gestimmt. Die Politik 


der Bundesregierung mittels Hilfen von 
Milliardenkrediten unter unzumutba¬ 
ren Sparauflagen für die sozial Schwa¬ 
chen ist gescheitert. Mehr als 25 % der 
Bevölkerung ist arbeitslos, bei den Ju¬ 
gendlichen sind es fast 60 %. Millionen 
sind ohne jedes Einkommen und ohne 
Krankenversicherung. Und die Schulden 
aus gewährten Hilfskrediten liegen bei 
weit über 300 Milliarden Euro. Die Til¬ 
gung dieser Schulden ist Griechenland 
nicht möglich. Schon die Schuldendiens¬ 
te kann das Land nicht mehr aufbringen. 
Ein Schuldenschnitt oder eine vergleich¬ 
bare Entlastung von den Schulden ist 
deshalb unverzichtbar. Deshalb haben 
die griechischen Wählerinnen und Wäh¬ 
ler im Referendum mit 61% gegen die 
Fortsetzung dieser Politik gestimmt. (...) 

20.7.2015: Pressemitteilung 
von Sahra Wagenknecht* 

Kürzungsdiktat verschärft Hunger in 
Griechenland 

„Es ist barbarisch, einem Land, in dem 
bereits tausende Kinder hungern, hö¬ 
here Steuern auf Lebensmittel zu dik¬ 
tieren. Es ist auch sinnlos, denn selbst 
wenn die Mehrwertsteuer auf 50 Pro¬ 
zent steigen würde, blieben die griechi¬ 
schen Schulden unbezahlbar. Statt die 
griechische Bevölkerung für die Wahl 
einer linken Regierung mit höheren 
Lebensmittelpreisen zu bestrafen, soll- 


VVN-BdA verurteilt Katas¬ 
trophenpolitik Berlins und 
Brüssels gegen Griechenland 
und erklärt sich solidarisch 
mit dem griechischen Volk 

Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschistin¬ 
nen und Antifaschisten verlangt drin¬ 
gend, die diktatorische und inhumane 
Politik der Bundesregierung und der 
EU gegen das griechische Volk sofort 
zu beenden. Vor dem Hintergrund der 
Geschichte steht es Deutschland gut 
an, die humanitäre Tragödie in Grie¬ 
chenland zu beenden. Der Sturz in die 
Katastrophe muss verhindert werden. 
Dazu können auch die Rückzahlung 
der Zwangskredite, die Hitlerdeutsch¬ 
land Griechenland abgepresst hat, und 
die immer wieder verschleppten Repa¬ 
rationszahlungen beitragen. 

Die VVN-BdA erklärt gegenüber 
den Demokraten und Antifaschisten 
in Griechenland ihre starke Solidarität 
und Verbundenheit. Wenn die aktuel¬ 
le ökonomische und humanitäre Krise 
nicht beendet werden kann, ist das er¬ 
neute Erstarken der militant faschisti¬ 
schen „Goldenen Morgenröte“ zu be¬ 
fürchten. Dazu darf es nicht kommen. 

Die Machtpolitik der Bundesregie¬ 
rung erinnert an schlimme Zeiten des 
rücksichtslosen Wirkens deutscher Po¬ 
litik in der Geschichte. Sie gefährdet 
den Frieden in Europa, weil sie Span¬ 
nungen zwischen den Völkern schürt. 

Wir fordern neben der Rückzah¬ 
lung der Zwangskredite und der fälli¬ 
gen Reparationen die Entschädigung 
der griechischen Juden und der Über¬ 
lebenden in den griechischen Opferge¬ 
meinden, die vom mörderischen Terror 
der Wehrmacht und SS betroffen wa¬ 
ren. Wir fordern Abrüstung und die Si¬ 
cherung von Mindest-Sozialstandards 
in der EU auf Kosten der Milliardäre 
und Bank-Profiteure, die die katastro¬ 
phale Lage innerhalb der letzten Jahre 
herbeigeführt haben. 

Eine Absage an die brutale Politik, 
für die vor allem Wolfgang Schäuble 
steht, erfordert auch ein Umdenken 
in der Justiz. Nachdem in Lüneburg 
im Auschwitzprozess nun endlich Ab¬ 
schied genommen wurde von einer 
Nachkriegsjustiz der selektiven Be¬ 
strafung und damit vielfachen Strafbe¬ 
freiung, soll endlich gelten: Jeder, der 
in der Mordmaschinerie seinen Platz 
einnahm, sollte wegen Mord und Bei¬ 
hilfe dazu verurteilt werden. Das er¬ 
fordert nicht nur die Bestrafung von 
SS-Leute aus Konzentrationslagern 
und ihren Helfern, sondern auch der 
Mitwirkenden an der Mordmaschi¬ 
nerie der Wehrmacht, wie sie auch in 
griechischen Städten und Dörfern un¬ 
beschreiblich grausam herrschte. Die 
VVN-BdA verlangt die Wiederaufnah¬ 
me der Ermittlungen im Falle Komeno 
und Kephalonia und in anderen Fällen, 
die von ihr schon vor zehn Jahren be¬ 
antragt wurden. 

Die Bundessprecherinnen und Bundes¬ 
sprecher der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifaschis¬ 
ten (VVN-BdA) 

Berlin, den 18. Juli 2015 


te die Bundesregierung endlich über 
einen Schuldenschnitt mit Griechen¬ 
land verhandeln“, kommentiert Sahra 
Wagenknecht die von der Bundesre¬ 
gierung und der Troika diktierte Erhö¬ 
hung der griechischen Mehrwertsteu¬ 
er auf Lebensmittel von 13 auf 23 Pro¬ 
zent. (...)„Kanzlerin Merkel fehlt es 
offensichtlich an Empathie. Das zeigt 
sich nicht nur im Umgang mit Flücht¬ 
lingskindern. Ihr sind auch die Inter¬ 
essen der normalen Bevölkerung in 
Deutschland völlig egal. Sonst würde 
sie nicht weitere 20 Milliarden Euro 
an Steuergeld verbrennen für ein voll¬ 
kommen sinnloses Maßnahmenpaket, 
das die griechischen Schulden ebenso 
weiter erhöhen wird wie Armut und 
Verzweiflung in dem geschundenen 
Land.“ 

* Stellvertretende Vorsitzende der Frakti¬ 
on „Die Linke“ im Bundestag 
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Immer noch schwierig 

Kuba hat wieder eine Botschaft in 
Washington. Mit der Eröffnung von 
Botschaften, so der kubanische Prä¬ 
sident Raül Castro, sei die erste Pha¬ 
se im Prozess der Normalisierung der 
Beziehungen zu den USA abgeschlos¬ 
sen. Die neue Etappe werde ebenfalls 
schwierig: Der Kampf gegen die Blo¬ 
ckade geht weiter. 

Bundesaußenminister Steinmeier 
besuchte in der vergangenen Woche 
Kuba. In den Gesprächen ging es zum 
einen um die Frage der Menschen¬ 
rechte - die kubanische Seite drückte 
ihre Besorgnis über die Angriffe auf 
Migranten in Deutschland aus. Außer¬ 
dem sprach Steinmeier mit Vertretern 
der kubanischen Regierung über den 
Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen. 
(siehe auch die Kolumne auf Seite 9) 

Hereinspazieren 

Nachdem am Montag bei einem ver¬ 
mutlich vom IS begangenen Anschlag 
in der türkischen Stadt Suruc über 
30 Menschen getötet wurden, de¬ 
monstrierten tausende Menschen in 
Istanbul gegen die Zusammenarbeit 
der türkischen Regierung mit dem IS. 
Im Grenzgebiet zwischen der Türkei 
und Syrien können sich die IS-Terro- 
risten relativ frei bewegen, weil die 
AKP-Regierung ein Interesse daran 
hat, dass der IS die kurdische Selbst¬ 
verwaltung in Nordsyrien schwächt. 
Die türkische und kurdische Linke 
geht deshalb auch im Falle dieses 
Anschlags davon aus, dass die Regie¬ 
rung mitverantwortlich ist: „Niemand 
soll sich was vormachen. Die Sicher¬ 
heitskräfte wissen von jeder einzelnen 
Person, die an diesem Tag nach Pirsüs 
(Suruc) gereist ist“, so der Vorsitzende 
der linken HDP, Selahattin Demirtas: 
„Doch während die Regierung gegen 
die angebliche Gefahr durch die PYD 
zehntausende Soldaten an der Gren¬ 
ze zusammenzieht, können andere 
problemlos in Pirsüs hineinspazieren 
und solch einen Bombenanschlag ver¬ 
üben.“ 

Gegen Minsker Vereinbarung 

In der Westukraine hat das von USA- 
Truppen angeführte Militärmanöver 
„Rapid Trident“ (Schneller Dreizack) 
begonnen. Auf dem Truppenübungs¬ 
platz Jaworiw bei Lwiw (Lwow) sol¬ 
len bis 31. Juli rund 2 000 Soldaten aus 
insgesamt 18 Ländern mit schwerem 
Kriegsgerät üben, wie das Kriegsmi¬ 
nisterium in Kiew am Montag mitteilte. 
Die USA beteiligen sich mit rund 500 
Militärangehörigen. Außerdem neh¬ 
men Soldaten der deutschen Bundes¬ 
wehr sowie von NATO-Einheiten aus 
Polen und Britannien an den Kriegs¬ 
übungen teil. Die ukrainischen Regi¬ 
metruppen stellen mit rund 800 Solda¬ 
ten den größten Anteil. Einige hätten 
auch Kampferfahrungen aus dem Krieg 
im Osten des Landes, sagte Oberst Ale¬ 
xander Siwak. Russland kritisiert, dass 
internationale Militärmanöver unter 
Beteiligung von NATO-Staaten nicht 
zu einer Stabilisierung der Lage beitrü¬ 
gen. Zudem widerspricht die Anwesen¬ 
heit ausländischer Militäreinheiten den 
Minsker Vereinbarungen. 

Bolivien in Mercosur 

Bolivien wird sechstes Mitglied des 
südamerikanischen Staatenbundes 
Mercosur. Die Präsidenten Argenti¬ 
niens, Brasiliens, Paraguays, Uruguays 
und Venezuelas Unterzeichneten beim 
48. Mercosur-Gipfel zusammen mit Bo¬ 
liviens Präsident Evo Morales ein ent¬ 
sprechendes Dokument. Bolivien war 
bisher mit vier weiteren Staaten asso¬ 
ziiertes Mitglied. Surinam und Guyana 
sollen neue assoziierte Mercosur-Mit- 
glieder werden. 

Investition in Bauruine 

Das chinesische Unternehmen Tza- 
neen International hat den Flughafen 
der spanischen Ciudad Real für eine 
Summe von 10.000 Euro ersteigert. 
Der Bau der Anlage hatte 450 Milli¬ 
onen Euro gekostet. Laut der Nach¬ 
richtenagentur Efe war die chinesi¬ 
sche Gruppe bei der Versteigerung 
der einzige Bieter. Mehrere Firmen in 
China seien interessiert, den Flugha¬ 
fen zu einem Umschlagplatz für Ex¬ 
porte nach Europa zu machen. 


Kohlsuppe 

Nach Merkels Südosteuropatour: Der Balkan als Bastion der Festung Europa 



Noch ohne Grenzzaun: Ungarische Grenzpolizisten an der ungarisch-serbischen 
Grenze. Für viele Flüchtlinge führt der kürzeste Weg in die EU über Serbien nach 
Ungarn. 


D ie Bundeskanzlerin war An¬ 
fang Juli auf Besuch am West¬ 
balkan. Innerhalb von zwei Ta¬ 
gen schüttelte sie die Hände von Ti¬ 
ranas Premier Edi Rama, jene seines 
Belgrader Amtskollegen Aleksandar 
Vucic und die der dreiköpfigen Staats¬ 
spitze Sarajevos. Sie lobte die Länder, 
welche immer marktradikalere Refor¬ 
men durchführen, um auf EU-Kurs zu 
kommen. Während Bosniens Souverä¬ 
nität ohnehin durch den „Hohen Re¬ 
präsentanten“ einen UN-Statthalter, 
beschnitten ist, wurden gerade Ser¬ 
bien immer größere Zugeständnisse 
in jahrelangen Verhandlungen abge¬ 
presst. 

So gründete Belgrad 2001 eine 
Treuhandanstalt zur Zerschlagung 
staatlicher Betriebe. Bis 2011 wurden 
Brüsseler Almosen immer wieder an 
die Auslieferung einzelner serbischer 
Militärs und Politiker der 1990er ge¬ 
knüpft. Doch damit nicht genug: Ser¬ 
bien beherbergt seit den Jugoslawi¬ 
enkriegen zumeist ethnisch serbische 
Flüchtlinge. Man schätzt ihre Zahl 


auf über 60 000. Die NATO-Mächte 
Deutschland und USA hatten diese 
Menschen mit ihrer Parteinahme ge¬ 
gen Belgrad und die Bombardierung 
Bosniens vertrieben. Die Suppe, die 


Helmut Kohl und seine Verbündeten 
dem Balkan einbrockten, soll die Re¬ 
gion nun selber auslöffeln. 

Hinzu kommen die aktuellen 
Flüchtlingsströme aus Afghanistan, 
Afrika und Nahost. Sie folgen zwei 
wesentlichen Routen: über das Mit¬ 
telmeer und den Balkan. Die kürzes¬ 
te Strecke in die EU führt nicht in die 
krisengebeutelten Mitgliedsstaaten 
Bulgarien oder Rumänien, sondern 
ins nationalistische Ungarn. Und der 
schnellste Weg dorthin führt durch 
Serbien. 

Belgrad spürt das: „Tausend 
Flüchtlinge am Tag für ein nicht sehr 
großes Land: Das ist eine sehr große 
Herausforderung“, sagte Merkel bei 
ihrem Besuch. Während Ungarn einen 
Zaun zur Südgrenze aufzieht, der die 
Ströme nur umlenken, jedoch nicht 
aufhalten wird, zeigt sich die serbische 
Innenpolitik ähnlich überfordert. 2015 


wurden schon 35 000 Flüchtlinge aus 
dem Ausland in Serbien aufgegriffen. 
Diesen Menschen stehen sechs Auf¬ 
fanglager mit 1100 Plätzen gegenüber. 
Lokale Experten rechnen mit 70 000 
Asylanträgen und 140 000 Menschen, 
welche bis Jahresende an die ungari¬ 
sche Grenze drängen werden. Dort 
unterstützen österreichische, deutsche 
und FRONTEX-Beamte die serbische 
und ungarische Polizei. 

„Deshalb gibt es eine sehr, sehr 
gute Zusammenarbeit auch mit dem 
deutschen Innenministerium und mit 
der Grenzpolizei. Diese Zusammen¬ 
arbeit werden wir auch vertiefen“, so 
Merkel weiter. 

Wer von der örtlichen Exeku¬ 
tive und ihren Helfern aus der EU 
nicht nach Mazedonien, oder, noch 
schlimmer, in das Kosovo zurückge¬ 
bracht wird, muss um seine Gesund¬ 
heit fürchten. (Allein hier flüchten seit 
2008 tausende Albaner jährlich. Sie 
haben aber keine Chance auf Asyl in 
der EU, da sie laut Brüssel aus einem 
sicheren Herkunftsland kommen.) 

Immer wieder berichten Flücht¬ 
linge von brutalen Übergriffen der 
serbischen Polizei. Wüste Beschimp¬ 
fungen, entwürdigende Ganzkörper¬ 
kontrollen, Schläge, Tritte gehören 
zum bewährten Repertoire fast je¬ 
des balkanesischen Polizisten, sobald 
es um Minderheiten geht. Verprügelt 
man keinen Asylwerber, sind eben 
Homosexuelle oder Angehörige an¬ 
derer Ethnien dran. Merkels Lippen¬ 
bekenntnisse zu weiterer Unterstüt¬ 
zung der regionalen Flüchtlingspoli¬ 
tik sind daher Drohung und Versagen 
zugleich. Drohung gegenüber den 
Flüchtlingen und gewolltes Versagen 
der kapitalistischen Zentren Europas. 

Zoran Sergievski 


Modellabschnitt 

Ungarn beginnt mit Bau von Grenzzaun 

Vier Meter hoch, 175 Kilometer lang soll er werden: Der Grenzzaun, den die un¬ 
garische Regierung an der Grenze zu Serbien errichten lässt. Über die gesamte 
Länge der Grenze zwischen beiden Ländern sollen damit Flüchtlinge am illega¬ 
len Grenzübertritt gehindert werden. Nach Angaben der ungarischen Regierung 
seien in diesem Jahr bereits 80 000 Flüchtlinge über die Grenze zu Serbien nach 
Ungarn gekommen. 

Zunächst wird ein „Modellabschnitt“ von 150 Metern Länge gebaut, bis Ende 
November soll der Grenzzaun fertig sein. 900 Soldaten sind am Bau beteiligt, 
Spiegel Online berichtete, dass auch Strafgefangene beim Bau eingesetzt wer¬ 
den. Die ungarische Regierung baut ihre Grenzen zum Modellabschnitt der Fes¬ 
tung Europa aus - begleitet von rassistischer Hetze und Stimmungsmache ge¬ 
gen Flüchtlinge. UZ 


Der finale Kompromiss 

Innerhalb Syriza und mit den Gläubigern: Weiter verhandeln 


Am 20. Februar, knapp einen Monat, 
nachdem die Syriza-Anel-Koalition an 
die Regierung gekommen war, einig¬ 
te sie sich mit den Gläubigern auf eine 
Verlängerung des bisherigen „Hilfspro¬ 
gramms“. Während die Syriza-Linke ge¬ 
gen diese Einigung protestierte, hob der 
damalige Finanzminister Varoufakis die 
Vorzüge hervor: Die Zusagen der Re¬ 
gierung seien von „konstruktiver Mehr¬ 
deutigkeit“ geprägt, da könne man eine 


Menge hineininterpretieren. Das konn¬ 
ten allerdings auch die Gläubiger, und 
der Druck der Schulden entschied am 
Ende darüber, welche Interpretation 
sich durchsetzte. 

Nun gibt es eine Einigung zwischen 
Griechenland und den Gläubigern, die 
nicht nur von Linken als Erpressung und 
als Putsch bezeichnet wird. Der neue 
Arbeitsminister Georgios Katrougalos 
hebt im Interview mit der französischen 
„Humanite“ die Vorzüge hervor: Was 
günstig sei, „das ist die Sprache dieses 


Abkommens, das vollkommen ausleg- 
bar ist.“ Die griechische Regierung hat 
sich zwar zur Durchführung weiterer ge¬ 
gen die breite Bevölkerung gerichteten 
Maßnahmen verpflichtet, aber offiziell 
wird jetzt erst richtig über ein weiteres 
„Hilfsprogramm“ verhandelt. Arbeits¬ 
minister Katrougalos erklärt noch im¬ 
mer, dass in diesen Verhandlungen po¬ 
sitive Ergebnisse erzielt werden könn¬ 
ten - „es muss also weiter an einem 


finalen Kompromiss gearbeitet werden“. 

Katrougalos war zum Arbeitsminis¬ 
ter ernannt worden, weil sein Amtsvor¬ 
gänger den Energieminister Panagiotis 
Lafazanis ersetzen sollte. Der - einer 
der Köpfe des linken Flügels von Syri¬ 
za - hatte, wie insgesamt 32 Syriza-Ab¬ 
geordnete, im Parlament gegen die Ei¬ 
nigung mit den Gläubigern gestimmt. 
Ministerpräsident Tsipras bildete dar¬ 
aufhin sein Kabinett um und entfernte 
eine Reihe linker Kritiker seines Kurses 
aus der Regierung. 


Lafazanis lehnt zwar das neue „Hilfs¬ 
programm“ für Griechenland ab. Er er¬ 
klärt aber nach wie vor, die Regierung 
und die Regierungspartei zu unterstüt¬ 
zen. Er wolle, so berichtet die Zeitung 
„To Vima“, damit die „Einheit der Par¬ 
tei“ auch in der „Vielfalt der Meinun¬ 
gen“ sichern. 

Diese Vielfalt gehört zu Syriza, die 
Partei versteht sich als eine pluralisti¬ 
sche Kraft, als Sammlung ganz unter¬ 


schiedlicher linker Strömungen und 
Auffassungen. Nun ist Syriza an der 
Regierung, die gesellschaftlichen Wi¬ 
dersprüche spitzen sich zu und aus un¬ 
terschiedlichen Meinungen werden un¬ 
terschiedliche politische Orientierun¬ 
gen, deren Gegensätze sich auf den 
ersten Blick kaum miteinander verei¬ 
nen lassen. Während Tsipras sich der 
Erpressung der Gläubiger beugte, um 
Griechenland im Euro zu halten, hält 
ein Teil der Syriza-Linken einen Gre- 
xit mindestens für ein kleineres Übel. 


Die Vertreter der Linken Plattform ar¬ 
gumentieren, dass ein Grexit weniger 
katastrophale Folgen hätte als oft be¬ 
hauptet, dass er die Grundlage für eine 
wirtschaftliche Erholung legen könne. 
Während die Regierung verspricht, in¬ 
nerhalb der Eurozone eine einfache 
Lösung gegen die massenhafte Ver¬ 
elendung der griechischen Bevölke¬ 
rung finden zu können, hofft die Syriza- 
Linke auf eine einfache Lösung durch 
einen Grexit. 

Auch innerhalb der Partei geht es 
darum, einen Kompromiss zwischen 
den Strömungen auszuhandeln. Die 
Rolle der Syriza-Linken besteht da¬ 
bei darin, die vor einigen Monaten be¬ 
schlossenen „roten Linien“ der Regie¬ 
rungspolitik zu verteidigen, während 
diese in der Praxis schon kaum mehr 
eine Rolle spielen. Dabei gewinnt sie 
an Unterstützung - in der vergange¬ 
nen Woche unterschrieben 109 der 
201 Mitglieder des Syriza-ZK eine Er¬ 
klärung, nach der die Einigung mit den 
Gläubigern mit „linken Werten und 
Idealen“ und „mit den Bedürfnissen 
des Volkes“ nicht vereinbar sei. „Die¬ 
ser Deal kann weder vom Volk noch 
von den Funktionsträgern der Syriza 
akzeptiert werden.“ In der Meinungs¬ 
vielfalt innerhalb der Partei hatte je¬ 
doch die Entscheidung der Minister 
und der Abgeordneten ein größeres 
Gewicht. 

Am vergangenen Mittwoch sollte 
das griechische Parlament die nächs¬ 
te Runde der von den Gläubigern ge¬ 
forderten Maßnahmen beschließen, im 
Vorfeld wurde darüber spekuliert, ob 
die Zahl der Abweichler in der Syriza- 
Fraktion noch weiter steigen könnte. 
Mit diesen Maßnahmen hat die grie¬ 
chische Regierung von den EU-Staa- 
ten eine erste „Hilfszahlung“ erkauft, 
die nur dazu dient, fällige und überfäl¬ 
lige Kredite bei IWF und EZB zu be¬ 
dienen. Im Gegenzug setzte die Regie¬ 
rung die ersten der geforderten „pri- 
or actions“ um: Seit Montag sind die 
neuen Sätze für die Mehrwertsteuer in 
Kraft. Viele Produkte und Dienstleis¬ 
tungen, auch viele Lebensmittel, sind 
nun 9 Prozent teurer. Olaf Matthes 



Demonstration in Athen: Auch Teile der Syriza-Basis protestierten gegen die von den Gläubigern geforderten Maßnahmen. 
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Von Blase zu Blase 

China: Krise der Börsen - und des Vertrauens in die Partei 


heute an vorderster Stelle. Einigerma- relativ hohen Anteil der Armen und der 
ßen überraschend beruft sie sich da- Gruppe mit niedrigem Einkommen aus. 
bei auf die richtige Handhabung der Um diese Lage unter Kontrolle zu be- 



Skulptur vor der Börse in Shenzhen. Der Bulle symbolisiert steigende Kurse. 


D ie chinesische Wirtschaft befin¬ 
det sich derzeit in einer kriti¬ 
schen Phase mit krisenartigen 
Erscheinungen: Deflation, Überange¬ 
bot, sinkende Preise, Boom und Nie¬ 
dergang, Stagnation und spekulative 
Blasen. Diese Situation widerspiegelte 
sich kürzlich in dem starken Einbruch 
an den chinesischen Aktienbörsen; mit 
der staatlichen Regulierung der Immo¬ 
bilienblase hatten Teile der über hun¬ 
dert Millionen chinesischen Aktionä¬ 
re ihre Anlage gewechselt, es entstand 
eine neue Blase, mit deren Platzen die 
Börsen um fast ein Drittel nachgaben. 

Das bisherige extensive, auf Inves¬ 
titionen und Export gestützte Modell 
wirtschaftlicher Entwicklung ist Ver¬ 
gangenheit, und beim neuen Modell 
der „zwei Hände“ (Entfaltung der ent¬ 
scheidenden Rolle des Marktes bei 
der Aufstellung der Ressourcen und 
der neuen Rolle der Regierung in der 
Makrowirtschaft und als Dienstleis¬ 
ter), das vor allem auf der Konsum¬ 
nachfrage im Lande beruhen soll, gibt 
es erhebliche und anhaltende Anlauf¬ 
schwierigkeiten. Darauf wirken sich 
auch ungelöste alte Probleme wie die 
Überproduktionskapazitäten hem¬ 
mend aus. 

Im Wachstum des BIP zeigt sich 
ein allgemeiner Rückgang im Wachs¬ 
tumstempo im Schnitt auf weniger als 
7 Prozent, der sich jedoch in den ein¬ 
zelnen Regionen und Branchen un¬ 
terschiedlich auswirkt. Die hohe Ver¬ 
schuldungsrate Chinas (nach innen) 
überlappt sich bei den staatlichen Un¬ 
ternehmen und Lokalregierungen mit 
einer Deflation, das erhöht deutlich die 
Möglichkeit von Risiken. Damit funk¬ 
tioniert das traditionelle Modell „alte 
Schulden mit neuen zu begleichen“ 
nicht mehr. Auch die traditionelle Ma¬ 
kropolitik verliert an Einfluss. Das zy¬ 
klische Abgleiten der Wirtschaft er¬ 
reicht aus Sicht von chinesischen Börsi¬ 
anern jedoch einen Punkt, an dem sich 
„neue Überlebenschancen und neue 
Triebkräfte“ entwickeln könnten. 

Diese neuen Triebkräfte zu ent¬ 
wickeln und damit alle vitalen Kräfte 
der Gesellschaft zu stärken, steht in 
der Agenda der chinesischen Führung 


dialektischen Beziehungen zwischen 
Produktivkräften und Produktions¬ 
verhältnissen und zwischen Basis und 
Überbau. Sinn dieser Bezugnahme 
erschließt sich mir bisher nur aus der 
derzeitigen Tendenz in der Theorie und 
Politik der KP Chinas. Danach werden 
gegenwärtig vor allem Anstrengungen 
unternommen, in der Behandlung der 
ökonomischen Probleme endgültig von 
der „planwirtschaftlichen Denkweise“ 
zur „marktwirtschaftlichen Denkwei¬ 
se“ überzugehen, weitere traditionelle 
sozial-ökonomische Systeme in Basis 
und Überbau, die der „Befreiung“ der 
Produktivkräfte noch im Wege stehen, 
abzubauen und vor allem die nationa¬ 
le Bourgeoisie z.B. durch Zulassung ei¬ 
ner größeren Zahl von mittleren und 
kleinen Privatbanken für einen neuen 
ökonomischen Aufschwung zu mobili¬ 
sieren. 

Die Krisenerscheinungen der letz¬ 
ten Wochen sind nur ein Ausdruck 
der insgesamt kritischen gesellschaft¬ 
lichen Gesamtsituation. Diese drückt 
sich auch in den gravierenden ökono¬ 
mischen und sozialen Unterschieden 
zwischen Stadt und Land wie zwischen 
den Regionen und in dem noch immer 


halten und günstige Ausgangsbedingun¬ 
gen für den weiteren Modernisierungs¬ 
prozess schaffen zu können, praktiziert 
die chinesische Führung eine auf die 
Person Xi Jinpings, des Generalsekre¬ 
tärs des ZK der Partei, zugeschnittene, 
ausgesprochen autarke und zentralisti¬ 
sche Politik. 

Anhaltende Verletzungen der Inter¬ 
essen des Volkes, die die KP Chinas in 
der bisherigen Reform- und Öffnungs¬ 
politik zuließ, haben das Vertrauen gro¬ 
ßer Teile der Bevölkerung zur Partei 
und ihrer Politik bedrohlich erschüt¬ 
tert. Die Rede ist von einer allgemei¬ 
nen Vertrauenskrise und mangelnder 
Zuversicht in die Politik der Partei in 
der Gesellschaft und damit auch in der 
Partei selbst. Es heißt, dass vor allem 
Erscheinungen wie Korruption und 
Machtmissbrauch, soziale Ungerech¬ 
tigkeit und soziale Polarisierung, der 
Widerspruch zwischen Arbeit und Ka¬ 
pital und die lebensbedrohende Um¬ 
weltverschmutzung die breite Masse 
des Volkes veranlassen, den (angeb¬ 
lich) sozialistischen Charakter des ge¬ 
genwärtig praktizierten Gesellschafts- 
modells infrage zu stellen. 

Helmut Peters 


Noch mehr Schulden 

Aber Argentiniens Regierung weist auf eine günstigere Verteilung hin 


Argentinien kommt nicht nur nicht so 
schnell aus seinen Staatsschulden her¬ 
aus, sondern sie haben sich noch ein¬ 
mal erhöht. Ende 2014 beliefen sie sich 
nach neuesten Zahlen auf umgerechnet 
fast 222 Milliarden US-Dollar. Das gab 
die argentinische Regierung in einem 
Bericht bekannt, den die Schulden¬ 
spezialistin Fabiana Arencibia für das 
Portal „Red Eco Alternativo“ zusam¬ 
mengefasst hat. Im aktuellen 
Bericht wird der Schwerpunkt 
allerdings zunächst auf die An¬ 
strengungen gelegt, die zum 
Abbau der Zahlungsverpflich¬ 
tungen gemacht wurden. Das betrifft 
die Vereinbarungen mit denjenigen 
Gläubigern der Umschuldungsaktio¬ 
nen 2005 und 2010, die sich auf einen 
Teilverzicht ihrer Forderungen einge¬ 
lassen hatten, auf Kosten aus den Ver¬ 
bindlichkeiten gegenüber dem Investi¬ 
tionsstreitschlichtungszentrum (span.: 
CIADI, engl.: ICSID) aus dem Jahr 
2013, dem Pariser Club und gegenüber 
der spanischen Ölfirma REPSOL. 

2005, nach dem ersten Abkommen 
mit einer Reihe von Gläubigern, war 
der offizielle Schuldenstand bei 152 
Milliarden US-Dollar, also 70 Milliar¬ 
den unter dem heutigen Niveau. Der 
eigentliche Schuldenabbau hatte nach 
Jahren einer immer größer werdenden 
Last mit Beendigung des zweiten Schul¬ 
denschnitts 2010 begonnen. Daher 
nimmt der Bericht das Jahr 2011 als Be¬ 
zugspunkt für einen Vergleich. Die Re¬ 
gierung benennt den Schuldenstand des 
Landes offiziell als derzeit „auf niedri¬ 


gem Niveau“, was sicher auch mit dem 
Wunsch nach verbesserter Kreditfähig¬ 
keit zusammenhängt - noch immer hat 
Argentinien nach der Staatspleite 2001 
und den folgenden Jahren von Schnitt 
bzw. Umschuldungen Probleme an in¬ 
ternationale Gelder zu kommen. 

Fabiana Arencibia sieht einen ande¬ 
ren Grund darin, dass die Sicht der Re¬ 
gierung auf die Schulden auch davon 


geprägt sei, dass sie wohl kaum vorha¬ 
be, jemals die innerstaatlichen Schul¬ 
den zu zahlen. Denn das Land hat nicht 
nur Auslandsschulden. Insgesamt stieg 
der Anteil innerstaatlicher Verbindlich¬ 
keiten von 2011 bis 2014 von 53,8 Pro¬ 
zent auf 61,3 Prozent, während die 
Privatgläubigerschuld prozentual von 
32,3 auf 25,5 sank. Verbleiben 13,2 Pro¬ 
zent, die auf internationale Organismen 
entfallen (2011:13,9 Prozent). 

Wichtig ist der Vergleich der Schul¬ 
den eines Landes im Verhältnis zu sei¬ 
ner Wirtschaftskraft, haben doch z.B. 
Staaten wie Deutschland und vor allem 
die USA real weit höhere Schulden, 
aber angesichts einer um ein Vielfaches 
höheren ökonomischen Potenz auch er¬ 
heblich geringere Probleme dafür auf¬ 
zukommen. Die interne Staatsschuld 
Argentiniens hat sich im Berichtszeit¬ 
raum in Relation zum Bruttoinlands¬ 
produkt gegenüber 2011 von 33,3 Pro¬ 
zent des BIP auf 43 Prozent erhöht. Da¬ 


gegen haben sich die Verbindlichkeiten 
gegenüber internationalen Gebern nur 
um einen Prozentpunkt erhöht; die 
mit privaten Gläubigern blieben sogar 
gleich. 65 Prozent dieser Zahlungsver¬ 
pflichtungen bestehen in ausländischen 
Währungen (2011:58 Prozent). 

Damit lässt sich zusammenfassend 
sagen, dass die Schulden a) größer ge¬ 
worden sind, b) der Devisenanteil da¬ 
ran stieg und c) der Staat der 
Hauptgläubiger seiner eigenen 
Schulden ist: „70 Prozent des 
Anstiegs ist auf innerstaatliche 
Verschuldung zurückzuführen“, 
heißt es entsprechend in dem Regie¬ 
rungsbericht. 

Die zum 31.12.2014 errechneten 
221,748 Milliarden US-Dollar bedeute¬ 
ten gegenüber Ende 2013 einen Anstieg 
um 19,118 Milliarden (+ 9,4 Prozent). 
Fabiana Arencibia weist aber darauf 
hin, dass es sich hier nur um die offizi¬ 
ell anerkannten Verbindlichkeiten han¬ 
delt - hinzu kommen noch 11,6 Milliar¬ 
den, die in den Umschuldungsverhand¬ 
lungen nicht akzeptiert wurden, sowie 
die Verschuldung der Zentralbank, der 
Provinzbanken und der Kommunen. 
Beides gesteht der Regierungsbericht 
ein, ohne jedoch dazu eine Summe 
zu nennen. Ein Bericht des Forschers 
Hector Giuliano beziffert allein die 
Verschuldung der Provinzen für Mitte 
2014 auf umgerechnet 22,4 Milliarden 
US-Dollar. Der laufende Haushalt sieht 
zudem für 2015 Zinsverbindlichkeiten 
von 10,2 Milliarden US-Dollar vor. 

Günter Pohl 


„Noch immer hat Argentinien Probleme, an 
internationale Kredite zu kommen“ 


Gleichgewicht schaffen 

Nach Nuklearabkommen mit Iran: Wettlauf um Einfluss 


Gabriel prescht vor: Als erster hochran¬ 
giger westlicher Politiker nach dem Nu¬ 
klearabkommen reiste der Bundeswirt¬ 
schaftsminister in den Iran. Berlin treibt 
damit den Neuaufbau der deutsch-ira¬ 
nischen Wirtschaftsbeziehungen und 
die Arbeit an einer Neugestaltung des 
Mittleren Ostens voran. Das Nuklear¬ 
abkommen mit Teheran, das am ver¬ 
gangenen Dienstag geschlossen wur¬ 
de, bietet deutschen Unternehmen die 
Chance, ihr Iran-Geschäft, das einst zu 
dem lukrativsten in Mittelost gehörte, 
nach sanktionsbedingten Einbrüchen 
wieder aufzubauen. Von Exportchan¬ 
cen in zweistelliger Milliardenhöhe ist 
die Rede, deutsche Firmen rechnen mit 
umfangreichen Aufträgen zur Moder¬ 
nisierung der Ölindustrie wie auch in 
der Chemie-, der Kfz- und der Ener¬ 
giebranche. Gabriel hatte es mit sei¬ 
ner Iranreise auch deshalb eilig, weil 
deutsche Firmen im Iran während der 
Wirtschaftssanktionen gegenüber ih¬ 
rer chinesischen und südkoreanischen 
Konkurrenz in Rückstand geraten sind. 

Zugleich plädieren Experten da¬ 
für, die Mächteordnung am Persischen 
Golf unter Führung des Westens neu 
zu strukturieren. Angestrebt wird ein 
Gleichgewicht zwischen Iran und Sau¬ 
di-Arabien; es würde die Hegemonie 
eines der beiden Staaten im Mittleren 
Osten verhindern und böte dem Wes¬ 
ten günstige Einflusschancen. Das ge¬ 
wünschte Gleichgewicht würde auf den 
umfassenden Rüstungsexporten auch 
Deutschlands nach Saudi-Arabien ba¬ 
sieren sowie auf der Schwächung ira¬ 
nischer Positionen vor allem in Syrien. 


Voraussetzung für die Neugestaltungs¬ 
pläne, bei denen Experten eine führen¬ 
de Rolle der EU für möglich halten, ist 
allerdings, dass der Nukleardeal mit Iran 
nicht noch in letzter Minute am Wider¬ 
stand des US-Kongresses scheitert. 

www.german-foreign-policy.com 


Die Hauptsache 

Tudeh-Partei zum 
Atom-Abkommen 

Als Folge seiner „antinationalen und 
abenteuerlichen Politik“ hatte das 
theokratische Regime des Iran nur 
sehr begrenzte Spielräume in den 
Verhandlungen. „Es war gezwungen, 
den Bedingungen der USA und ih¬ 
rer Verbündeten zuzustimmen, die 
die iranische Wirtschaft über Jahre 
als Geisel genommen hatten.“ Auch 
nach dem Abkommen können „tat¬ 
sächliche Verletzungen des Abkom¬ 
mens oder falsche Anschuldigun¬ 
gen“ „von den USA und ihren Ver¬ 
bündeten benutzt werden, um sich 
in die politische und wirtschaftliche 
Entwicklung Irans einzumischen.“ 
Aber nach dem Abkommen kön¬ 
nen die sozialen Fragen wieder zu 
den „wichtigsten Angelegenheiten 
der Gesellschaft“ werden: „Dass die 
Reichen reicher werden und die Ar¬ 
mut zunimmt, und natürlich die Un¬ 
terdrückung jeden Protestes der ar¬ 
beitenden Menschen.“ 

Aus der Stellungnahme des ZK der 
Tudeh-Partei des Iran vom 15. Juli 


Truppen und Investoren 

Rumänien zwischen den Großmächten 


Die Anlage, die die USA für ihr Rake¬ 
tenabwehrsystem in Rumänien aufbau¬ 
en, soll bis Ende des Jahres einsatzbe¬ 
reit sein. Während der NATO-Tagung 
im Juni verkündete der rumänische 
Verteidigungsminister, dass in die¬ 
sem Jahr in Rumänien 100 Übungen 
mit den US- bzw. NATO-Streitkräften 
stattfinden werden, USA und NATO 
richten immer mehr militärische Stütz¬ 
punkte im Land ein. Rumänien ist zu ei¬ 
nem wichtigen Aufmarschplatz für die 
Truppen und Waffensysteme der USA 
und der NATO geworden. Für die USA 
heißt das: Sie können ihre Stellung im 
südöstlichen Europa stärken und alle 
militärischen und ökonomischen Ope¬ 
rationen in der Schwarzmeer-Region 
kontrollieren - sowohl die Aktivitäten 
der EU-Mächte als auch die Aktivitä¬ 
ten Russlands auf dem Wasserweg ins 
Mittelmeer. 

Nach 1990 wurde Rumänien, wie die 
anderen ehemals sozialistischen Staa¬ 
ten, durch die Auflagen des IWF und 
der Weltbank und die Aufnahmebedin¬ 
gungen der EU sicher auf die Bahn des 
Kapitalismus gebracht. Die wirtschaftli¬ 
chen Ressourcen des Landes sind heute 
zum großen Teil in den Händen auslän¬ 
discher Investoren: Die Ausbeutung der 
rumänischen Erdölquellen zu 100 Pro¬ 
zent, die Hälfte der Gasvorkommen, die 
Verarbeitung des Erdöls und die Vertei¬ 
lung der Brennstoffe, über 80 Prozent 
der Stromversorgung, die Metall verar¬ 
beitende Industrie, die Autoindustrie, 
80 Prozent der Baustoffindustrie, die 
gesamte Telekommunikation, 20 Pro¬ 
zent der landwirtschaftlichen Nutzflä¬ 
che, der Getreidehandel, praktisch das 
gesamte Bankensystem, die Versiche¬ 
rungen usw. werden von den Mono¬ 
polen der stärksten imperialistischen 
Mächte kontrolliert. Die Aufnahme Ru¬ 
mäniens in die NATO (2004) und in die 
EU (2007) sorgten für die Absicherung 
dieses Prozesses. 

Den Weg in die EU hat ein „Rat 
ausländischer Investoren“ „begleitet“. 
Dieser Rat wurde 1997 gebildet, er 
sorgte dafür, dass die Regierung güns¬ 
tige Bedingungen für das ausländische 
Kapital schuf. Am stärksten vertreten 
ist in diesem Rat das Kapital aus den 
Hauptmächten der EU, besonders der 
BRD, und aus den USA. Adrian Nas- 


tase, lange Zeit Außenminister und Mi¬ 
nisterpräsident, einer der rumänischen 
Hauptakteure auf diesem Weg, muss 
heute feststellen, dass „viele Dinge, an 
die ich geglaubt habe, zerstört werden“. 

Die USA nutzen einerseits den 
Rahmen der NATO, um ihren Einfluss 
in Rumänien auszubauen, andererseits 
setzen sie verstärkt auf bilaterale Zu¬ 
sammenarbeit. Auf Seiten der rumäni¬ 
schen Regierung drückte sich das z.B. 
darin aus, dass Staatspräsident Base- 
scu 2012 eine „Achse Bukarest-Lon- 
don-Washington“ ausrief. Letztendlich 
entsprach er damit nur dem Interesse 
der USA in der Region festen Fuß zu 
fassen - auch unabhängig von der EU. 

Nach einem Besuch des rumäni¬ 
schen Ministerpräsidenten Victor Pon- 
ta in den USA stellte Washington ihm 
einen besonderen Berater zur Seite. Es 
ist kein geringerer als der pensionierte 
Vier-Sterne-General der USA Wesley 
Clark, bis 2000 Chef der Nato-Truppen 
in Europa und Leiter der NATO-Ope- 
rationen gegen Serbien und im Kosovo. 
Er ist Berater für die Bereiche Strate¬ 
gie- und Landessicherheit sowie Wirt¬ 
schaftsfragen. Diese Ernennung zeugt 
vom gewachsenen Interesse der USA 
an dieser Region. Er soll die Interes¬ 
sen der USA durchsetzen und sein Bes¬ 
tes tun, um den wachsenden Einfluss 
Deutschlands und der EU in dieser Re¬ 
gion, deren Entwicklung auch die Inte¬ 
ressen Russlands berührt, aufzuwiegen. 

Die Regierenden Rumäniens glau¬ 
ben, sich auf diese Weise in eine Schlüs¬ 
selrolle manövrieren zu können. Die 
geographische Lage des Landes und 
die politische Situation in der Region 
wollen sie nutzen, um sich sowohl ge¬ 
genüber Russland als auch gegenüber 
der EU und den USA aufzuwerten und 
sich als unverzichtbarer regionaler Fak¬ 
tor zu profilieren. 

Tatsächlich gerät das Land dabei 
immer stärker in die politische, wirt¬ 
schaftliche und militärische Abhängig¬ 
keit der USA und der EU-Mächte. Die 
Regierung verkündet zwar hohe Prinzi¬ 
pien der nationalen Interessen und der 
Eigenständigkeit ihrer Politik - aber 
immer mehr Analysen kommen zu dem 
Schluss, dass Rumänien mehr und mehr 
in die Lage einer Kolonie herabsinkt. 

Anton Latzo 
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Thema der Woche 
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August 1945 - August 2015: 




Erinnerung an Hiroshima 

und Nagasaki 

— - ^ _ ___ ^ _ 

^ _ Hiroshima nach dem Bombenabwurf. Die Innenstadt ist völlig 

zerstört, zehntausende Menschen sind tot, von manchen blieben nur 
Schatten... 




Pierre Curie und seine Frau Marie. Curie in seiner Nobelpreisrede: 
„Auch kann man sich vorstellen, dass Radium in verbrecherischen 
Händen sehr gefährlich zu werden vermag ..." (siehe auch Seite 10) 
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Im Zentrum aller Arbeit 
steht unsere Parteilichkeit 

In Neuss setzen „Die Linke“ und die DKP 
auch im Stadtrat auf Zusammenarbeit 


Kolumne von Günter Pohl, internationaler Sekretär der DKP 

Nebel an der Spree 


Bei der letzten Kommunalwahl wurde 
Vincent Cziesla auf Liste der Partei „Die 
Linke“ in den Rat der Stadt Neuss ge¬ 
wählt. Er ist 27 Jahre alt, Geschäftsfüh¬ 
rer der dreiköpfigen Fraktion und Mit¬ 
glied der DKP. 

UZ: Kommunalpolitik ist ja nicht 
zwangsläufig ein Kampffeld für junge 
Mitglieder der DKP. Was hat dich an die¬ 
sem Gebiet gereizt? 

Vincent Cziesla: Zunächst einmal 
macht die Fraktionsarbeit sehr viel 
Spaß, da wir uns alle gut verstehen 
und auch nächtelang diskutieren kön¬ 
nen. Diese Arbeit ist aber auch inter¬ 
essant, weil man in direktem Kontakt 
zu seinen Mitbürgern steht und viel 
über ihre Probleme und Nöte erfährt. 
Man kann manchmal konkrete Hilfen 
und Lösungen anbieten. Häufig muss 
man aber auch auf den Unwillen der 
Herrschenden oder auf die Grenzen 
des Systems verweisen, etwa dann, 
wenn ein Hedgefonds einen gut lau¬ 
fenden Betrieb in der Stadt zugrunde 
richtet. In diesem Fall waren die de¬ 
mokratisch gewählten Vertreter zwar 
einmütig entsetzt, konnten aber nur 
zuschauen. Kapitalismus halt - aber 
wir arbeiten ja an der Alternative. 
Das gibt Kraft und das gute Gefühl, 
die besseren Argumente zu haben. Es 
ist im Übrigen auch ganz lustig, eine 
grundlegend andere Überzeugung 
zu haben, als die große Mehrheit der 
kommunalpolitisch Aktiven im seit je¬ 
her CDU-dominierten Neuss. 

UZ: Wahlprogramm und die Liste zum 
Wahlantritt wurde von Mitgliedern der 
Partei „Die Linke“ und der DKP ge¬ 
meinsam entwickelt. Was waren die 
Voraussetzungen für diese gute Zu¬ 
sammenarbeit? 

Vincent Cziesla: Am Anfang stand der 
gemeinsame Wille, wieder eine linke 
Opposition in Neuss zu etablieren. Der 
DKP-Kreisverband hatte beschlossen, 
sich stärker mit Kommunalpolitik zu 
beschäftigen und eine Konferenz ein¬ 
zuberufen, an der auch Vertreter der 
Partei „Die Linke“ teilnahmen. Darü¬ 
ber hinaus gab es zahlreiche Gesprä¬ 
che und großen persönlichen Einsatz 
von Mitgliedern beider Parteien. Als 
es dann auf die Kommunalwahlen 
zuging, haben wir ein umfangreiches 
Programm geschrieben und viele Ge¬ 
meinsamkeiten entdeckt. Die Diskus¬ 
sion hat nicht nur viel Spaß gemacht, 
sondern im Ergebnis auch eine gute 
Arbeitsgrundlage für die Zusammen¬ 
arbeit im Rat geschaffen. Die Inhalte 
standen also fest, bevor wir auf die Lis¬ 
te der „Linken“ gewählt wurden und 
in den Wahlkampf eingestiegen sind. 



Vincent Cziesla (DKP):„Das Verhältnis 
zwischen beiden Parteien hat sich 
verbessert, die politische Linke in 
Neuss ist dadurch stärker geworden.“ 

UZ: Welche inhaltlichen Schwerpunkte 
setzt sich deine Fraktion in Neuss? 

Vincent Cziesla: Im Zentrum aller Ar¬ 
beit steht unsere Parteilichkeit. Wir ste¬ 
hen auf der Seite der Ausgebeuteten, 
der Ausgegrenzten und derjenigen, die 
auf staatliche Unterstützung angewie¬ 
sen sind. Obwohl wir eine kleine Frak¬ 
tion sind, können wir eine breite Palette 
von Themen bearbeiten, weil wir sehr 
engagierte und sachkundige Rats- und 
Ausschussmitglieder haben. Im letzten 
Jahr haben wir uns u.a. mit bezahlba¬ 
rem Wohnraum und Obdachlosigkeit 
befasst. Es gibt zu wenige Wohnungen 
und die Mieten sind viel zu hoch. Wir 
haben auch eine breite Debatte gegen 
die Benennung einer Straße nach einem 
ehemaligen Nazi-Funktionär angesto¬ 
ßen, der in der bürgerlichen Geschichts¬ 
schreibung als „Widerstandskämpfer“ 
gehandelt wird. Umweltthemen haben 
eine wichtige Rolle gespielt, wir haben 
uns auch für Barrierefreiheit in der städ¬ 
tischen Kommunikation stark gemacht. 
Außerdem versuchen wir mehr Transpa¬ 
renz und Demokratie zu schaffen. 

In Neuss ist die strukturelle Priva¬ 
tisierung von kommunalen Aufgaben 
sehr weit fortgeschritten, es gibt zahlrei¬ 
che kommunale Betriebe und Gesell¬ 
schaften. Hier gilt es den Überblick zu 
behalten und auf Gefahren und Prob¬ 
leme hinzuweisen. Dieser Umstand hat 
beispielsweise dazu geführt, dass die 
Stadt sich während des Kita-Streiks und 
danach nicht mehr für die kommunalen 
Kitas zuständig gefühlt hat. Schließlich 
waren diese ja in das Subunternehmen 
eines städtischen Krankenhauses aus¬ 
gegliedert. Wir machen solche Struktu¬ 
ren und ihre Folgen öffentlich. 

Noch ein wichtiges Thema zum 
Schluss: Wir haben intensiv gegen jeg¬ 
liche Form von Bundeswehragitation 
in der Stadt gekämpft und genau nach¬ 
gefragt, inwiefern städtische Schulen, 
Einrichtungen und Betriebe mit der 
Bundeswehr Zusammenarbeiten. Als 
der Bürgermeister eine Informations¬ 
veranstaltung des Kinderhilfswerks 


„terre des hommes“ in der Volkshoch¬ 
schule verboten hat, waren wir die ein¬ 
zige Fraktion, die sich gegen diesen Be¬ 
schluss gewehrt hat. Das Thema bleibt 
auf unserer Agenda. 

UZ: Wir Kommunisten sehen die Not¬ 
wendigkeit einer engen Verbindung von 
parlamentarischer Präsenz mit außerpar¬ 
lamentarischer Aktion. Wie gestaltet sich 
das in Neuss? 

Vincent Cziesla: Ein gutes Beispiel ist 
unsere Arbeit gegen die sogenannten 
Freihandelsabkommen TTIP, TiSA und 
CETA. Die DKP hat dieses Thema auf¬ 
gegriffen und eine Vortragsveranstal¬ 
tung dazu gemacht. Den Vortragstext 
haben wir auch online veröffentlicht. 
Unsere Ratsfraktion hat zum gleichen 
Thema eine Resolution gegen die Ab¬ 
kommen in den Rat gebracht und nach 
langen Diskussionen auch durchgesetzt, 
leider in etwas abgeschwächter Form. 
Die Genossinnen und Genossen in den 
Gewerkschaften haben das Thema eben¬ 
falls bearbeitet und eine sehr erfolgrei¬ 
che Unterschriftenaktion durchgeführt. 
Am 1. Mai haben wir dann mit einem 
großen Transparent den gemeinsamen 
Kampf gegen TTIP und Co. gefordert. 
So gut klappt es leider nicht immer, aber 
wir bemühen uns sehr darum, die kom¬ 
munalen Probleme auch außerhalb des 
Rates zu thematisieren. Dazu gehören 
natürlich auch zahlreiche Gespräche mit 
Menschen und Vereinen, die uns so bes¬ 
ser kennenlernen können. 

UZ: In der DKP wird die Kandidatur 
auf anderen Fisten kontrovers diskutiert. 
Als eine Gefahr wird das „ Verschwinden 
unserer drei Buchstaben“aus der Öffent¬ 
lichkeit gesehen. Ist das so? 

Vincent Cziesla: Das kommt auf die Si¬ 
tuation und die Absprachen vor Ort an. 
In Neuss sehe ich diese Gefahr nicht. 
Auf der „Linken“-Homepage werde ich 
als DKP-Mitglied geführt, wir haben aus 
unserer Zusammenarbeit kein Geheim¬ 
nis gemacht und sind auch gemeinsam 
in den Wahlkampf gezogen. Dadurch 
haben unsere „drei Buchstaben“ mei¬ 
ner Einschätzung nach an öffentlicher 
Präsenz gewonnen und keinesfalls ver¬ 
loren. Wir diskutieren viele Themen sehr 
intensiv und haben in unserer Fraktion 
fast immer eine gemeinsame Position ge¬ 
funden. Aber es gibt keinen Fraktions¬ 
zwang, das ist sogar schriftlich fixiert. 
Kommt es zu Kontroversen, dann spre¬ 
chen beide Bündnispartner für sich. Die 
gemeinsame Kandidatur hat auch zahl¬ 
reiche Vorteile. Das Verhältnis zwischen 
beiden Parteien hat sich verbessert, die 
politische Linke in Neuss ist dadurch 
stärker geworden. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Frank-Walter Steinmeier war auf 
Kuba. Damit, so befindet er, ist 
Kuba aus der Isolation herausge¬ 
treten. Die britische „Times“ titel¬ 
te einmal, der Kontinent sei isoliert, 
weil es Nebel über dem Kanal gab. 

Ein Land, das zweimal den Vor¬ 
sitz des größten Zusammenschlus¬ 
ses innerhalb der Vereinten Nati¬ 
onen, der Gruppe der Blockfreien 



angeführt hat, musste natürlich erst 
Deutschlands Außenminister zu 
Gast haben, um endlich nennens¬ 
werte internationale Kontakte sein 
eigen nennen zu dürfen. Diploma¬ 
tische Beziehungen zu 190 Staaten 
(184 davon Mitglieder der Verein¬ 
ten Nationen) heißen ja nichts. 

Seit Montag hat Kuba wieder 
eine Botschaft in Washington, und 
die US-amerikanische Interessen¬ 
vertretung in Havanna wird in Kür¬ 
ze ebenfalls in eine Botschaft um¬ 
gewandelt, wenn John Kerry Kuba 
besucht. 

Dann wird Kuba, das in den ver¬ 
gangenen Jahrzehnten solidarisch 
Zehntausende Ärztinnen und Ärz¬ 
te, Lehrerinnen und Lehrer in fast 


Wird nach dem Lüneburger Ausch¬ 
witzprozess nun endlich Schluss sein 
mit einer Nachkriegsjustiz der selek¬ 
tiven Aburteilung und damit vielfa¬ 
chen Strafbefreiung? Wird endlich 
dem Initiator des Frankfurter Ausch¬ 
witz Prozesses, Fritz Bauer, gefolgt, 
der vergeblich verlangt hatte, die Mit¬ 
wirkenden an der Mordmaschine zu 
bestrafen und nicht nur jene, denen 





man eine ganz bestimmte Tat nach- 
weisen konnte? Und wird endlich 
die Unverjährbarkeit von Mord und 
Beihilfe zum Mord tatsächlich gül¬ 
tig - wie sie das Gesetz befiehlt - oder 
werden weiter Altersgrenzen gelten? 

Es gibt viele solcher Fragen nach 
einem Prozeß wie dem in Lüneburg. 
Denn erst kürzlich war vom Ober¬ 
landesgericht Köln ein Freispruch 
eines Mörders erfolgt, der als SS- 
Mann an dem Massenmord an der 
Bevölkerung von Oradour-sur-Gla- 


alle Staaten Afrikas, Lateinameri¬ 
kas und Asien entsandt hat, um die 
Versäumnisse der kapitalistischen 
Ordnung abzumildern, noch weni¬ 
ger isoliert sein. 

Wir mit Kuba solidarisch Ver¬ 
bundene atmen tief durch, denn wo¬ 
möglich treten auch wir aus unserer 
Isolierung in Deutschland heraus, 
wo Zusammenkünfte und Verein¬ 
barungen mit Kommunisten jetzt 
zur diplomatischen Gepflogenheit 
der Bundesregierung gehören. Für 
Genossin Angela haben wir immer 
einen Kaffee übrig. Und Menschen 
in Zimbabwe, Nepal, Algerien, 
Honduras, Pakistan oder Paraguay 
schreien laut „Hurra!“, denn nie hät¬ 
ten sie auf den Gedanken kommen 
können, dass die Zusammenarbeit 
ihrer Regierungen mit Kuba irgend¬ 
einen Wert gehabt hätte. Was zählt, 
ist eben mit den Mächten der Welt 
Gespräche zu führen. 

Zum Beispiel über Menschen¬ 
rechte. Sicher sind die USA und 
Deutschland in Sachen sozialer 
Menschenrechte prädestiniert Kuba 
Ratschläge zu erteilen, wissen sie ja 
nun genau wie solche massiv und 
nachhaltig verletzt werden. Hier mit 
Arbeitslosigkeit, Hartz-Gesetzen 
oder Angriffen auf Flüchtlingsun¬ 
terkünfte, deren intellektuelle Ur¬ 
heber staatlich mit Samthandschu¬ 
hen angefasst werden - das Recht 
auf Meinungsäußerung ist eben 
so ein hohes Gut. Dort mit rassis¬ 
tischer Polizei und Justiz, die Jahr¬ 
hunderte nach der Verschleppung 
von deren Vorfahren Menschen mit 
afrikanischen Wurzeln immer noch 
zutiefst benachteiligen, in Gefäng¬ 
nisse verfrachten oder gleich er¬ 
schießen. 

Damit kann Kuba nicht dienen. 
Und ist in diesen Fragen in der Tat 
international ziemlich isoliert. 


ne teilnahm. Opferverbände haben 
jetzt erneut betont: Jeder, der in der 
Mordmaschinerie seinen Platz ein¬ 
nahm, sollte wegen Mord und Bei¬ 
hilfe dazu verurteilt werden. Das er¬ 
fordert nicht nur die Bestrafung von 
SS-Leuten aus Konzentrationslagern 
und ihren Helfern, sondern auch der 
Mitwirkenden an der Mordmaschine¬ 
rie der Wehrmacht, wie sie in sowjeti¬ 
schen, griechischen und italienischen 
Städten und Dörfern unbeschreiblich 
grausam herrschte. 

Mit den Verurteilungen der Wach¬ 
männer von Sobibor und Auschwitz, 
Demjanjuk und Gröning, ist es nicht 
getan. Wenn Kriegsverbrecher nach 
1945 wieder Soldaten wurden, waren 
sie von Strafe befreit. Die Gebirgsjä¬ 
ger aus Wehrmacht und Bundeswehr 
waren faktisch vor Strafe geschützt, 
obwohl sie an Massakern teilgenom¬ 
men haben. Der in Frankreich zum 
Tode verurteilte General Karl-Theo¬ 
dor Molinari stieg auch in der Bun¬ 
deswehr auf, mußte erst zurücktre¬ 
ten, weil er wegen eines Haftbefehls 
nicht mehr ins Ausland reisen konn¬ 
te. Er wurde dann CDU-Politiker und 
Gründer des Bundeswehrverbandes, 
dessen Bildungswerk noch immer 
den Namen „Karl-Theodor Moli¬ 
nari“ trägt. 

Zudem muß die Praxis der deut¬ 
schen Justiz, Verbrechen alter und 
neuer Nazis nicht mehr zu verfolgen, 
wenn der Haupttäter verstorben ist 
und überhaupt stets von Einzeltätern 
auszugehen und mörderische Netz¬ 
werke etc. (wie im Falle NSU) aus¬ 
zublenden, mit dem Urteil im Lüne¬ 
burger Auschwitzprozess endgültig in 
Frage gestellt werden. 


Kommentar von Ulrich Sander 

Ende der Strafbefreiung 
für Nazis? 
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Die Erfindung des Verderbens 

70 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki • Von Nina Hager 


A m 6. August 1945 explodierte die US-Atom- 
bombe „Little Boy“ über Hiroshima, drei 
Tage später die Plutoniumbombe „Fat Man“ 
über Nagasaki. Etwa 100 000 Menschen, meist Zi¬ 
vilisten oder verschleppte Zwangsarbeiter, verlo¬ 
ren ihr Leben. Von vielen fand man keine Spuren, 
von anderen blieben nur Schatten an Wänden ... 

Viele tausende starben in den folgenden Wo¬ 
chen und Monaten oder in späteren Jahren an den 
Folgen der Explosionen: der Hitze, der Druckwel¬ 
len, der Strahlung. Es traf selbst die Nachgebore¬ 
nen. 

Bis heute wird versucht diese Kriegs verbrechen 
zu relativieren: Die Abwürfe hätten erheblich dazu 
beigetragen, dass kurz darauf, am 15. August, Ja¬ 
pans Kaiser Hirohito in einer Rede die Beendi¬ 
gung des „Großostasiatischen Krieges“ bekannt¬ 
geben und Japan am 2. September 1945 kapitulie¬ 
ren musste. 

Doch die japanische Armee hatte bereits vor¬ 
her sowohl im Pazifik, in Südostasien wie in China 
fast alle im 2. Weltkrieg eroberten Gebiete verlo¬ 
ren, sie war - auch durch den Einsatz sowjetischer 
Truppen in China und im Fernen Osten entspre¬ 
chend einer Übereinkunft der Alliierten - zuneh¬ 
mend in die Defensive geraten. Spätestens seit 
Ende Juli 1945 war auch die japanische Marine 
nicht mehr zu größeren Operationen in der Lage. 
Japan war in aussichtsloser Lage, als die Befehle zu 
den Bombenabwürfen kamen ... 

★ 

Befürchtungen, es könne einmal eine Waffe geben, 
die viele Menschen töten und große Verwüstungen 
anrichten würde, gab es bereits im 19. Jahrhundert - 
wohl auch wegen der damaligen gewaltigen Fort¬ 
schritte der Waffentechnik. 

Jules Vernes Roman „Die Erfindung des Verder¬ 
bens“ erschien erstmals 1896 in Paris. Es geht in sei¬ 
ner Geschichte um einen völlig neuartigen Spreng¬ 
stoff mit verheerenden Folgen für die Menschheit, 
der in die Hände eines Verbrechers gerät. Die Kata¬ 
strophe findet nicht statt, die Insel des Verbrechers 
fliegt in die Luft. 1866 hatte der schwedische Che¬ 
miker Alfred Nobel das Dynamit erfunden. 

Karel Capeks „Krakatit“ (eine Anspielung auf 
den Vulkanausbruch von Krakatau im Mai 1883, 
bei dem 36 000 Menschen starben) erschien da¬ 
gegen erst 1924 - nach den Schrecken des 1. Welt¬ 
kriegs, in dem zum ersten Mal im großen Umfang 
Massenvernichtungswaffen (Giftgas) eingesetzt 
wurden. „Krakatit“ ist ein Sprengstoff mit unge¬ 
heurer Zerstörungskraft - die Vision der Atom¬ 
bombe. Eine frühe Warnung und ein Aufruf an 
Wissenschaftler, Ingenieure und Techniker, ent¬ 
sprechend eigene Verantwortung wahrzunehmen 
und sich gegen eine solche Entwicklung zu enga¬ 
gieren: Die moderne Wissenschaft setzt den Men¬ 
schen in die Lage, seiner Existenz ein rasches Ende 
zu bereiten. Aber er ist auch in der Lage, so etwas 
zu verhindern ... 

1898 erschien „Der Krieg der Welten“ von Her¬ 
bert George Wells. Ein Roman über einen außer¬ 
irdischen Angriff mit überlegenen Strahlenwaffen 
auf die Menschheit. Die Angreifer scheitern. 1905 
wurde Anatole France’ utopischer Roman „Sur la 
Pierre Blanche“ („Auf dem weißen Felsen“) ver¬ 
öffentlicht. Darin beschreibt er „Y-Strahlen“ die 
in der Lage seien, bei einem einzigen Knopfdruck 
eine Armee von 300 000 Menschen zu pulversie- 
ren. 

Im August 1945 wurden all diese Befürchtun¬ 
gen übertroffen. 

Die Entdeckung der Kernspaltung 

Aber wie kam es zur Erfindung des Verderbens? 
Die Idee, dass es kleinste Teilchen - Atome - geben 
muss, aus denen unsere Welt besteht, geht auf die 
griechische Antike zurück. Es gab eine Suche nach 
dem wahren Ursprung aller Dinge. Theorien über 
Urelemente bzw. einheitliche Grundstoffe, die man 
als Ursache aller real existierenden Dinge und Er¬ 
scheinungen sah, wurden aufgestellt. Leukipp, De¬ 
mokrit und andere sahen den Ursprung aller Dinge 
in den Atomen: kleinsten, unteilbaren Teilchen. Es 
dauerte weit mehr als 2 000 Jahre, bis im 19. Jahr¬ 
hundert die Existenz von Atomen in der Wissen¬ 
schaft unumstritten war. 

Aber 1895 wurde dann die Röntgenstrahlung 
entdeckt, 1896 erkannte der französische Physiker 
Antoine Henri Becquerel, dass Uransalze eine un¬ 
sichtbare Strahlung aussenden, die lichtdicht ver¬ 
packte Fotoplatten schwärzte und ein geladenes 
Elektroskop entladen konnte. Die Existenz von 
Atomen war unumstritten, die ihrer „Unteilbar¬ 
keit“ war in Frage gestellt. Das bedeutete einen 
riesigen Erkenntnisfortschritt. 

Die französischen Physiker Marie und Pierre 
Curie untersuchten solche Strahlen aussendenden 
Mineralien genauer. Sie fanden 1898 die Elemente 
Polonium sowie das sehr viel stärker strahlende Ra¬ 
dium und stellten deren Zerfall fest. Im selben Jahr 


wurde die Strahlung auch bei Thorium nachgewie¬ 
sen. Die neu entdeckten Strahlen ließen sich durch 
physikalische Einwirkungen auf den strahlenden 
Stoff oder durch chemische Prozesse nicht beein¬ 
flussen. Daraus schloss man, dass die Aussendung 
der Strahlung nicht durch chemische Vorgänge ver¬ 
ursacht wurde. Später erkannte man, dass die Strah¬ 
len aus den Kernen instabiler, zerfallender Atome 
ausgesandt werden. 

Noch hatten Marie und Pierre Curie keine Ah¬ 
nung, dass sie die „Büchse der Pandora“ geöffnet 
hatten. Jedoch erklärte Pierre Curie bereits 1905 in 


seiner Nobelpreisrede: „Auch kann man sich vor¬ 
stellen, dass Radium in verbrecherischen Händen 
sehr gefährlich zu werden vermag und sich daher 
fragen, ob die Menschheit Gewinn davon trägt, die 
Geheimnisse der Natur zu erkennen, und ob sie 
reif dazu ist, sie nutzbar zu machen, oder ob diese 
Erkenntnis ihr schädlich ist.“ Er verwies auf die 
Entdeckung Nobels, das Dynamit, jenen „mächti¬ 
gen Explosivstoff“, der zwar wunderbaren Vorha¬ 
ben dienen könne, aber auch Entsetzlichem. ( zi¬ 
tiert nach Wagner, S. 121) 

Der neuseeländische Physiker Ernest Ruther¬ 
ford erkannte 1897, dass die ionisierende Strahlung 
des Urans aus mehreren Teilchenarten besteht. 
1902 stellte er die Hypothese auf, dass chemische 
Elemente durch radioaktiven Zerfall in Elemen¬ 
te mit niedrigerer Ordnungszahl übergehen. 1917 
wies er nach, dass durch Bestrahlung mit Alpha¬ 
teilchen ein Atomkern in einen anderen umge¬ 
wandelt werden kann. Bei diesen Experimenten 
entdeckte er das Proton. 

Dass man die beim Zerfall radioaktiver Ele¬ 
mente freiwerdenden Neutronen nutzen kann, um 
den Zerfall weiterer instabiler Atome anzuregen, 
ist seit den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts be¬ 
kannt. 

Wesentlich für die folgende Entwicklung 
war die Entdeckung des Neutrons durch James 
Chadwick im Jahr 1932 sowie der Nachweis von 
Kernumwandlungen nach Bestrahlung mit Al¬ 
phateilchen durch die Tochter von Marie Curie, 
Irene, und ihren Mann. Frederic Joliot-Curie, Re¬ 
sistancekämpfer, Kommunist, ab 1950 Präsident 
des Weltfriedensrates. Er starb mit nur 58 Jahren - 
wahrscheinlich auch infolge des jahrelangen Um¬ 
gangs mit radioaktivem Material. 

1934 bestrahlte Enrico Fermi in Rom Uran mit 
Neutronen. Im Dezember 1938 entdeckten Otto 
Hahn und sein Assistent Fritz Strassmann am 
Kaiser-Wilhelm-Institut für Chemie in Berlin die 
Kernspaltung. Bei der Bestrahlung von Uran mit 
Neutronen entstanden Spaltprodukte des Urans. 
Energie wurde freigesetzt. Dieses Ergebnis wurde 
im Januar 1939 durch ihre frühere Partnerin Lise 
Meitner, die bereits im skandinavischen Exil leb¬ 
te, und ihren Neffen Otto Frisch, Wissenschaftler 
am Niels-Bohr-Institut in Kopenhagen, kernphy¬ 
sikalisch erklärt. 

Auch als Waffe einsetzbar... 

Mitte 1939 waren die Physiker davon überzeugt, 
dass die Kernspaltung eine gewaltige Energie¬ 
quelle darstellte, die zu friedlichen Zwecken nutz¬ 
bar sei, aber auch als Waffe einsetzbar wäre. Am 
24.4.1939 ging beim faschistischen Reichskriegs¬ 
ministerium ein Brief von Prof. Harteck und Dr. 
Groth aus Hamburg ein, in dem sie darauf hinwie¬ 
sen, dass die Ergebnisse von Hahn die grundsätz¬ 
liche Möglichkeit der Herstellung von neuartigen, 
höchst explosiven Sprengstoffen zuließen. Es gab 


Überlegungen für ein Programm der Erforschung 
dieser Probleme. 

Der Berliner Physiker Flügge errechnete im 
Juni 1939 aus dem Massendefekt nach Einsteins 
Formel E = m x c 2 , dass „1 m 3 U 3 0 8 genügt zur Auf¬ 
bringung der Energie, welche nötig ist, um 1 km 3 
Wasser (Gewicht 10 12 kg) 27 km hochzuheben“ - 
ein kaum vorstellbarer Vergleich! 

Die theoretische Möglichkeit der Atombombe 
sah man also bereits 1939. Noch war nicht klar, ob 
sich diese theoretische Möglichkeit auch praktisch 
verwirklichen ließe. 


Der 2. Weltkrieg begann mit dem Überfall der 
deutschen Wehrmacht auf Polen. Die Forschungen 
auf dem Gebiet der Atomspaltung zu Kriegszwe¬ 
cken wurde forciert. Besonders groß war dabei der 
Aufwand in den USA. 

Viele Wissenschaftler dort waren davon über¬ 
zeugt, dass die Faschisten alle Kräfte zum Bau der 
Atombombe einsetzen würden. Besonders die 
Forscher, die vor dem Faschismus geflohen waren 
und die Fähigkeiten ihrer Kollegen in Deutschland 
kannten, warnten die amerikanische Regierung 
vor den möglichen Folgen, die entstehen könnten, 
wenn die Faschisten die Atombombe in die Hände 
bekämen. - Eine richtige Frage, auch wenn damals 
kaum jemand ahnen konnte, welche anderen fa¬ 
schistischen Verbrechen folgen würden. 

Schon 1939 erörterte Enrico Fermi mit ameri¬ 
kanischen Regierungsvertretern die Frage, ob die 
Forschung auf diesem Gebiet nicht ausgebaut wer¬ 
den sollte. Nachdem sich Einstein in einem von Leo 
Szilärd aufgesetzten Brief an den Präsidenten der 
USA gewandt hatte, in dem er die Gefahren dar¬ 
stellte und die Forderung aufstellte, die Probleme 
der Ausnutzung von Atomenergie zu Kriegszwe¬ 
cken zu erforschen, um den Faschisten zuvorzu¬ 
kommen, wurde ein Konsultativkomitee für Uran 
geschaffen, um die Frage zu studieren. 

Als im April 1940 bekannt wurde, dass im Kai¬ 
ser-Wilhelm-Institut in Berlin eine intensive Erfor¬ 
schung des Urans begann, wurde die Arbeit des Ko¬ 
mitees aktiviert. 

Aber erst die bedrohliche Kriegsentwicklung 
veranlasste die USA-Regierung, Ende 1941 ein 
großangelegtes Programm für den Bau einer Atom¬ 
bombe zu finanzieren. Schon am 17. Juni 1942 wurde 
dem Präsidenten der USA mitgeteilt, dass der Bau 
der Atombombe möglich sei. Nun begann die Ori¬ 
entierung auf die Projektierung der entsprechenden 
Industrie zum Bau der Atombombe. Die Hauptauf¬ 
gabe bestand nach dem Leiter des Atombomben¬ 
projekts, General Groves, darin: erstens die Waf¬ 
fe zu schaffen, die den Sieg im Kriege sichert, und 
zweitens sie früher als die Gegner zu haben. Das 
Atombombenprojekt erhielt bald darauf die höchs¬ 
te Dringlichkeitsstufe. Es wurde vorrangig mit Men¬ 
schen und Material versorgt, wobei nur ein kleiner 
Kreis um den Präsidenten über den tatsächlichen 
Umfang und das Gesamtprojekt informiert war. 

In der Folge entstand unter der Gesamtleitung 
des theoretischen Physikers Robert Oppenheimer 
bei Los Alamos in New Mexico ein riesiges For¬ 
schungszentrum mit 300 Gebäuden und Tausenden 
von Wissenschaftlern, in dem alle mit der Konstruk¬ 
tion der Atombombe zusammenhängenden Proble¬ 
me beschleunigt bearbeitet wurden. In Oak Ridge 
(Tennessee) baute man riesige Anlagen zur Tren¬ 
nung des spaltbaren Uranisotops 235 vom natür¬ 
lichen Uran und in Hanford am Columbia-River 
(Washington) wurden Reaktoren zur Gewinnung 
von Plutonium aus Uran errichtet. 


Als am 16. Juli 1945 in der Wüste von Neva¬ 
da die erste Bombe gezündet wurde, waren dafür 
rund 2 000 Millionen Dollar ausgegeben worden. 
150 000 Menschen waren insgesamt am Bau betei¬ 
ligt. 

Bereits zuvor war aber bereits klar, dass man 
in Hitlerdeutschland mit der Entwicklung eigener 
Atombomben nur schwer vorankam. Obgleich be¬ 
reits 1939 Planungen durchgeführt wurden, erwiesen 
sich im Laufe der Zeit die Schwierigkeiten glückli¬ 
cherweise als groß, die Zeiterwartungen des Mili¬ 
tärs als unrealistisch, die eingesetzten Mittel letzt¬ 


lich als viel zu gering: In Deutschland bemühte man 
sich vergeblich - zuerst in Leipzig, dann im Kaiser- 
Wilhelm-Institut in Berlin, zuletzt in Haigerloch bei 
Stuttgart unter der Leitung von Heisenberg, von 
Weizsäcker, Bothe u.a. -, in Großversuchen mit 
aus Norwegen „importiertem“, d.h. gestohlenem, 
„schwerem Wasser“ eine sich selbst erhaltende Ket¬ 
tenreaktion zu erzielen. 

Doch trotz der Ein wände einer Gruppe von Phy¬ 
sikern mit dem aus Deutschland emigrierten James 
Franck an der Spitze (so im „Franck Report“, Juni 
1945) gegen den Abwurf der Bombe auf bewohntes 
Gebiet und ihrer Warnungen vor möglichen (welt¬ 
politischen) Folgen und obgleich der Krieg lange 
entschieden war, warfen im August 1945 US-ame¬ 
rikanische Flugzeuge Atombomben über den japa¬ 
nischen Großstädten Hiroshima und Nagasaki ab. 

Der Regierung der USA unter Truman ging 
es, wie bald klar wurde, nicht nur um das alleinige 
Atombombenmonopol, sondern vor allem um eine 
Machtdemonstration gegenüber der Sowjetunion, 
bislang Partner im Kampf gegen den Faschismus, 
und auch gegen die japanischen Aggressoren in Asi¬ 
en und im Pazifik. 

★ 

Der Weltöffentlichkeit blieben diese Entwicklun¬ 
gen zunächst verborgen. Erst im August 1945, nach 
den Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki, 
erwies sich, dass die - wie man damals meinte - 
„Energiequelle der Zukunft“ zuallererst in des¬ 
truktiver Absicht missbraucht worden war. Die 
Menschen wurden mit der zerstörerischen, mör¬ 
derischen Kraft der Kernenergie konfrontiert. 

Die deutschen Atomphysiker erlebten übrigens 
in England als Internierte den ersten Atombom¬ 
benabwurf. Otto Hahn war so bestürzt, dass er sich 
das Leben nehmen wollte. Ein Jahr später legte er 
jedoch in seiner Nobelpreisrede die Verantwortung 
„in die Hände der Menschheit“ - als könnte sich 
diese freischwebend für oder gegen den Untergang 
bzw. das Verderben oder die Fortexistenz entschei¬ 
den, als müsse man als Wissenschaftler nicht selbst 
Verantwortung übernehmen. ( Wagner ; S. 243) 

Das Atombombenmonopol, mit dem die USA- 
Militärs nach dem 2. Weltkrieg Weltpolitik zu be¬ 
treiben dachten, wurde 1949 gebrochen. In jenem 
Jahr erfolgte die erste experimentelle Atomexplo¬ 
sion in der Sowjetunion. Es waren aber die USA, 
und daran muss man heute offenbar immer wieder 
erinnern, die - zunächst auf eine mögliche Bedro¬ 
hung aus Hitlerdeutschland reagierend - innerhalb 
weniger Jahre ihr Atombombenprogramm reali¬ 
sierten und Atomwaffen einsetzten. Es waren die 
USA, die in den folgenden Jahrzehnten auch das 
atomare Wettrüsten immer wieder forcierten. 

Quellen u.a.: Herbert Hörz,Werner Heisenberg und 
die Philosophie, Berlin 1968/Friedrich Wagner, Die 
Wissenschaft und die gefährdete Welt, München 
1964 
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Die Verantwortung der Intellektuellen 

Rede von Anna Seghers vor Studenten 



Anna Seghers (1900 -1983), 

Von 1952 bis 1978 Vorsitzende des Schriftstellerverbandes der DDR 


M ir kam nach dem Ende des 
ersten Weltkrieges, den ich 
als Schulkind in einer rhei¬ 
nischen Stadt erlebte, der Roman 
„Das Feuer“ von Henri Barbusse in 
die Hände. Ein Friedenskämpfer - so 
würde man heute diesen französischen 
Schriftsteller nennen. Nicht nur sein 
Name, sein ganzes Leben war mit dem 
Kampf der Völker für Frieden und Frei¬ 
heit verbunden. Darum lasen wir jun¬ 
gen Studenten, die die gleichen Gedan¬ 
ken beherrschten, einige Jahre später 
mit gespannter Aufmerksamkeit einen 
Artikel in einer deutschen Zeitung, un¬ 
ter dem sein verehrter Name stand. Wir 
waren aber erstaunt, ja bestürzt durch 
das, was wir lasen. Ich kann mich noch 
ungefähr an einige Zeilen erinnern, 
die uns damals bestürzten: Viel Leid 
haben die Intellektuellen verschuldet. 
Oft genug haben sie die Festung ihres 
Glaubens verraten. Flecke aller Art be¬ 
schmutzen ihr grandioses Werk. 

Was meinte Barbusse mit diesen 
Worten? So fragten wir uns. 

Wir waren alle aufgewühlt von den 
Ereignissen unserer Zeit. Die junge 
Oktoberrevolution und was ihr gefolgt 
war, in Deutschland selbst, in Ungarn, 
in Oberitalien, in vielen anderen Na¬ 
tionen, das alles griff in unser Dasein 
ein, bei dem einen tief, bei dem ande¬ 
ren ruckhaft. Und während wir daran 
teilnahmen, leidenschaftlich diskutie¬ 
rend, folgten wir unserem Studium. Wir 
liebten Kunst und Wissenschaft. Wir 
gaben Barbusse in einem recht: unser 
Wissen war für uns eine Festung. - War¬ 
um aber hätten wir sie verraten sollen? 
Wie sollte das möglich sein? Sind nicht 
die großen Werke, die Menschen voll¬ 
bracht haben und vollbringen werden, 
jedes Verrats enthoben? Sind sie nicht 
gerade die uneinnehmbare Festung, in 
der die Menschheit ihr teuerstes Gut 
verwahrt, was für Ereignisse ihr die Ge¬ 
schichte auch bringt? Wir wollten bald 
mit daran bauen. Wie könnten wir sie 
dann je mit Flecken beschmutzen? Wa¬ 
rum und wozu? 

Inzwischen sind viele Jahre vergan¬ 
gen. Der zweite Weltkrieg und sein fa¬ 
schistisches Vorspiel hat nicht nur gran¬ 
diose Werke, nachdem sie verleumdet, 
bespieen, beschmutzt worden sind, in 
Schutt und Asche verwandelt, der Welt¬ 
krieg hat auch mit den Millionen jun¬ 
ger Leben, die er vernichtete, grandio¬ 
se Werke der Zukunft vernichtet, die 
der Stolz unseres Volkes, der Stolz aller 
Völker gewesen wären. 

Was taten die jungen Leute, die als 
Studenten über die schroffen Worte 
des Dichters gestaunt hatten, als Hit¬ 
ler zehn, zwölf Jahre später in unseren 
Städten die besten deutschen Bücher 
verbrannte? Als ihnen danach die Hit¬ 
lerjugend ihre Kinder entwendete? Als 
Herz und Verstand, als tausend Vorzei¬ 
chen sie in jeder Minute vor Krieg und 
Untergang warnten? 

Wir wissen am besten: Es hat in je¬ 
der deutschen Stadt Intellektuelle ge¬ 
geben, die, um die Worte von Barbusse 
zu gebrauchen, niemals „ein Leid ver¬ 
schuldeten“. Wir wissen, sie gaben ihr 
Leben dahin, damit das grandiose Werk 
der Menschheit unversehrt bleibe. Wir 
vergessen nie die Geschwister Scholl, 
Ossietzky, Harnack, zahlreiche ande¬ 
re, die in der Wissenschaft einen Na¬ 
men hatten, nie die, die unbekannt in 
einer Schulklasse unterrichteten oder 
in einem Laboratorium arbeiteten, treu 
ihren Ideen für Demokratie und Frie¬ 
den, bis die nazistischen Banditen sie 
von ihren Arbeitsplätzen rissen und 
ins Konzentrationslager oder auf den 
Richtplatz schleppten. Wir wissen aber 
auch, dass ihre Zahl, was für Gewicht 
sie auch in unserem Andenken hat, zu 
klein und isoliert blieb, um das Unglück 
zu bremsen, das durch den Faschismus 
über die Menschen gekommen ist. 

Das darf sich nie mehr wiederho¬ 
len. Die deutschen Wissenschaftler und 
Künstler, die Ärzte und Lehrer müssen 
gerüstet sein, sie müssen dastehen wie 
ein Mann, um ihre Festung zu schützen. 

Vor ungefähr zwei Jahren sprach ich 
hier in demselben Raum zu den Stu¬ 
denten über die Schriftsteller im Frie¬ 


denskampf. Ich versuchte an den Bei¬ 
spielen deutscher und französischer, so¬ 
wjetischer und amerikanischer Dichter, 
die zu unserer Friedensfront gehören, 
klarzumachen, warum ihr Werk ei¬ 
nem Friedenskongress für sich gleicht. 
Denn in ihren Büchern wird das Leben 
so komprimiert dargestellt, so gründ¬ 
lich, so sichtbar werden darin alle ge¬ 
sellschaftlichen Fragen aufgerollt, dass 
auch der Leser, wenn er niemals seine 
Stadt verlässt, die Kämpfe der Zeit, die 
Kämpfe der Völker und Klassen in sol¬ 
chen Büchern miterlebt. 

Damals stand hier ein junger Stu¬ 
dent auf und erklärte, warum er dem 
Werk der Künstler misstraut. Mit einer 
Offenheit, die ihm Ehre gemacht hat, 
beschrieb er, wie er nach dem zweiten 
Weltkrieg verzweifelt, verwundet und 
verwirrt in diese zertrümmerte Stadt 
zurückgekehrt war. 

Zertrümmert sei alles gewesen, wo¬ 
von er früher geglaubt hatte, dass es für 
ewig bestände. Mit großer Leidenschaft 
hätte er alle seine Gefühle als Junge 
ausgegeben. Und seine Gefühle seien 
betrogen worden. Von jetzt ab, so sag¬ 
te er, baue er nie mehr auf Gefühle. Ja 
er sei misstrauisch gegen sich selbst, 
wenn ein Theaterstück oder ein Bild 
oder ein Buch seine Gefühle aufwühlt. 
Allein durch seinen Verstand, durch 
logische Überzeugung habe er seinen 
Irrtum begriffen. Er richte sich deshalb 
von jetzt ab nur nach seinem Verstand. 

Ich weiß nicht, ob unser Freund 
auch heute hier unter uns sitzt. Er hat 
wahrscheinlich begriffen, dass dieser 
furchtbare Bruch in seinem Innern - 
denn furchtbar ist immer in einem 
Menschen jede Art Bruch zwischen 
Verstand und Gefühl - vom Faschismus 
verschuldet war wie alle Verwüstungen 
des Krieges. Hitler hat im Auftrag sei¬ 
ner Clique, um ihre Profitgier und ihre 
Angriffslust zu befriedigen, in einem 
fort solche Gefühle aufgeputscht, die 
keinem logischen Denken standhalten 
konnten, und er hat die Gefühle aus¬ 
gelöscht, die mit dem gesunden Men¬ 
schenverstand übereinstimmten. Er 
hat das Gewissen der Menschen abge¬ 
stumpft oder zum Schweigen gebracht. 

Joliot-Curie, der große Gelehrte, 
sagte hier in Berlin im Frühjahr bei 
der Vorbereitung des Völkerkongres¬ 
ses: „In dem Wettlauf zwischen Krieg 
und Frieden muss es uns gelingen, das 
Weltgewissen zu erwecken, und der 
Friede wird siegen!“ 

Was bedeutet das Wort „Weltgewis¬ 
sen“, das der Wissenschaftler gebrauch¬ 
te? Ist es nur ein vager Begriff, der an 
die Gefühle appelliert? Ich denke, es 
ist durch unsere Friedensbewegung ein 
äußerst klarer, äußerst genauer Begriff 
geworden. Was ist denn das, Weltgewis¬ 
sen? Es ist die Summe der Gewissen 
aller Völker. 

Als wir beim Stockholmer Appell 
Unterschriften zum Verbot der Atom¬ 
waffe sammelten, begriffen zum ersten 
Mal fünfhundert Millionen Menschen, 
dass auf dem Erdball etwas geschieht, 
was von dem Willen seiner Bewohner 
abhängt. Auch wenn es in Mitteleuro¬ 
pa oder in Afrika, in Alaska oder im 
Feuerland zahlreiche Menschen gege¬ 
ben hat, zu denen der Wortlaut des Ap¬ 
pells nicht gedrungen ist - ein großer 
Teil der Menschheit erfuhr auf Umwe¬ 
gen trotzdem, was wir damals lasen und 
unterschrieben. Von einer Wohnstätte 
zur anderen, ob sie in einem Mietshaus 
war oder in einer Jurte, von einer Ar¬ 
beitsstätte zur anderen, ob sie in einer 
Fabrik in Chicago war oder auf einem 
Acker in Brandenburg, drang etwas 
von dem, was Joliot auf dem ersten, 
dem Pariser Friedenskongress erklärt 
hat: Die neue Entdeckung, Atomener¬ 
gie, ist an Bedeutung und Macht der 
uralten Entdeckung zu vergleichen, 
die Urmenschen vor Zehntausenden 
Jahren machten, der Entdeckung des 
Feuers. In abgelegenen, voneinander 
getrennten Höhlen entstanden die ers¬ 
ten Feuer. Zum Guten oder zum Bösen 
verwertbar. Auch heute ist die Atom¬ 
energie zum Guten oder zum Bösen 
verwertbar. Man kann damit Städte 
zerstören wie Hiroshima, man kann 


damit Ströme versetzen wie in der So¬ 
wjetunion und Wüsten zu Ackerland 
machen. Das hängt vom Willen der 
Menschen ab. 

Als dieser Gedanke in den Völ¬ 
kern Fuß zu fassen begann und diese 
Gefühle erwachten, war damit bereits 
am Weltgewissen gerüttelt. Die Men¬ 
schen verstanden rascher und rascher, 
dass nicht nur die Anwendung einer 
furchtbaren Waffe, sondern der Krieg 
selbst von ihrem Willen abhängt. Hun¬ 
dert Millionen Menschen mehr beant¬ 
worteten den Aufruf zum Pakt der fünf 
Großmächte, den der zweite Friedens¬ 
kongress in Warschau herausbrachte. 
Jetzt rüsten sich mehr als zwei Drittel 
der Menschheit zu dem Völkerkon¬ 
gress in Wien. Wenn dieser Kongress 
auch nicht denkbar wäre ohne unsere 
machtvolle Friedensbewegung, ohne 
die beiden vorangegangenen Kongres¬ 
se, so wird er doch etwas von Grund 
auf anderes sein. Er wird nicht nur die 
Menschen versammeln, die bereits 
Delegierte zu den beiden ersten Kon¬ 
gressen schickten - wir staunten über 
ihre wachsende Breite und Vielfalt -, 
er schafft auch denen Gehör, die bis¬ 
her abseits gestanden haben oder auch 
jetzt nur bei einzelnen Argumenten 
aufhorchen oder nicht in allen Teilfra¬ 
gen mit uns übereinstimmen. Der Wille 
zum Frieden, das ist das Gemeinsame, 
und jeder Vorschlag wird ein Stein in 
der Mauer sein, die wir vor den Kriegs¬ 
treibern aufpflanzen werden. 

Denn es gibt heute keinen Men¬ 
schen, zu welcher Nation, Religion, 
Partei er gehören mag, der nicht in sei¬ 
nem inneren und äußeren Leben durch 
ein und dieselbe Drohung gequält wird. 
Die Handvoll Kriegstreiber hat die 
Ruhe jedes Lebens und jeder Arbeit 
zerstört. Sie drückt in den kapitalisti¬ 
schen Ländern auf das Lebensniveau 
durch ungeheure Rüstungen. Rechnet 
euch aus, was dort den Menschen in 
dieser und jener Form abgezapft wer¬ 
den muss, wenn mehr als zehn Milliar¬ 
den von Krediten nötig waren zur Um¬ 
stellung und zum Anlauf der Montan¬ 
union, die Frankreich, Italien, Belgien, 
Holland, Luxemburg und Westdeutsch¬ 
land umfasst, um Stahl für Tanks und 
Kanonen herzustellen. Mehr als vier¬ 
mal soviel Dollars, als es Menschen auf 
dieser Erde gibt. Stellt euch diese Sum¬ 
me zum Aufbau verwandt vor, zu Brot, 
zu Schulen, zu Krankenhäusern. 

Um diese grob-einfache Milliarden¬ 
rechnung in den Gehirnen zu verwir¬ 
ren, ist eine ungeheure Investition von 
Lügen nötig. Eine wahre Gespenster¬ 


fabrikation von Lügenschleiern. Die 
Kriegstreiber lassen kein Mittel unver¬ 
sucht, um aufrechte patriotische Men¬ 
schen, die da eindringen wollen, fort¬ 
zuscheuchen. Von Kugeln, wie eine den 
Philipp Müller in Essen traf, bis zu den 
raffiniertesten Lügengeweben. 

Kultur und Wissenschaft ist für 
die Milliardenbankiers eine Ware. Sie 
wird nach Preis gekauft, den Nutzen 
und Mode festlegt. Sie wollen die Welt 
in die Zange nehmen, um ein riesiges 
Stück für ihren Profit zu ergattern. Die 
Punkte, an denen sie die Zange ange¬ 
setzt haben, liegen in Westdeutschland 
und in Ostasien. Sie haben das Erbe 
Hitlers in Westdeutschland angetreten 
und dort das Erbe des vergotteten Kai¬ 
sers und seiner vergotteten Konzerne. 

(...) 

Ihr Freunde, bestürmt die Menschen, 
die immer noch zögern und schweigen. 


Sebastian Friedrich hat sein Buch Ende 
2014 geschrieben, deswegen konnten 
die kommenden Entwicklungen (Par¬ 
teispaltung etc.) nicht genau beschrie¬ 
ben werden. Allerdings beschreibt er 
genau die Entwicklung, die im letzten 
Jahr passiert ist: Die fortschreitende 
Rechtsentwicklung der AfD von einem 
Bündnis aus „National-Neoliberalen“, 
Rechtskonservativen, „Familienschüt¬ 
zerinnen“ (v.a. repräsentiert durch Be¬ 
atrix von Storch und ihre „zivile Koa¬ 
lition“ hin zur Öffnung nach rechts hin 
zu Wutbürgerinnen, neuen Rechten 
und Völkischen.Er straft dabei den vor 
allem durch die Presse verbreiten My¬ 
thos Lügen, Lucke und Henkel verträ¬ 
ten die „anständigen“ Wirtschaftslibe¬ 
ralen gegen die Nationalkonservativen 
um Petry, Hocke und Gauland. Detail¬ 
liert weist Friedrich nach, dass Lucke 
schon nach dem verpassten Einzug in 
den Bundestag den Islam „kritisiert“ 
hat und sich auch negativ zu Homose¬ 
xualität geäußert hat. Als aktivistisches 
„Fußvolk“ waren Lucke & Co. Fa¬ 
schistinnen und Rechtspopulistlnnen 
nämlich sehr recht; als Petry und Co. 
nach dem Einzug in die Landtage von 
Sachsen,Thüringen und Brandenburg 
jedoch mehr Einfluss geltend machten, 
störten sie Lucke. Auch äußerte dieser 
anfangs durchaus Verständnis für PE- 
DIGA (ä la „Wir müssen diese Men- 


Fragt sie, wie sie es ertragen können, 
dass man euch dort drüben verleumdet, 
eure Arbeit, eure Zukunft, euer Aufbau¬ 
werk. Stellt euch diesen Menschen dar, 
wie ihr seid, eure Hoffnungen, eure Ar¬ 
beitspläne. Denn sie kennen euch nicht. 
Wenn sie euch begriffen hätten, dann 
könnten sie selbst ihr eigenes Schweigen 
nicht länger ertragen. Wir sind mit daran 
schuld, wenn sie uns noch nicht begrei¬ 
fen, weil wir es noch nicht verstanden, 
die Hindernisse von Unwissenheit, von 
Zweifel und Angst hinwegzuräumen von 
den Wegen zu unserem gemeinsamen 
Ziel. Seid mit den Menschen geduldig, 
die noch nicht verstehen und kennen, 
was ihr kennt und versteht. (...) 

Wer noch aus Existenzangst 
schweigt oder vor sich selbst einen 
Grund zum Schweigen erfindet, weil 
er dieses und jenes noch nicht versteht, 
mit dem müssen wir geduldig sprechen, 
ihm helfen, den richtigen Weg zu fin¬ 
den und anzutreten. Wir müssen auf 
seine Zweifel und seine Fragen einge- 
hen, denn jede unbeantwortete Frage 
gleicht einer Bresche, durch die der 
Feind eindringen kann. 

Wer aber unsere Festung verrät, 
wer entsetzliches Leid mitverschul¬ 
det, auf dessen Werk bleibt, wie glän¬ 
zend es auch erscheinen mag, ein Fle¬ 
cken haften. Der soll das Beispiel Knut 
Hamsuns nicht vergessen, des norwe¬ 
gischen Schriftstellers, der unter der 
Nazibesatzung zum Quisling wurde. 
Seine Landsleute warfen ihm all seine 
Bücher, die sie vorher mühsam erspart 
hatten, in seinen Garten zurück. 

Ricarda Huch hat folgende Verse 
Manzonis ins Deutsche übersetzt: 
Wehe dem, der die Fahne verkannte, 
der, wenn Leiden und Opfer vorbei 
und die Fackel des Sieges entbrannte, 
sich verhüllt: ich war nicht mit dabei. 
Wir aber, wir sind dabei. 

Ein alter sowjetischer Freund sagte vor 
mehr als dreißig Jahren zu einer Grup¬ 
pe Verfolgter, die den Boden der jun¬ 
gen Sowjetunion betrat: „Was wir auch 
durchgemacht haben, wir sind die erste 
Generation, die Zeuge der großen Ver¬ 
änderung war.“ 

Ihr sollt einmal euren eigenen Kin¬ 
dern erzählen, dass ihr dabei wart, wie 
in dem von Krieg und Faschismus gänz¬ 
lich zertrümmerten Land der Friede 
endgültig den Krieg besiegt hat. 

Erstveröffentlichung in „ Tägliche 
Rundschau“, 16. Dezember 1952 


sehen ernst nehmen“), auch wenn er 
das heute anders darstellt. 

Zum Ende seiner Schrift vergleicht 
Friedrich die Entwicklung der AfD 
mit dem (Wieder-)aufstieg der Repub¬ 
likaner in den USA. Eine interessante, 
diskussionswürdige Parallele. Schließ¬ 
lich ist es diesen gelungen, „Neocons“, 
Evangelikale und andere in einer kon¬ 
servativen Sammlungsbewegung zu 
vereinen und unter Reagan und Bush 
wieder ins Weiße Haus einzuziehen. 
Ob der AfD dies in Deutschland auch 
gelingt, bleibt fraglich; auch, da es Lu¬ 
cke, Henkel & Co. ja nun nicht gelun¬ 
gen ist, die verschieden Flügel in der 
Partei (deren Unterschiede nicht poli¬ 
tischer, sondern taktischer Natur sind) 
zu vereinen. Wie es auch immer mit der 
AfD und dem „Weckruf“ weitergeht: 
Ein Potential für eine „rechtskonser¬ 
vative Sammlungsbewegung gibt es in 
der BRD auf jeden Fall. Gerade ange¬ 
sichts der zunehmenden rassistischen 
Hetze gegen Flüchtlinge gilt es, für die 
Linke wachsam zu bleiben. Friedrichs 
Büchlein liefert hierzu wichtiges Hin¬ 
tergrundwissen. 

Stefan Godau 

Sebastian Friedrich: Der Aufstieg der 
AfD - neokonservative Mobilmachung 
in Deutschland, bertz + fischer verlag, 
112 Seiten, 7,90 Euro 


Kein Übergangsphänomen 

Eine Analyse der AfD 
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Millionenklage gegen die Bundeswehr 

Fliegerbombenfunde unter der „grünen Wiese“ - Bodenmängel „arglistig“ verschwiegen 


V or neun Jahren begann alles ei¬ 
gentlich mit einem „Glücksge¬ 
fühl“ für alle beteiligten Seiten: 
Die Bundeswehr hatte schon 2006 das 
Wehrbereichskommando III und die 7. 
Panzerdivision („Die Speerspitze des 
deutschen Heeres“) aus der NRW- 
Landeshauptstadt abgezogen. Die 
Friedensbewegung freute sich, dass 
der umstrittene Standort „Reitzen- 
stein-Kaserne“ geräumt wurde. Die 
Landeshauptstadt war erfreut, dass sie 
220 000 qm in Baugrund für Wohnun¬ 
gen um widmen konnte. Und Makler 
und Investoren erwarteten am Ende 
ihrer „Wertschöpfungskette“ hochprei- 
sige Projekte für 3 000 neue Bewoh¬ 
ner. Und nun droht, so die Westdeut¬ 
sche Zeitung , eine „Millionenklage ge¬ 
gen die Bundeswehr“ 

Es hätte alles so schön sein kön¬ 
nen. Ein Unternehmen der Spitzen¬ 
klasse, Aengevelt Immobilien, sah das 
Neubaugebiet als „schönstes (weil 
,grünstes’)“ Areal von Düsseldorf. Aus 
der „Reitzenstein-Kaserne“ wurde die 
„Gartenstadt Reitzenstein“. Die Lage: 
an der Schnittstelle dreier Viertel, die 
zu den „exklusivsten Stadtteilen“ zäh¬ 
len. Die Nettobaulandfläche wurde mit 
160 000 qm taxiert. Darauf sollten 350 
Einfamilienhäuser und 700 Geschoss¬ 
wohnungen errichtet werden. Ferner 
in der Planung: eine Kindertagesstät¬ 
te, ein „Vollsortimenter“ (Supermarkt) 
und ein Jugendzentrum. Die „marktge¬ 
rechte“ Einbettung: „Gerade der Markt 
an Wohnimmobilien in Düsseldorf ist 
interessant: Neben Eigentumswohnun¬ 
gen und Mehrfamilienhäusern gibt es 
in der mondänen Rheinmetropole auch 


eine Vielzahl exklusiver Luxusimmo¬ 
bilien.“ 

Die Kaufpreisübersicht unterschei¬ 
det zwischen „Amaryllis“ und „Be¬ 


gonie“. Größe und Preise schwanken 
zwischen 65,52 qm für 245 000 Euro 
und 100,75 qm für 484 000 Euro. Na¬ 
hezu alle Wohnungen sind verkauft. 


Und nun nach neun Jahren der 
plötzliche Einbruch in die schöne 
neue Welt: Die „Gartenstadt Reit¬ 
zenstein GmbH“ klagt vor dem Düs¬ 


seldorfer Landgericht gegen die Bun¬ 
deswehr. Es geht dem Unternehmen 
nicht darum, dass die Bundeswehr 
das Gelände zuvor nicht von Flie¬ 
gerbomben aus dem 2.Weltkrieg ge¬ 
räumt hat. Gestritten wird darüber, 
wer Gebäudereste unterhalb der 
Grasnabe hätte beseitigen müssen. 
Verkauft wurde offensichtlich „wie 
besehen“. Und der Käufer sieht sich 
„arglistig“ getäuscht, denn wenigs¬ 
tens 2,6 Millionen Euro habe die 
Entfernung der unterirdischen Ka¬ 
sernenherrlichkeit gekostet. 

Die Bundeswehr hält dagegen, 
dass die „Gartenstadt Reitzenstein 
GmbH“ bestätigt habe, dass sie das 
Gelände „eingehend besichtigt“ habe. 

Dabei muss auch übersehen wor¬ 
den sein, dass mehrere Blindgänger 
im Erdreich steckten, darunter eine 
Zehn-Zentner-Bombe mit intaktem 
Zünder. Trotz alledem: ein Bomben¬ 
geschäft. Die Entscheidung des Land¬ 
gerichts steht aus. 

Die Düsseldorfer DKP hat sich 
seit vielen Jahren im Gerresheimer 
Rathaus und bei Friedensaktionen 
für die Konversion militärischer Ein¬ 
richtungen im Stadtgebiet eingesetzt. 
Der Bundeswehrübungsplatz von 
202 Hektar wurde am Aaper Wald „zi¬ 
vilisiert“ und als Landschaftsschutzge¬ 
biet festgeschrieben. Das Bundesamt 
für Immobilienaufgaben erwartete 
dafür mehr als zwölf Millionen Euro. 
Die „Bergische Kaserne“ im Stadtteil 
Hubbelrath wurde teilweise geräumt 
und als Erstaufnahmeeinrichtung für 
Flüchtlinge vorgehalten. 

Uwe Koopmann 



Die Bundeswehr könnte 2,6 Millionen Euro für die Beseitigung des vergessenen oder verheimlichten „Bauschutts“ aus dem 
Untergrund zahlen. Sie verhält sich aber wie alle ertappten Umweltsünder... 


Tausende feierten in Hamburg-Eimsbüttel 

Methfesselfest trotz Hitze und Regen mit großem Zuspruch 



Weder die Hitzewelle noch Regen und 
Gewitter konnten das Methfesselfest all¬ 
zu sehr in Bedrängnis bringen, welches 
dieses Jahr sein 20-jähriges Bestehen fei¬ 
erte. Vom 3.-5. Juli fanden wieder Tau¬ 
sende Besucherinnen und Besucher den 
Weg auf den Else-Rauch-Platz in Ham¬ 
burg-Eimsbüttel, um das einzig verblie¬ 
bene nicht-kommerzielle und vor allem 
explizit linke Hamburger Straßenfest zu 
besuchen. 

Dass das Wetter diesmal nicht so ganz 
mitspielte - am Freitag und am Sonntag 
gab es zahlreiche Schauer, Samstag war 
in Hamburg der heißeste Tag des Jah¬ 
res - machte sich natürlich bei den Besu¬ 
cherzahlen bemerkbar, aber unter dem 
Strich konnten die Veranstalter dennoch 
ein positives Fazit ziehen. 

Von Freitagnachmittag bis Sonntag¬ 
abend wurde ein sehr abwechslungsrei¬ 
ches kulturelles Programm geboten: Auf 
der Open-Air-Bühne sowie im Zelt gab 
es unterschiedlichste Live-Musik, von 


Rock über Folk und Jazz bis zu latein¬ 
amerikanischen Rhythmen. Auch dies¬ 
mal waren einige der in der linken Sze¬ 
ne bekannten Musikgruppen dabei, wie 
die Oma-Körner-Band und die Grup¬ 
pe Gutzeit. Besonderes Interesse galt 
am Freitag dem „Solidaritätsabend mit 
Griechenland“, mit Texten von Rolf Be¬ 
cker und Musik von Vasilis Pegidis. 


Auch für die politisch-interessierten 
Besucherinnen und Besuchern gab es 
ein sehr attraktives Programm, z.B. die 
Diskussion zum Thema „Zehn Jah¬ 
re Hartz IV in Hamburg und die Fol¬ 
gen“, die Podiumsdiskussion „Was be¬ 
deuten die Freihandelsabkommen für 
Hamburg?“, eine Diskussionsrunde mit 
Lühr Henken vom Kassler Friedensrat¬ 


schlag zum Thema „Militarisierung in 
Deutschland“ oder der Diskussions¬ 
abend unter dem Motto „Ein Spiel 
mit dem Feuer: Die Ukraine, Russland 
und der Westen“. Es gab zudem noch 
zahlreiche weitere Diskussionsrunden 
zu Kuba, zu Griechenland, zur Flücht¬ 
lingspolitik, über die aktuelle Politik in 
Syrien oder auch zu antifaschistischen 
Themen. 

Auch die DKP Hamburg war wäh¬ 
rend des gesamten Festes auf dem Platz 
sowohl mit ihrem Infostand als auch 
durch die Verteilung ihrer Materialien 
präsent. Zwar kamen die im Vorwege 
bestellten UZ wegen des Poststreiks 
nicht mehr rechtzeitig in Hamburg 
an, der DKP-Infostand, die Veröffent¬ 
lichungen der DKP Hamburg sowie 
die zum Kauf angebotenen Bücher, 
T-Shirts und weiteren Materialien aus 
dem UZ-Shop erfreuten sich dennoch 
großen Interesses. 

DirkWilke 


Wasserturmfest 

Am 22. August findet auf dem Gelän¬ 
de des Reinhold-Jürgensen-Zentrums 
in Elmshorn, Jahnstraße 2a, das traditi¬ 
onelle Wasserturmfest statt. Die DKP- 
Gruppe Elmshorn ist Einlader und Ver¬ 
anstalter, andere Organisationen und In¬ 
itiativen sind eingeladen und werden auf 
dem Platz Infostände gestalten. 

Das bunte Fest der Solidarität mit 
Griechenland wird um 15.00 Uhr mit ei¬ 
nem Kinderfest gestartet. Um 15.30 Uhr 
beginnt eine sicher spannende Diskussi¬ 
onsrunde mit dem bekannten Schauspie¬ 
ler, politischen Aktivisten und Griechen¬ 
landkenner Rolf Becker, einer Abge¬ 
ordneten von Syriza und Vertretern der 
Solibewegung aus Kiel und Hamburg. 

Speisen und Getränke sind zu volks¬ 
tümlichen Preisen zu haben: Kaffee und 
selbstgebackener Kuchen, griechische 
Grillspezialitäten, Bier vom Faß, Kuba - 
Mixgetränke, griechischer Wein und 
selbstverständlich Alkoholfreies. 

Ein Duo griechischer Musiker mit 
Bouzouki und Keyboard werden Lieder 
von Mikis Theodorakis und anderes vor¬ 
tragen. Abends geht dann die Post ab bei 
der Disco mit DJ Andre. 


Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Noch ist die Partei zu retten! 

Von Rudi Hechler, Mörfelden-Walldorf 


Zugegeben, gerne schreibe ich die fol¬ 
genden Zeilen nicht. Das kostet Zeit, 
die man für wichtigere Dinge brauchen 
würde. Aber einige Artikel in der UZ, 
die Leserbriefe und Parteiaustritte, die 
ich kenne, weisen auf einen Parteizu¬ 
stand hin, der besorgniserregend ist. 

Dazu eine wachsende feindseli¬ 
ge Stimmung, wie in den Jahren nach 
1989. Gruppierungen statt Gemeinsam¬ 
keit. Die Gruppen damals nannte man 
Bewahrer oder Erneuerer, oder auch 
Zentristen. Alles ungenaue Zuweisun¬ 
gen. Aber überall der „schale Verdacht 
in den Augenwinkeln“, wie Degenhardt 
mal formulierte. Die Partei fast tot, die 
UZ konnte nicht mehr erscheinen. Au¬ 
ßer den genannten Hauptgruppen mit 
ihren bekannten Namen, gab es auch 


damals die Namenlosen in der Partei. 
Die nicht gewohnt waren, untereinan¬ 
der zu streiten, wir verloren viele. Man¬ 
che sind aus- aber nicht weggetreten - 
ein Glück für die folgenden Jahre. 

Nun gibt es verstärkt seit den März- 
Tagen 2013, als zum zweiten Mal der 
Parteitag in unserem Bürgerhaus - 
dem ehemaligen Volkshaus - tagte, ein 
z.T. bösartiges Klima, das ich nur noch 
schwer ertragen kann. Da schreibt ei¬ 
ner denunziatorisch: „Die DKP Mör¬ 
felden hat als ersten Link (auf ihrer 
Webseite) immer noch kommunisten. 
de/Leo und Konsorten.“ Ich habe nicht 
zurückgeschrieben: „Schnell einen Eis¬ 
pickel her!“ 

Da gibt es UZ-Einschätzungen zu 
Griechenland, z.B. von Patrik Köbe- 


le, die ich nicht teilen kann. Gibt es da 
kein Kollektiv mehr, das mitformuliert 
und verantwortet? Oder ist der Vorsit¬ 
zende auch der Vorschreibende? 

Auch die UZ-Titelstory vom 3. Juli 
kommt nicht ohne Besserwisserei aus. 
Haben wir schon wieder auf alles eine 
Antwort? Sind die kommunistischen 
Parteien der Zukunft so wie die KKE? 

Können Ratschläge deutscher Ge¬ 
nossen nicht auch zurückhaltender aus- 
f allen? 

Natürlich stimmt der Köbele-Satz 
„Da hilft keine Politik des kleineren 
Übels, da helfen nur revolutionäre 
Kleinarbeit und Klassenkampf.“ Was 
aber haben wir, die DKP mit ihren we¬ 
nigen Leuten, da anzubieten? 

Manchmal denke ich: Diese DKP 
wird klein und rein - und impotent! 


Wie oft kommen denn die Gruppen 
zusammen? In welchen Bündnissen ar¬ 
beiten wir aktiv? 

Sind unsere Leute noch im Ge¬ 
spräch mit den Menschen? Nehmen 
wir noch regelmäßig Stimmungen auf 
und regieren drauf? Ist unserer Sprache 
noch in Ordnung? Wieviel regelmäßige 
Zeitungen und Infostände gibt es? 

Ich kann mir’s hier nicht verknei¬ 
fen - unsere Zeitung: „blickpunkt“ hat 
nach wie vor 15 000 Monatsauflage! 

Die DKP hat seit Entstehung Erfah¬ 
rungsschätze gesammelt. Wir können 
darauf aufbauen. Wir brauchen Diskus¬ 
sionen vor allem aber einer anerkannte 
DKP die wieder bekannt wird. 

Ich war 25 Jahre Abgeordneter un¬ 
serer Partei in unserer Stadt. Öffentlich¬ 
keitsarbeit ist mir wichtig. Wer wieder 


eine Klein-Zeitung machen will, dem 
kann man helfen. 

Auf unserer Webseite kann man vie¬ 
le Vorschläge für Öffentlichkeitsarbeit 
abrufen. Hier gibt es auch einen Kurs 
dazu: w w w. dkp -m w. de/archiv/11 /LiM A. 
pdf 

Dieser Tage wurde ich gefragt, ob 
ich weiter diese Entwicklung mittra¬ 
gen wolle. Ich erinnerte an den Brecht- 
Kreidekreis. Den Streit um das Kind. 
„Ich hab’s aufgezogen, soll ich’s denn 
zerreissen?“ fragt Grusche zum Schluss 
verzweifelt. 

Viele ältere Genossen kennen den 
Weg von der Illegalität über die DKP- 
Neukonstituierung und -Entwicklung. 
Sie haben die DKP mitgeformt. Austre¬ 
ten ist kein Weg. Alles schlucken aber 
auch nicht. 
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Signal aus Dortmund: Nie wieder 
Krieg, nie wieder Faschismus! 

Wera Richter, Leiterin der Pressefestkommission, will klare Akzente setzen 


Warum ich für ein 
Pressefest 2016 bin 

Ulrich Abczynski, Technischer Leiter von vielen Festen, ist optimistisch 


Unsere bisherigen Überlegungen und auch der Be¬ 
schluss des Parteivorstandes zur Ausrichtung des 19. 
UZ-Pressefestes - alles vorbehaltlich der Zustim¬ 
mung des 21. Parteitages - gehen in die Richtung, 
dem Fest nach außen ein klares politisches Profil zu 
geben. Das UZ-Pressefest soll ein deutliches Signal 
für Frieden und Antifaschismus aussenden. 

Wir stellen im Leit an trag an den 21. Partei¬ 
tag fest, dass Kriegsgefahr und Rechtsentwick¬ 
lung enorm angewachsen sind. Mit dem Zündeln 
von EU und Deutschland in der Ukraine und 
der Hetze und dem Vorrücken der NATO gegen 
Russland ist die Gefahr eines großen Krieges, ei¬ 
nes Krieges in Europa wieder bewusst geworden. 
Auch die Gefahren durch die in Büchel und an 
anderen US-Militärstützpunkten stationierten 
Atomwaffen sind wieder stärker in das Bewusst¬ 
sein gerückt. 

Wir sehen heute eine Hauptaufgabe der Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten in diesem Land 
darin, den Widerstand gegen die Kriegspolitik 
von NATO, EU und Deutschland zu stärken. In 
der Handlungsorientierung skizzieren wir dazu 
verschiedene Aufgaben wie den Schulterschluss 
zwischen der Friedens- und der antifaschistischen 
Bewegung zu festigen und mit dazu beizutragen, 
die Friedenspolitik wieder stärker in Gewerkschaf¬ 
ten und Betrieben zu verankern. Auch die mörde¬ 
rische Flüchtlingspolitik von EU und Bundesre¬ 
gierung wollen wir stärker in Verbindung mit den 
Fluchtursachen bringen. Der Slogan der Flüchtlin¬ 
ge „Wir sind hier, weil ihr unsere Länder zerstört“, 
bringt das auf den Punkt. 

Bei einer solchen Orientierung kann das 19. 
UZ-Pressefest eine große Rolle spielen. Es ist ein 
Treffpunkt für Aktive unterschiedlicher Bewe¬ 
gungen, für Gewerkschafterlnnen, junge und alte 
Antifaschistinnen, Migrantenorganisationen und 
Flüchtlingsgruppen, Friedensfreundinnen und 
Antimilitaristlnnen und nicht zuletzt für Kultur¬ 
schaffende. Das UZ-Pressefest ist ein Ort, wo man 
sich kennenlernt und zusammen feiert, an dem 
aber auch Debatten über Unterschiede und Ge¬ 
meinsamkeiten in den Einschätzungen und Über¬ 
legungen für die gemeinsame Aktion stattfinden. 
Das UZ-Pressefest ist ein Fest, von dem durchaus 
Signale für kommende Aktivitäten im antifaschis¬ 
tischen und Friedenskampf ausgehen können. Das 
wollen wir auf diesem Fest befördern und dazu 


brauchen wir konkrete und vielfältige Ideen aus 
der Partei und unserem Umfeld! 

Kräftig soll unser Signal auch in Dortmund 
selbst sein, in der Stadt, in der Neonazis behaup¬ 


ten, die Oberhand zu haben. Oft können sie tat¬ 
sächlich schalten und walten wie sie wollen, weil sie 
von Stadt und Polizei geschützt und von der Justiz 
immer wieder ermutigt werden. Wir setzen dagegen 
das Signal des Widerstandes und unterstützen mit 
dem UZ-Pressefest die Antifaschistinnen in Dort¬ 
mund und unsere Genossinnen in ihrer Arbeit zum 
Beispiel im Bündnis Dortmund gegen rechts, in der 
VVN-BdA und vielen anderen Initiativen, die wir 
auf das Fest einladen. Wir sagen mit diesem Fest: In 
Dortmund ist kein Platz für Neonazis. 

Mit diesen Überlegungen der stärkeren Konzen¬ 
tration des Festes auf die Themen Frieden und An¬ 
tifaschismus wollen wir nicht am Volksfestcharakter 
des Pressefestes kratzen und dem Fest auch nicht 
seine Vielfalt nehmen. Es wird viele andere Themen 
vor allem in Bezirksbeiträgen und denen unserer 
Bündnispartner/innen geben. Aber doch wollen wir 
dem zentralen Programm gerne den Stempel auf¬ 
drücken: 100 Prozent antifaschistisch, 100 Prozent 
antimilitaristisch - und 100 Prozent vorfinanziert. 
Aber dazu hat Werner das Wort. 


Ich habe natürlich auch Bedenken, ob wir ein 
Pressefest 2016 durchführen können, aber nach 
vielen Diskussionen mit Freundinnen und Ge¬ 
nossinnen komme ich zum Schluss: Ein Presse¬ 


fest 2016 ist zu packen und kann uns weiterbrin¬ 
gen, wenn wir es gemeinsam in Angriff nehmen. 
Ich will das kurz begründen. 

Ausgang meiner Überlegungen ist meine Ein¬ 
schätzung zum Fest 2014: 

Ich glaube aber, dass wir auf einiges sehr stolz sein 
können: 

★ Wir haben sehr solidarisch ein tolles Fest durch¬ 
geführt unter schwierigeren Bedingungen. 

★ Wir haben ein sicheres Fest, auf dem sich alle 
Besucher wohlgefühlt haben, durchgeführt. 

★ Wir waren wieder Heimat für fortschrittliche 
linke Kultur, die sich entwickelt hat und sich auf 
einem hohen Niveau darbot. Über einige Schwie¬ 
rigkeiten muss man sachlich und konstruktiv dis¬ 
kutieren. 

★ Es war meiner Meinung nach nicht das Fest 
aller Linken, die Ablehnung des Verein Marxisti¬ 
sche Linke, in dem Genossen/innen mitarbeiten, 
die viele Beiträge zum Gelingen unseres Festes 
leisteten, fanden ich und viele andere nicht richtig. 


Lasst uns aber gemeinsam dafür sorgen, dass ein 
weiteres Fest ein großer Erfolg wird. 

Soweit 2014. Heute sind die Bedingungen 
zwar schwieriger geworden durch die Auseinan¬ 
dersetzung innerhalb unserer Partei. Besonders 
schlimm finde ich persönliche Angriffe auf ein¬ 
zelne Genossinnen, das hat nichts mit kommunis¬ 
tischer Streitkultur zu tun. Man kann Genossin¬ 
nen nicht in die Ecke stellen, weil sie eine andere 
Meinung haben. 

Diese persönlichen Angriffe können wir auch 
in der Vorbereitung und Durchführung unseres 
Festes nicht gebrauchen. Wir brauchen sachliche 
Diskussionen. Daran müssen wir arbeiten. 

Wir brauchen als Partei das Fest, es hat eine 
große Ausstrahlung in der linken Bewegung, auch 
in Gewerkschaftskreisen. Es stellt unsere Partei 
als Kraft dar, als Initiator für linke Bewegungen. 
Wir werden ernst genommen. 

Wir führen das größte linke Fest und die größ¬ 
te Diskussionstribüne durch. Ich glaube, gemein¬ 
sam können wir es schaffen. Wir werden zwar alle 
etwas älter, aber es kommen Jüngere nach. Die 
brauchen wir, genauso wie die vielen älteren Un¬ 
terstützer. 

Lasst uns Ideen entwickeln, wie wir es noch 
besser machen können. 

Helft mit in der Vorbereitung, schreib uns, 
schick uns eine Mail (uz-pressefest@dkp.de). 

Zu meiner Überzeugung helfen mir auch einige 
Meinungen von Freundinnen und Genossinnen. 

Genosse T. aus Düsseldorf sagt, wir sollten je¬ 
denfalls - Fraktionen und Strömungen hin oder 
her - eines tun, nämlich miteinander diskutieren 
und uns austauschen. 

Genosse E. aus meiner Gruppe in Neuss meint: 
keiner darf ausgegrenzt oder abgedrängt werden, 
auch wenn er sich mit seiner Auffassung aktuell 
vielleicht nicht in Übereinstimmung mit anderen 
befindet, die Hauptsache ist: Er hält zur Klasse 
und kämpft. 

Danach handeln wir in Neuss und haben Er¬ 
folg damit. 

Helft alle mit. 

Das stimmt optimistisch, also: 

Vorwärts zum Pressefest 2016. 



Ein bewährtes Team: Wera Richter und Ulrich Abczynski auf dem diesjährigen Festival der Jugend 


Spinnt der Kassierer jetzt? 

Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP, arbeitet an der 100-prozentigen Vorfinanzierung 


Die Erfahrungen der letzten Feste un¬ 
terstreichen, wie notwendig es ist, die 
Finanzierung sehr zeitig in den Fokus 
der Partei zu bringen. Der DKP-Par- 
teivorstand hat demzufolge völlig zu 
Recht das Ziel festgelegt, bis zum Par¬ 
teitag 35 000 Euro für das Fest zu er¬ 
wirtschaften. 

Dieser Betrag kann durch folgende 
Maßnahmen zustande kommen: 

i. Den Buttonverkauf 
jetzt beginnen! 

Mit den Pressefestbuttons können wir 
nicht nur massiv die Finanzierung des 
Festes absichern, sondern auch inner¬ 
halb und außerhalb der DKP schon 
früh die Werbetrommel rühren. Sie 
sind - zum Preis von 10 Euro bzw. 
5 Euro - zu einem großen Teil in die 
Bezirke der DKP gelangt und sollten 
nun auch in den Kreisen und Grup¬ 
pen vorliegen. Wo noch nicht gesche¬ 
hen, bitte ich die Bezirkskassierer, sich 
mit Buttons auszustatten und/oder die 
Kreise und Gruppen zu versorgen. 


Sinnvoll wäre es, die Buttons monat¬ 
lich abzurechnen und damit jetzt zu 
beginnen. 

Wir erhoffen, bis zum Fest jeweils 
3 000 Buttons zu 10 Euro bzw. 5 Euro 
abrechnen zu können. Als Faustregel 
würde das für jede Gliederung der Par¬ 
tei bedeuten: Je einen Button der bei¬ 
den unterschiedlichen Preisklassen pro 
Mitglied zu verkaufen. Gelingt uns das, 
wären das 45 000 Euro - davon sollten 
wir aber bis zum Parteitag einen guten 
Teil realisieren. 

2. Spenden für das Fest 

Wir wollen innerhalb und außerhalb 
der DKP um Spenden werben. Wir 
veröffentlichen in der UZ regelmäßig 
das Spendenkonto, Ende August/An¬ 
fang September wird der UZ noch mal 
ein Spendenaufruf mit Überweisungs¬ 
träger beigefügt. Diese können dann 
auch beim Parteivorstand bestellt wer¬ 
den, damit sie auf Gruppenabenden, 
Infoständen, bei Aktionen etc. genutzt 
werden können. 



Trödeln für das Pressefest: So ganz zufrieden mit dem Ergebnis des Trödelstandes 
am ii. Juli in Recklinghausen waren die Freunde und Mitglieder der DKP nicht - 
hitzebedingt wenig Besucher-, aber immerhin kamen 71,60 Euro für Eberhard, das 
Pressefest-Sparschwein der DKP Recklinghausen, zusammen. 



mals ging es nur 
um Modelleisen¬ 
bahnen, jetzt haben 
wir unsere „Wunschlis¬ 
te“ erweitert um Carrera- 
Autorennbahnen, Spie¬ 
lekonsolen, Videospiele, 

Playmobil und Lego. Die 
Sachspenden werden vermark¬ 
tet, der Erlös geht auf das UZ-Presse- 
festkonto. Wir suchen noch jede Men¬ 


3. Spendenmarken in die 
Mitgliedsbücher! 

Das ist natürlich in erster Linie 
was für Mitglieder der DKP. 
Wir wollen keine neuen 
Spendenmarken für das 
Pressefest 2016 drucken 
lassen, sondern noch den 
Bestand vom letzten 
nutzen. Es gibt Mar¬ 
ken für 5 Euro, 

10 Euro, 50 Euro 
und 100 Euro. 

Sie sind wirk¬ 
lich schick 
und machen 
sich gut im 
Mitglieds¬ 
buch. 


Fragt 
bei eu¬ 
rem Kassierer nach! 

4. Die Sache mit den 
Spa 

In gut zwei Wochen sollten unsere 
Pressefest-Sparschweine - in der UZ 
war es ja bereits angekündigt - zur 
Verfügung stehen. Diese Sparschwei¬ 
ne können dann kostenlos von Grup¬ 
pen und Kreisen der DKP angefordert 
werden. Auf dem Parteitag soll dann 
eine erstes „Soli-Schlachtfest“ statt¬ 
finden. 


5., 6.... bis 99. Sachspenden 
und andere zündende Ideen 

Wir haben vor zwei Jahren gute Er¬ 
fahrungen mit einer Sachspendenak¬ 
tion zugunsten der UZ gemacht. Da- 


ge weitere zündende Ideen.Im Vorfeld 
unseres Festes 2014 haben die Mit¬ 
glieder der DKP und auch unsere 
Freunde mit dem Geldbeu¬ 
tel abgestimmt, dass sie 
das Fest woll¬ 
ten. Ich hof¬ 
fe sehr, 
dass wir 


die¬ 
ses Er¬ 
gebnis 
auch aktu¬ 
ell wieder errei¬ 
chen. Nach dem - 
hoffentlich - po¬ 
sitiven Votum der 
Delegierten des 
21. Parteitags für das 
Pressefest werden wir 
dann die Finanzwerbung 
noch zielstrebiger ange- 
hen. Mit 45 000 Euro 
Erlös für den Buttonver¬ 
kauf, reichlich Spenden und 
Zuschüssen von Gliederungen 
der DKP im Vorfeld des Pressefes¬ 
tes könnten eine 100-prozentige Vor¬ 
finanzierung des Festes möglich sein. 
Das haben wir 2014 fast geschafft. 
Gelingt uns das wieder, mache 
ich mir über die Finanzen des Festes 
2016 keine Sorgen. 


Vorschläge, Anregungen oder 
Aktionsberichte über Finanz¬ 
beschaffungen bitte an UZ- 
Redaktion, Werner Sarbok, 
Hoffnungstraße 18,45127 Es¬ 
sen oder buchhaltung@dkp.de 
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„Menschen, seid wachsam, 
denn ich liebe Euch “ 
Julius Fucik 


Nach einem kämpferischen Leben verstarb mein lieber 
Mann, unserVater, Großvater und Urgroßvater 

Helmut Spröer 

15.4. 29-13.7.15 

waltraut 

Hella, Norbert, Cathrin, Michael 
Enkel und Urenkel 



Unser Genosse 

Paul Groß 

ist im Alter von 84 Jahren verstorben. 

Paul war ein Kämpfer für Frieden und Sozialismus. Er ist 
unserer Partei auch in schwierigen Zeiten immer treu 
geblieben. 

Leider konnte er in den letzten Jahren aus gesundheit¬ 
lichen Gründen nicht mehr aktiv am politischen Leben 
teilnehmen. 

Seine Frau und Genossin Annemarie ist ihm stets treu 
zur Seite gestanden. 

Dir, liebe Annemarie, Deinen Kindern und Angehörigen 
unsere herzliche Anteilnahme 

DKP Gruppe Idar-Oberstein / Kusel 


Wir mussten Abschied nehmen 
von unserer Schwester, Schwägerin und Tante 

Gerda Theiß geb. Koberg 

27.3.1945-27.6.2015 

Sie verstarb nach langer Krankheit, jedoch plötzlich und 
unerwartet, im 71. Lebensjahr. Im engen Familien¬ 
kreis haben wir ihrem Wunsch entsprechend Abschied 
genommen. 

Unsere Anteilnahme und Solidarität gehört Ihrem Mann, 
Lebens- und Kampfgefährten Horst, mit dem sie über 
50 Jahre für eine bessere Welt ohne Krieg und Ausbeu¬ 
tung, für eine sozialistische Zukunft gekämpft hat. 

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten und weiter für 
eine friedliche Welt eintreten. 

Im Namen ihrer Familie 

Christian Koberg 
Anke und Wolfgang Dessbesell 
Rainer Koberg 


ru m 1685 mm , iss » 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sch alt 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-976C-Q 
Fax;.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Haltsprospekt 

anfordern 



In un mittel barer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Holelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücks buff et Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung / Frühstück 3D, - bis 53 r € p. P. 

HP 15,50 ep.P. * VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Polen - Ostseebad Leba (100 km v. Danzig) 

Komf. FZ mit Bad, WC, Sat TV. Ü/F15 Euro/Pers-Tag, Garten, Parkplatz 
Tel./Fax: 004859 - 866 26 57 www.sloneczna.interleba.pl 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 





s \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_/ 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

unsere Zeitung erscheint wieder am 7. 8. 2015. 

In dieser Ausgabe ist der 70. Jahrestag des Abwurfs 
der ersten Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki 
Schwerpunkt-Thema. 

Bestellungen bitte bis spätestens Montag, 

3. 8. 12.00 Uhr. 

Zum 1. September 2015 ist keine UZ-Extra 
vorgesehen. Wir orientieren auf die Schwerpunkt- 
Themen-Ausgabe der regulären UZ vom 28. 8. 

Die Bestellungen für diese Ausgabe müssen 
bis spätestens Montag, den 24. 8., 12.00 Uhr 
eingegangen sein. 

bei: vertrieb@unsere-zeit.de, 

Gustl Ballin 0911 / 8019991 

oder CommPress-Verlag Tel.: 0201 / 17788923 


BERND KÖHLER UND EW02 


in dieser Straße 

<*•• w.t.rbo.rdlng - .yr>dr-orr> 



Die neue Platte von Bernd 
Köhler zusammen mit ewo2, dem 
»kleinen elektronischen weltor- 
chester«. 15, - Euro + Versandkos¬ 
ten > Bestellungen über JumpUp. 
Alle Texte sind lesbar (!) in einem 
32-seitigen Booklet enthalten. 


CD DES MONATS-APRIL 


beim Berliner Chansonmagazin 
„Ein Achtel Lorbeerblatt” 


CD DES MONATS - MAI 


der Rundfunk-„Liederbestenliste” 
(Deutschland, Österreich, Schweiz) 
Mehr Infos über: www.ewo2.de 
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Einladung 

Theoretische Konferenz II 
zum Leitantrag des 21. Parteitags 

„Die antimonopolistische Strategie der DKP 
in Zeiten von Kriegsgefahr, Neofaschismus 
und zunehmender sozialer Polarisierung" 

Samstag, 5. September 2015,11 bis 17 Uhr 

Kassel, Bürgerhaus, Holländische Straße 74 

Die Theoretische Konferenz II hat die Beratung und Präzisierung 
der im Leitantrag formulierten Überlegungen zur Strategie der 
DKP zum Ziel. Nach einer Einführung und Diskussion zur bishe¬ 
rigen Debatte um den Leitantrag im Plenum finden folgende Ar¬ 
beitsgruppen statt: 

„Antimonopolistische Strategie der DKP: 

Quellen, Entwicklung und neue Herausforderungen" 
Referent: Patrik Köbele 

„Arbeiterklasse und antimonopolistischer Kampf 
unter dem Druck von Prekarisierung, digitaler Revolution' und 
Standortlogik" 

Referent: Olaf Harms 

„Antimilitaristischer und antifaschistischer Kampf 
als Teil der antimonopolistischen Grundorientierung 
und der Strategie des revolutionären Bruchs" 

Referent: Hans-Peter Brenner 


Die Konferenz ist öffentlich. 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 10 Euro (ermäßigt 5 Euro). 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Ich sage allen, die mir zu meinem 75. gute Wünsche 
schickten, herzlichen Dank. 

Bruni Freyeisen 



Alles Gute nachträglich zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

am 14. 5. wurde Christa Meyer 79 
am 22. 6. wurde Doris Kister 78 
am 7.7. wurde Helga Orzykowski 83 
am 9. 7. wurde Heinz Behnsen 86 

und auch am 9. 7. wurde Manfred Albrecht 73 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Hannover - Mitte 
DKP Gruppe Hannover - Linden 




| Viren/, VAVIV YA$AK 

| * 11. Julis 2015 

$ Wir holen/ dich ./ lieb-, 

| dir tapferer, kleiner Kerls! 
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Lieber Opa Dieter, 

ich wünsche Dir zu deinem 75. Geburtstag alles Gute. 
Ich freue mich darauf, mit dir noch viele tolle Dinge zu 
erleben, mit dir zu lachen, zu toben, dir zuzuhören und 
von dir zu lernen. 

Hasta la victoria siempre! 

Dein Max 


Unsere Genossin 

Margrit Klingforth 

begeht am 28. Juli ihren 65.Geburtstag. 

Hierzu gratulieren wir ihr ganz herzlich! 

Margrit ist seit Jahrzehnten in ihrem Stadtteil Dulsberg 
kommunalpolitisch aktiv und hat sich dort als engagierte 
Kommunistin hohes Ansehen erworben, und auch bei den 
Aktivitäten ihrer DKP-Gruppe geht sie immer mit gutem 
Beispiel voran. 

Liebe Margrit, wir möchten Dir bei dieser Gelegenheit für 
Dein jahrzehntelanges Engagement in und für Deine Par¬ 
tei von Herzen Dank sagen und wünschen Dir weiterhin 
Gesundheit, Optimismus sowie viel Schaffenskraft! 

DKP-Gruppe Hamburg - Nord 
Bezirksvorstand DKP - Hamburg 


Am 2. August 1945 wurde 


Erwin Engelbrecht 

Mitglied der KPD in Witten. 


Erwin, deine Genossinnen und Genossen aus dem 
Ennepe-Ruhr-Kreis danken dir für sieben Jahrzehnte 
Engagement in unserer Partei! Es ist gut, dass es 
Genossen wie dich gibt. 



Wohin mit alten 


Playmobil 


Na klar: 


Als Sachspende 
zur Finanzierung 
Pressefestes an die UZ 
schicken! 

Die Spenden werden vermarktet, der Erlös geht 
auf das UZ-Pressefestkonto. 

Eine Sachspendenbescheinigung zur Vorlage 
beim Finanzamt kann bei Bedarf ausgestellt 
werden. Bitte schickt reichlich Päckchen und 
Pakete an: 

UZ-Redaktion, Werner Sarbok 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Bei Fragen: wsarbok@aol.com 
oder Telefon 0170 8797929 
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unsere zeit 


Treffende Darstellung der 
gegenwärtigen Situation 

Betr.: „Die Diktatur des Kapitals“ 
(Manfred Idler, Lars Mörking), 

UZ vom 3.7.2015, S. 1 

Die Genossen Manfred Idler und Lars 
Mörking haben eine zutreffende Dar¬ 
legung der gegenwärtigen Situation 
in Griechenland geboten. Sie benen¬ 
nen die Profiteure der wirtschaftlichen 
Strangulierung des Landes ebenso wie 
den illusionären Charakter der SYRI- 
ZA-Strategie, einen den Interessen der 
Bevölkerungsmehrheit verpflichteten 
Wirtschaftskurs in Kooperation mit den 
„Institutionen“ im Rahmen der deutsch 
beherrschten EU durchzusetzen. Dies 
hat nichts mit „Besserwisserei“ oder „So¬ 
lidaritätsverweigerung“ zu tun! Bereits 
der „Besserwisser“ Lenin stellte fest, 
dass die Vereinigten Staaten von Euro¬ 
pa unter kapitalistischen Bedingungen 
unmöglich oder reaktionär sind. Die ge¬ 
genwärtige Lage illustriert auf das Übels¬ 
te die Aktualität dieser These. Wer wie 
Tsipras das Bild einer sozial reformierten 
EU entwirft, propagiert die Quadratur 
des Kreises und bereitet künftige Nieder¬ 
lagen und Enttäuschungen vor. Manchen 
in der DKP scheint es zu missfallen, dass 
die Partei sich nicht zum „Lautsprecher“ 
dieser linkssozialdemokratischen Varian¬ 
te macht. Unserer Schwesterpartei KKE 
begegnet man in diesen Kreisen mit un¬ 
verhohlener Geringschätzung. Der Auf¬ 
ruf der KKE zur ungültigen Wahl beim 
jüngsten Referendum kann sicher kri¬ 
tisch diskutiert werden. Denkbar wäre 
auch eine Ablehnung der Sparzwänge 
aus Brüssel gewesen bei gleichzeitiger 
Mobilisierung gegen die Kürzungs- und 
Privatisierungspläne auch der eigenen 
Regierung. Aber auf jeden Fall schätzt 
die KKE die EU realistisch als Völker¬ 
gefängnis ein, in dessen Rahmen es kei¬ 
ne Lösung für die drängenden Proble¬ 
me geben kann. Vermutlich gibt es ge¬ 
genwärtig in Griechenland noch keine 
Mehrheit für einen Bruch mit EU und 
NATO. Deswegen muss für diese Posi¬ 
tion weiter geworben werden. Stattdes- 
sen mit wohlfeilen Illusionen von einer 
„Neugründung“ der EU hausieren zu 
gehen, mag vorerst leichter sein. Seriös 
wird es dadurch nicht. Und diejenigen, 
welche die Verteidigung nationaler Sou¬ 
veränität in Europa bislang als Rückfall 
in Nationalismus gebrandmarkt haben, 
sollten sich nicht länger der Einsicht ver¬ 
schließen, dass die EU nicht das Ende 
des Nationalismus ist, sondern die Fort¬ 
setzung des deutschen Nationalismus mit 
anderen Mitteln. 

Erik Höhne, Neuss 

Uneingeschränkte Solidarität 

Betr.: Leserbriefe zu Griechenland, 

UZ vom 10.7.2015, S. 15 

Seit wann muss sich ein Parteivorsitzen¬ 
der einer Kommunistischen Partei aus 
den eigenen Reihen öffentlich mit Dreck 
bewerfen lassen weil er die Analyse und 
den Kampf einer unserer kommunisti¬ 
schen Bruderparteien lobt, ihre Argu¬ 


mente teilt und ihr in ihrem schwierigen 
Kampf der Solidarität der DKP versi¬ 
chert? Ich halte das für einen unmögli¬ 
chen Zustand. Man müsste die Schreier 
aus dem Walde, die übrigens einen or¬ 
chestermäßig organisierten Eindruck 
machen, mal fragen, ob sie sich eigent¬ 
lich bewusst sind, dass sie sich noch in 
einer kommunistischen Partei befinden. 
Spätestens jetzt nach der Einigung der 
Syriza-Anel Regierung mit den Institu¬ 
tionen der Erpresser wird deutlich, dass 
die KKE die einzige richtige Analyse 
hatte und sich dementsprechend poli¬ 
tisch konsequent verhalten hat. Warum 
hat Tsipras denn im Parlament den Vor¬ 
schlag der Kommunisten abgelehnt, eine 
dritte Frage beim Referendum zuzulas¬ 
sen, nämlich die nach der Ablehnung so¬ 
wohl des „Troikavorschlages“ als auch 
des der Syriza-Anel Regierung, der sich 
nur wenig vom ersten unterscheidet, und 
statt dessen für den Austritt aus der EU 
und dem Euro zu stimmen? Weil Syriza 
gar nicht vor hat das System in Frage zu 
stellen und immer wieder beteuert in der 
EU, im Euro und in der NATO bleiben 
zu wollen. 

Wie sagte Lenin in „Was tun“? „Dar¬ 
um besteht unsere Aufgabe, die Aufgabe 
der Sozialdemokratie (heute der Kom¬ 
munisten) im Kampf gegen die Sponta¬ 
neität, sie besteht darin, die Arbeiterbe¬ 
wegung von dem spontanen Streben des 
Trade-Unionismus, sich unter die Fittiche 
der Bourgeoisie zu begeben, abzubrin¬ 
gen und sie unter die Fittiche der revo¬ 
lutionären Sozialdemokratie (ebenso) zu 
bringen.“ 

Dass die KKE genau diesen Weg geht 
und nicht auf die phantastisch klingende 
Dritte-Weg-Theorie der Syriza eingeht, 
ist in höchstem Maße anerkennenswert. 
Ihr gehört unsere uneingeschränkte So¬ 
lidarität und das hat unser Parteivorsit¬ 
zender, Patrik Köbele zum Ausdruck ge¬ 
bracht. Danke, Patrik! 

Stefan Natke, Berlin 

Lehrstück und Praxistest 
Griechenland 

Betr.: Griechenlanddebatte 

Die Geschehnisse in Griechenland 
entfalten sich als atemberaubendes 
Lehrstück: Über die Erpressungspo¬ 
litik Konzerneuropas unter deutsch¬ 
imperialistischer Führung; über refor¬ 
mistische Illusionen der ELP in das¬ 
selbe, mit ihrem „Vorzeige-Helden“ 
Tsipras an der Spitze; wie auch über 
konsequente Klassenpositionen einer 
kommunistischen Einschätzung z.B. 
der KKE. 

Tsipras macht inzwischen auf grie¬ 
chischen Schröder, erpresst die eige¬ 
ne Linkspartei Syriza mit der Dro¬ 
hung von Neuwahlen, wenn zu viele 
Linksabweichler seinem skrupellosen 
Rückwärts-Salto zum „Reformpaket“ 
der Troika und dem Komplett-Verrat 
am Referendum (nach nur 5 Tagen!) 
im Parlament die Unterstützung 
versagten. Sein Verrats-Programm 
peitschte er schließlich (bei vielen 


Abwesenden seiner Syriza-Fraktion) 
schließlich mit den Stimmen der Kon¬ 
servativen, der Pasok und der Libera¬ 
len durch! 

So gesehen wiegen nachträglich 
die 5,8 Prozent der KKE-Doppel- 
Neinstimmen beim Referendum (for¬ 
mal als „Enthaltung“ gezählt) uner¬ 
messlich mehr als die 61,1 Prozent der 
Illusions-Neinstimmen, die zugleich 
unfreiwillig einen Blanko-Scheck für 
die Tsipras-Regierung ausstellten. 

Höchste Zeit, dass auch in der 
DKP klassenmäßige Nüchternheit 
einkehrt! Schluss mit den unwürdi¬ 
gen Angriffen auf unseren Parteivor¬ 
sitzenden, weil der einen konsequen¬ 
ten kommunistischen Standpunkt 
vertrat! Schluss mit den reformisti¬ 
schen Illusionen in die ELP und Tsi¬ 
pras! Jedes Mitglied und erst recht 
jede/r Funktionär/in der DKP muss 
sich endlich wieder eines kommunis¬ 
tischen, also revolutionären Stand¬ 
punkts besinnen! 

Klaus Mausner, Stuttgart 

Klassenkampf ist doch unser 
täglich Brot... 

Betr.: Leserbrief „ Solidarität - 
Caritas oder Klassenkampf?“, UZ 
vom 17.7.2015, S. 15 

Der Erkenntnis des Genossen Meh¬ 
ner, dass wir uns den Begriff der So¬ 
lidarität erneut erarbeiten und aneig¬ 
nen müssen, ist unbedingt zuzustim¬ 
men. Seine Begründung unterstütze 
ich nicht. In welcher Welt leben wir 
denn, was ist neu an der Situation, die 
er beschreibt? Klassenkampf ist doch 
unser täglich Brot, egal an welchen 
Platz in welchem Land uns das Leben 
stellt. 

Neu oder lange nicht dagewesen 
ist, dass ein Volk frische, junge/neue 
Kräfte mit der Regierung beauftragt 
und versucht, die Kralle der Austeri- 
tät abzuschütteln, das zu dieser Zeit, in 
dieser konkreten Situation Menschen 
mit Kompetenz beauftragt hat, ihre 
(ihre - des Volkes!) Forderungen nach 
Europa zu tragen. Ob uns diese Re¬ 
gierung genehm ist oder uns die Wün¬ 
sche des griechischen Volkes gefallen, 
ist dabei vollkommen unerheblich! 

Exakt in diesem Moment, als klar 
war, dass sie sich gegen die Brüsseler 
Knebel und sonstigen Anmaßungen 
wehren, hätten sie nicht nur unsere 
Solidarität, sondern internationale 
Solidarität gebraucht. Und zwar ohne 
parteipolitische Bauchnabelschau, die 
verstellt nur den Blick für den wirk¬ 
lichen Gegner und die realen Forde¬ 
rungen, die die Menschen in Grie¬ 
chenland hatten und immer noch ha¬ 
ben. Wer das nicht erkennt läuft neben 
der Spur! 

Der Gang der Verhandlungen in 
Brüssel in allen Phasen sowohl vor als 
auch nach dem beeindruckenden OXI 
sind auch das Ergebnis unterlassener 
internationaler Solidarität! 

Heide Janicki, Braunschweig 


Volksfront- statt 
Burgfriedenspolitik 

Betr.: Beitrag über Volksfrontpolitik, 
UZ vom 10.7.2015, S. 10 

Der UZ hat zur richtigen Zeit einen 
Beitrag über Kritik an der Volksfront¬ 
politik wiederveröffentlicht. Nicht 
nur, weil der 80. Jahrestag des VII. 
Weltkongresses naht, sondern weil es 
für uns und für die Arbeit jeder Kom¬ 
munistischen Partei im Kapitalismus 
von zentraler Bedeutung ist, diese 
Strategie und die Fehler ihrer Kriti¬ 
ker zu verstehen. 

Die „linke“ Kritik an der Orien¬ 
tierung der KI auf die Volksfrontpo¬ 
litik beruht wesentlich darauf, dass 
diese Kritiker nicht in der Lage sind, 
die Differenz zwischen der kommu¬ 
nistischen Volksfrontpolitik und der 
reformistischen Burgfriedenspolitik 
zu verstehen. Letztere zielt darauf, 
im Kampf für das „kleiner Übel“ ein 
Bündnis mit der Bourgeoisie einzu¬ 
gehen. Die Volksfrontpolitik zielt im 
bewussten Gegensatz hierzu auf die 
Bekämpfung der herrschenden Mo¬ 
nopolbourgeoisie. Diese strategische 
Orientierung ist undenkbar ohne das 
marxistisch-leninistische Verständnis 
von monopolkapitalistischer Herr¬ 
schaft im Imperialismus. Denn die 
Strategie besteht darin, die politischen 
Kämpfe entlang dieser klassenmäßig 
definierten Linie zu organisieren: Die 
Monopolbourgeoisie auf der einen 
Seite - die Volksfront mit der dazu 
notwendig geeinten Arbeiterklasse 
als ihren Kern auf der anderen Seite. 

Zur Ausarbeitung einer solchen 
Strategie war nur die in der KI orga¬ 
nisierte Kommunistische Bewegung 
in der Lage. Zur Geschichte der „lin¬ 
ken“ Kritik an der Volksfrontorientie¬ 
rung gehört daher nicht zufällig, dass 
sie von den im Artikel genannten Ver¬ 
tretern unter dem Zeichen des „Anti¬ 
stalinismus“ vorgebracht wurde. Das 
falsche Verständnis der Volksfront¬ 
politik gibt es jedoch nicht nur von 
„links“. Auch in unserer Partei gibt 
es Empfehlungen, es zu unterlassen, 
bürgerlichen und sozialdemokrati¬ 
schen Orientierungen entschieden 
entgegenzutreten, nicht auf „revo¬ 
lutionäre Kleinarbeit und Klassen¬ 
kampf“ zu orientieren, sondern lie¬ 
ber gemeinsam mit einem „antineo¬ 
liberalen Block“ den Kapitalismus zu 
transformieren. Zu Unrecht beruft 
sich dieser Opportunismus nicht sel¬ 
ten auf die Lehren des VII. Weltkon¬ 
gresses. Hier zeigt sich die exakt iden¬ 
tische Fehldeutung der Volksfrontpo¬ 
litik, wie bei den „linken“ Kritikern. 
Beide verwechseln sie Volksfront mit 
Burgfrieden. Nur dass die „Linken“ 
eine in Bezug auf Burgfriedenspoli¬ 
tik berechtigte Kritik unzulässig auf 
die Volksfrontstrategie übertragen, 
während die Rechten den Burgfrie¬ 
den fordern und praktizieren. 

Jürgen Lloyd\ Krefeld 


termine@unsere-zeit.de 
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Bamberg: „Die antimonopolistische De¬ 
mokratie - Übergänge des Weges zum 
Sozialismus“, Bildungsseminar der 
DKP Oberfranken. Gaststätte „Tambo- 
si“, Promenadestraße 11,11.00 Uhr bis 
16.00 Uhr. 


MO ★ 27. JULI 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der 
DKP zum Leitantrag an den 21. Parteitag. 
Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 


DO ★ 30. JULI 


Dortmund: DKP-Treffen aller „Daheim¬ 
gebliebenen“ . Z, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 


SO ★ 2. AUG 


Nürnberg: „Pride“ (Stolz), GB 2014, Ro¬ 
ter Filmabend der DKP. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


SA ★ 8. AUG 


Weibersbrunn: Kinderfest der DKP Un¬ 
terfranken. Für Essen, Trinken und Kin¬ 
derbelustigung ist bestens gesorgt. Brun- 
nenweg, 14.00 Uhr._ 

Duisburg: 70 Jahre Hiroshima und Naga¬ 
saki. Gedenk- und Mahnveranstaltung mit 
Ausstellung und stündlich stattfindenden 
kurzen Wort-, Rede- und Musikbeiträgen. 
Veranstalter: Friedensforum Duisburg mit 
Unterstützung der BUND Kreisgruppe 
Duisburg, dem AntiAtom-Bündnis-Nieder- 
rhein, der SJD - Die Falken KV Duisburg 
und der DKP Duisburg. Livesaver-Brun- 
nen, Duisburg-Innenstadt, vom 8. August 
10.00 Uhr bis 9 August 00.15 Uhr. 


Dl ★ 11. AUG 


Essen: „Die Internationale Politik der 
DKP“ Diskussionsveranstaltung der DKP 
Essen mit Günter Pohl, verantwortlich für 
Internationale Politik beim Parteivorstand 
der DKP. Floffnungstraße 18,19.30 Uhr. 


SA ★ 15. AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP Duis¬ 
burg, Essen, Trinken, Buntes Programm. 
Falkenheim in Duissern, Duissernstra- 
ße 98, ab 15.00 Uhr._ 

Solingen: Grillfest der DKP Solingen. Te¬ 
lefonische Anmeldung bis 10. August bei 
Monika (Tel.: 0212/59 00 04) oder Horst 
(Tel.: 0212/59 07 88). Naturfreundehaus 
Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 b, 42 719 
Solingen-Wald, 19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Ver¬ 
anstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 
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Bring Mumia home 

Seit 33 Jahren kämpft Mumia Abu Jamal um Gerechtigkeit 
und seine Freiheit • Von Birgit Gärtner 


D er 9. Dezember 1981 war kein 
guter Tag für den preisgekrönten 
Radioreporter und Vorsitzen¬ 
den der Vereinigung schwarzer Jour¬ 
nalisten Philadelphias, Mumia Abu- 
Jamal: er geriet in eine Schießerei, an 
der eine unüberschaubare Anzahl von 
Personen - Zivilisten und Polizeibeam¬ 
te - beteiligt war und die für den Poli¬ 
zisten Daniel Faulkner tödlich endete. 
Mumia brachte sie eine schwere Verlet¬ 
zung ein - und den Vorwurf, Faulkner 
erschossen zu haben. 


Der 1954 als Wesley Cook gebore¬ 
ne afroamerikanische Journalist hatte 
sich mit seinen legendären Reportagen 
über rassistische Polizeiübergriffe den 
Ehrentitel „Voice of the Voiceless“ - 
Stimme der Unterdrückten - in der 
schwarzen Community Philadelphias 
und darüber hinaus erworben. Bei sei¬ 
nen Reportagen hatte er nie versäumt, 
die Namen der Verantwortlichen zu 
nennen, z.B. Frank Rizzo, seines Zei¬ 
chens von 1967 bis 1971 Polizeiprä¬ 
sident und von 1972 bis 1980 Bürger¬ 
meister Philadelphias. Rizzo führte ei¬ 
nen aggressiven Kampf gegen die gegen 
die schwarze Bürgerrechts- und studen¬ 
tische Protestbewegung und in seiner 
Amtszeit als Polizeipräsident kam es 
immer häufiger zu Polizeigewalt. Auf 
einer Pressekonferenz drohte er Mu¬ 
mia ganz offen. 

Rizzo und seine politische Gefolg¬ 
schaft in Justiz und Politik machten ih¬ 
ren Einfluss geltend, damit Mumia kei¬ 
ne Aufträge bekam, geschweige denn 
eine Anstellung als Moderator fand. Da 
er aber eine Familie zu ernähren hat¬ 
te, verdingte er sich als Taxifahrer. Und 
weil er in seinem Taxi überfallen wor¬ 
den war, hatte er sich eine Waffe zuge¬ 
legt, die amtlich registriert war und für 
die er einen Waffenschein besaß. 

An jenem 9. Dezember 1981, 3.51 
Uhr Ortszeit, stand Mumia mit seinem 
Taxi vor einer Bar und wartete auf 
Kundschaft. Er beobachtete im Rück¬ 
spiegel, wie ein Polizeibeamter - des¬ 
sen Name war Daniel Faulkner, aber 


erreichte, fielen Schüsse. Faulkner starb, 
er selbst überlebte schwer verletzt. Die 
Kugel in seiner Brust stammte aus dem 
Revolver Faulkners. Woher die tödliche 
Kugel in dessen Kopf stammte, ist bis 
heute nicht sicher rekonstruiert. 

Gegen Mumia als Täter spricht, 
dass er sich seine schwere Verletzung 
zuzog, bevor der tödliche Schuss auf 
Faulkner abgegeben wurde, und er so 
schwer verletzt dazu wohl nicht in der 
Lage gewesen wäre. Außerdem wäre 
es für die Polizeibeamten vor Ort ein 
Leichtes gewesen, Mumias Waffe als 
Tatwaffe zu präsentieren, wenn es denn 
die Tatwaffe gewesen wäre. Aber die¬ 
se verschwand auf sonderbare Weise: 
In einem 30 Jahre währenden Prozess 
wurde die Tatwaffe keinem Gericht der 
Welt vorgelegt! 

Stattdessen war jene Nacht der Be¬ 
ginn eines jahrzehntelang währenden 
Justizskandals, geprägt von Rechts¬ 
brüchen, und durch den sich bis heu¬ 
te Rassismus wie ein roter Faden zieht, 
Beweisstücke und Akten manipuliert, 
Zeuginnen und Zeugen zu Aussagen 
gegen Mumia erpresst wurden, eine 
Zeugin gar für tot erklärt wurde, da¬ 
mit sie in späteren Verfahren nicht von 
den Anwälten Mumias befragt werden 
konnte, Spuren von Anfang an ver¬ 
wischt und nie in eine andere Richtung 
als Mumia als Täter ermittelt wurde. 
Diese Legende wird bis heute aufrecht 
erhalten, obwohl selbst die Gegenseite, 
die Bezirksstaatsanwaltschaft Philadel¬ 
phia, seine Unschuld mehr oder weni¬ 
ger offen zugab, als sie 2011 auf jegliche 
ihr offen stehenden rechtlichen Mög¬ 
lichkeiten verzichtete, die Umwand¬ 
lung der Todesstrafe in lebenslange 
Haft zu verhindern - und die Exekuti¬ 
on schlussendlich doch noch durchzu¬ 
setzen, für die sie drei Jahrzehnte erbit¬ 
tert gekämpft hatte. 


Dieser Justizskandal nahm nur wenige 
Minuten nach dem tödlichen Schuss¬ 
wechsel seinen Lauf: Um ca. 4.05 Uhr 
Ortszeit taucht der Fotograf Pedro P. 
Polakoff auf, etwa 10 Minuten vor den 


Foto: Archiv 


erschien später auch noch Rizzo am 
Tatort... 

Im Juni 1982 begann in 
Philadelphia der Geschwo- 
renen-Prozess unter Vor¬ 
sitz von Richter Albert 
Sabo, der während einer 
Verhandlungspause der 
Gerichtsschreiberin Ter- 
ri Maurer-Carters zufol¬ 
ge geäußert haben soll: 

„Ich werden helfen, den 
Neger zu grillen“ (wört¬ 
lich „Yeah, and Fm go- 
ing to help them fry the 
nigger“). Am 3. Juli 1982 
sprach die Jury Mumia 
einstimmig für schul¬ 
dig. Ihnen war u.a. 
vom Staatsanwalt Jo¬ 
seph McGill gesagt 
worden, sie könnten 
unbesorgt für „schul¬ 
dig“ stimmen, dem An¬ 
geklagten bleibe die 
Möglichkeit, „Berufung für 
Berufung“ einzulegen, um gegen das 
Urteil vorzugehen. Das war eine un¬ 
zulässige Beeinflussung der Geschwo¬ 
renen, nicht der einzige Rechtsbruch 
im Rahmen dieses Verfahrens. 

Mumias Berufung gegen das Urteil 
wurde am 6. März 1989 vom Supreme 
Court of Pennsylvania abgewiesen. Der 
Oberste Gerichtshof der Vereinigten 
Staaten wies den Antrag am 1. Okto¬ 
ber 1990 ebenfalls zurück. Anträge auf 
erneute Anhörungen wiesen beide Ge¬ 
richte in der Folge ab. 

Am 1. Juni 1995 Unterzeichne¬ 
te der Gouverneur von Philadelphia, 
Tom Ridge, der sechs Jahre später von 
Präsident George W. Bush zum ersten 
„Heimatschutz“-Minister der USA 
ernannt werden sollte, den Vollstre¬ 
ckungsbefehl und ordnete die Hinrich¬ 
tung für den 17. August 1995 an. 

Nach der Unterzeichnung des Hin¬ 
richtungsbefehls durch Ridge kam es 
zum ersten Mal weltweit zu Protesten 
gegen die Exekution Mumias. Dessen 
Anwälte erreichten die Aussetzung der 
Hinrichtung. 


derruflich und allen unter¬ 
dessen vorgelegten Fak¬ 
ten zum Trotz die 
Schuld Mu¬ 
mias fest¬ 
gestellt, 



Vollstreckungsbefehl und ordnete die 
Hinrichtung für den 2. Dezember 1999 
an. Auch diese Hinrichtung wurde aus¬ 
gesetzt. 


Nachdem die Weltöffentlichkeit 1995 
auf den Fall Mumia Abu-Jamal auf¬ 
merksam geworden war, kam es auch 
1999 zu Protesten. In Hamburg fand 
im Februar 1999 eine bundesweite 
Demonstration statt - wenige Tage, 
nachdem der PKK-Führer Abdullah 
Öcalan aus Kenia in die Türkei ver¬ 
schleppt worden war. So dass sich zu 
den ca. 3 000 Mumia-Unterstützenden 
etwa 2000 Kurdinnen und Kurden mit 
Öcalan-Schildern in der Hand gesell¬ 
ten. Die Mumia-Soli-Demo wurde kur¬ 
zerhand in eine Demonstration gegen 
die Todesstrafe umgewandelt, und die 
Freilassung von Mumia und Öcalan 
sowie aller politischen Gefangene aus 
linken Bewegungen gefordert. 


Im Dezember 2001 ordnete Richter 
William Yohn vor dem Bundesbezirks¬ 
gericht in Philadelphia die Aussetzung 
der Todesstrafe und deren Umwand¬ 
lung in lebenslange Haft ohne Bewäh¬ 
rung an. Dieses Urteil wurde indes nie 
rechtskräftig, da die Gegenseite umge¬ 
hend Berufung dagegen einlegte. 

Am 17. Mai 2007 fand vor dem 3. 
Berufungsgericht in Philadelphia eine 
Anhörung statt, im Rahmen derer die 
drei Richter im März 2008 die Ent¬ 
scheidung von Richter Yohn von 2001 
bestätigten. 

Die Bezirksstaatsanwaltschaft Phi¬ 
ladelphia legte gegen dieses Urteil 
beim Supreme Court Berufung ein. 
Der Oberste Gerichtshof entschied 
daraufhin, den Fall an das Gericht in 
Philadelphia zurückzuverweisen, mit 
der Maßgabe, die Richter mögen ihre 
Entscheidung vor dem Hintergrund 
des Falles des als Mörder verurteilten 
Neonazis Frank Spisak noch einmal 
überdenken. Bei dessen Prozess waren 
die Geschworenen nicht darauf hinge¬ 
wiesen worden, dass sie strafmildernde 
Umstände hätten geltend machen und 
lebenslange Haft statt Todesstrafe ver¬ 
hängen können. 

Der Supreme Court meinte Ähn¬ 
lichkeiten in den beiden Fällen ent¬ 
deckt zu haben, weil auch im Falle 
Abu-Jamal die Jury vom Staatsanwalt 
falsch informiert wurde. 

Die Richter dachten nach - von 
November 2010 bis April 2011 - und 
blieben bei ihrer bereits 2008 geäußer¬ 
ten Ansicht, dass das 1982 wegen Po¬ 
lizistenmordes verhängte Todesurteil 
aufgrund der Fehlinformation der Jury 
verfassungswidrig sei. Damit war das 
Todesurteil nicht endgültig vom Tisch, 
dem Supreme Court blieb die Möglich¬ 
keit, die Entscheidung aus Philadelphia 
zu übergehen und letztendlich doch die 
Exekution anzuordnen. 

In der Folge wurde 2011 vom 
Obersten Gerichtshof der USA unwi¬ 


die Todesstrafe jedoch in lebenslange 
Haft ohne Bewährung umgewandelt. 
Damit gilt der inzwischen weltberühm¬ 
te Publizist als verurteilter Polizisten¬ 
mörder, dem gnädigerweise die Hin¬ 
richtung erspart wurde. 

Der Bezirksstaatsanwaltschaft Phi¬ 
ladelphia hätte 2011 die Möglichkeit 
offen gestanden, gegen das Urteil den 
Rechtsweg weiter zu beschreiten und 
einen neuen Geschworenen-Prozess 
einzuberufen. Dabei sei allerdings nicht 
die Frage Schuld oder Unschuld erörtert 
worden, sondern zur Disposition gestan¬ 
den habe lediglich das Strafmaß: lebens¬ 
lange Haft oder Hinrichtung. Das hätte 
allerdings trotzdem bedeutet, dass das 
Verfahren komplett neu hätte aufgerollt 
werden müssen. Dabei hätte nach An¬ 
sicht von Mumias Anwaltsteam dessen 
Unschuld zweifelsfrei bewiesen werden 
können. Das wiederum hätte zur Folge 
gehabt, dass das höchste Gericht der 
USA einen nachweislich Unschuldigen 
zu lebenslanger Haft hätte verurteilen 
müssen, weil aufgrund der obskuren 
Vorgeschichte dieses Rechtsverfahrens 
die Möglichkeit eines Freispruchs nicht 
zur Debatte gestanden hätte. Offensicht¬ 
lich teilte der damalige Bezirksstaatsan¬ 
walt Philadelphias, Seth Williams, diese 
Einschätzung, und verzichtete deswegen 
auf das Jury-Verfahren. 


Am 8. Dezember 2011, einen Tag vor 
Mumias 30. „Jubiläum“ als politischer 
Gefangener, war die Todesstrafe end¬ 
gültig vom Tisch. Kurze Zeit später 
wurde er in den Normal-Vollzug in 
das Gefängnis SCI Mahony, Pennsyl¬ 
vania, verlegt. Die Jahrzehnte davor 
hatte er in einem unterirdischen Bun¬ 
ker verbracht. Allein in einer etwa 
sechs Quadratmeter großen Zelle 
ohne Tageslicht. Die unmenschlichen 
Haftbedingungen fordern ihren Tri¬ 
but: Im März 2015 musste er auf die 
Intensivstation eines städtischen Kran¬ 
kenhauses verlegt werden, nachdem 
er ins Koma gefallen war. Dort wur¬ 
de Diabetes diagnostiziert. Die Ärzte 
im Gefängniskrankenhaus hatten die 
Anzeichen offenbar schlicht ignoriert. 
Seitdem kämpft er mit Unterstützung 
seiner Familie, des Anwaltsteams und 
der unterdessen weltweiten Solidari¬ 
tätsbewegung um eine adäquate Be¬ 
handlung. 

Inzwischen wurden aufgrund des 
internationalen Drucks verschiedene 
Untersuchungen an ihm vorgenommen, 
u.a. auch in Hinsicht auf eine mögliche 
Krebserkrankung. Allerdings hielt es 
bislang niemand für nötig, Mumia über 
die Ergebnisse aufzuklären, bzw. ihm 
mitzuteilen, wann diese zu erwarten sei¬ 
en. Seine Familie und das Anwaltsteam 
kämpfen für eine Freilassung aus hu¬ 
manitären Gründen. Eine in den USA 
durchaus übliche Praxis bei schwerkran¬ 
ken Gefangenen. 

Infos unter: 

www.bring-mumia-home.de 



das wusste er zu dem Zeitpunkt noch 
nicht - den Wagen seines Bruders Bil¬ 
ly stoppte, dieser und sein Beifahrer 
Kenneth Freeman ausstiegen, und es 
zu Handgreiflichkeiten kam. Billy und 
sein Begleiter verdienten sich als Stra¬ 
ßenhändler ihren Lebensunterhalt, sie 
waren zu so früher Stunde unterwegs, 
um einen guten Platz zu ergattern. Sie 
wurden von Faulkner gestoppt, weil sie 
ohne Licht und falsch herum in einer 
Einbahnstraße fuhren. Über Funk hat¬ 
te Faulkner Verstärkung angefordert. 

Mumia war aus dem Taxi ausgestie¬ 
gen, um seinem Bruder und Kenneth 
Freeman zu Hilfe zu eilen. In dem Mo¬ 
ment, wo er den Ort des Geschehens 


Beamten der Spurensicherung. Er fo¬ 
tografiert, seine Fotos kamen jedoch 
nie in der Beweisführung zum Einsatz, 
obwohl er sie mehrfach anbot. Dabei 
belegen sie eindeutig, dass der Tatort 
manipuliert wurde, da es Abweichun¬ 
gen gibt zwischen Polakoffs Aufnah¬ 
men und den später aufgenommenen 
der Polizei. 

In dem Moment, wo die am Tatort 
eintreffenden Beamten in einem der 
Opfer den stadtbekannten Polizeire¬ 
porter Mumia Abu-Jamal erkannten, 
hatten sie den passenden Mörder. Ein 
klassischer Fall rassistischer Polizei¬ 
praxis - Mumia hatte solche Fälle dut¬ 
zendweise aufgedeckt. Ganz „zufällig“ 


Die Verteidigung rief erneut den 
Supreme Court of Pennsylvania an und 
machte geltend, dass die Aussage einer 
neuen Zeugin vorläge, die berücksich¬ 
tigt werden solle. Diese wurde jedoch 
für nicht glaubwürdig erklärt. Dieses 
Spiel wiederholte sich 1997 im Falle ei¬ 
ner anderen Zeugin, die ebenfalls für 
nicht glaubhaft erklärt wurde. 

Am 29. Oktober 1998 bestätigte 
der Supreme Court of Pennsylvania 
das Urteil einstimmig, am 4. Oktober 
1999 wies der Oberste Gerichtshof der 
Vereinigten Staaten einen erneuten 
Antrag auf ein Berufungsverfahren zu¬ 
rück. Am 13. Oktober 1999 Unterzeich¬ 
nete Gouverneur Ridge einen zweiten 
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Weil ich mich nicht Gesetzen beugte 


Mikis Theodorakis zum 90. Geburtstag • Von Gina Pietsch 


W ir feiern am 29. Juli seinen 
90. Geburtstag, und wir feiern 
damit 90 Jahre eines reichen, 
schweren, kämpferischen, widerständi¬ 
gen, widersprüchlichen Lebens. Unmög¬ 
lich zu nennen all seine Aktivitäten in 
Politik und Kunst, in Freiheit und Ge¬ 
fangenschaft, geehrt und gefoltert, ver¬ 
bannt und in der Nähe seiner traditions¬ 
reichen Familie, als Politiker, als Dichter, 
als Komponist. Auffällig immer, schon 
durch Körpergröße, er ist 1,94. Und im¬ 
mer ist er unbequem, weil er, wie in sei¬ 
nem Lied, „sich nicht Gesetzen beugte“ 
Seine Kindheit ist geprägt durch 
viele Umzüge, bedingt durch häufi¬ 
gen Arbeitswechsel des Vaters als Ju¬ 
rist und Staatsbeamter. Geboren wird 
er auf der Insel Chios. Aber er versteht 
sich als Kreter, als ein Kreter mit mu¬ 
sikalischer und höchst politischer Vor¬ 
geschichte. Da ist der eine Stammvater 
der erste und letzte kretische General, 
den die Türken am Beginn der Kämpfe 
gegen sie verhungern ließen. Und da ist 
der andere der Schöpfer des Hauptlie¬ 
des der kretischen Revolution „Pote tha 
kani xasteria“. Eine verschworene Sip¬ 
pe sind sie - meist Hirten, Bauern, Ly¬ 
raspieler, Angestellte und, wie Theodo¬ 
rakis sagt, Antikommunisten bis auf die 
Knochen, aber über zwei Jahrhunderte 
an vorderster Front Kämpfer gegen die 
wechselnden Besatzer,Türken, Albaner, 
Italiener, Deutsche, Engländer, Ameri¬ 
kaner - und die Junta des eigenen Lan¬ 
des. Und so wird denn auch verständlich, 
wieso Theodorakis auf die Frage eines 
seiner Peiniger auf der Verbannungs¬ 
insel Makronisos, wer er denn sei, dass 
er die Reueerklärung nicht unterschrei¬ 
be, nicht antwortet „Weil ich Kommu¬ 
nist bin“, was er doch war zu dieser Zeit, 
sondern 

... weil ich Kreter bin 

Mit den Kretern haben alle Besat¬ 
zer ihre Probleme, auch die Nazis. Die 
Kämpfe dauern länger als von der deut¬ 
schen Reichsführung eingeplant und 
verlaufen besonders erbittert um Gala- 
ta im Westen der Insel, 
den Heimatort der 



Familie Theodorakis. „Mein Vater war 
zeitlebens stolz darauf, dass Galata so¬ 
gar im Wehrmachtsbericht auftauchte.“ 

130 000 stellen sich als Nationa¬ 
le Befreiungsarmee Hitler entgegen, 
so dass der auf Generalmobilmachung 
verzichtet, sich aber in bekannt grausa¬ 
mer Weise an Tausenden von Griechen 
rächt. Das erlebt auch Theodorakis. 
Aber der kennt das schon von den Ita¬ 
lienern. 1942 gerät er in ihre Fänge, weil 
er, siebzehnjährig, auf einer Demon¬ 
stration gegen sie „Es lebe Griechenland 
und die Sowjetunion“ ausruft. Die Fol¬ 
terer reißen ihm einen Fingernagel aus, 
furchtbar schmerzhaft, aber nicht das 
Schlimmste, was er in dem Dutzend der 
Lager und Gefängnisse, Ikaria, Makro¬ 
nisos, Oropos, ertragen muss. Er kommt 
mit dem Leben davon und flieht - wie 
in einen Ausweg - in die Musik. Er wird 
Komponist, weltberühmt, mit einem rie¬ 
sigen (Euvre. 

Und nur das wollte er werden, schon, 
nachdem er in einem deutschen Film 
zum ersten Mal Beethovens Neunte 
hörte. „Am nächsten Tag ging ich ins 
Gymnasium und erklärte meinen Leh¬ 
rern, dass ich mich ab jetzt nur noch mit 
Musik beschäftigen würde.“ 

Musik, ein Ausweg 

Mit zwölf schreibt er seine erste Kom¬ 
position, und nun lernt er, besessen, am 
Konservatorium. Er schreibt alle Beet¬ 
hoven-Sinfonien ab und bald darauf ei¬ 
gene. 

„Ich war also Komponist, Kommu¬ 
nist und Verfolgter, ich war alles das 
zusammen“, unter italienischen und 
deutschen Besatzern, später unter den 
Engländern, die nach der Niederlage 
der Nazis in Athen einrücken und auf 
Churchills Befehl hin die griechische 
Resistance liquidieren. Dann kommen 
die Amerikaner und setzen im Namen 
der „Truman-Doktrin“ und „zum Schutz 
der Freien Völker“ in Griechenland 
zum ersten Mal Napalm ein. Die Nati¬ 
onale Befreiungsfront wird verboten, 
die Kommunistische Partei sowieso, ein 
Dekret, das erst 1975 aufgehoben wird. 
Und Stalin schweigt, lässt die griechische 
Linke im Stich. Diese Enttäuschung be¬ 
einflusst nicht wenig Theodorakis späte¬ 
re Haltung zur KP. 

1954 gibt es eine große Veränderung 
in seinem Leben. Die Athener Ärztin 
Myrto Altinoglou, in die er sich zehn 
Jahre zuvor verliebte, wird seine Frau, 
ist es bis heute. Beide erhalten ein Aus¬ 
landsstipendium für Paris, sie am Cu¬ 
rie-Institut, er am Konservatorium. Er 
studiert bei Olivier Messiaen, lernt die 
Zwölftonmusik kennen, und kann sei¬ 
ne musikalischen Wurzeln nicht verges¬ 
sen. So wird das Kretische durchklingen 
nicht nur in Liedern, sondern auch in 
Suiten und in seiner 
Klavier¬ 


musik. Das alles - schwermütig - ist 
ihm musikalische Aufarbeitung der phy¬ 
sischen und psychischen Verletzungen 
von Lager und Bürgerkrieg, von Verhö¬ 
ren und Folterungen. Sein Antimakroni- 
sos, wie er Paris nennt, die Stadt, in der 
seine Kinder Margarita und Giorgos ge¬ 
boren werden, die Stadt, von der er im¬ 
mer schwärmen wird als vom „Zentrum 
der Welt“, und doch hat er Heimweh. 
Da schickt ihm 1958 der Dichter Jannis 
Ritsos seinen Gedichtzyklus „Epita- 
phios“ der bei der Bücherverbrennung 
1936 in Athen in den Flammen landete. 
Geschildert werden Vorgänge des Jah¬ 
res 36, als beim Streik der Tabakarbeiter 
30 Menschen durch die Staatspolizei er¬ 
mordet wurden, an einem Maitag. 

Frühling in Griechenland 

Die Jahre 60 bis 67 kommen. Eine gute 
Zeit, für Mikis die produktivste und 
glücklichste. Er spricht vom „Frühling 
in Griechenland“. Und er wird Kompo¬ 
nist in 30 Filmen. „Alexis Zorbas“ macht 
ihn weltbekannt. 

Die Arbeit mit dem Regisseur Ca- 
coyannis führt 1962 zu ihrem Meister¬ 
werk „Zorbas, der Grieche“. Vielleicht 
wäre „Zorbas, der Kreter“ passender 
gewesen, denn gerade um den Kreter 
geht es ja, der, besonders stark, mutig, 
freiheitsliebend, sinnlich, individualis¬ 
tisch, lebensfroh, und so auch beson¬ 
ders gezeichnet wurde durch den auf 
Kreta hoch verehrten Dichter Nikos 
Kazantzakis. Anthony Quinn verkör¬ 
pert ihn grandios, Und so wird der 
berühmte Sirtaki in aller Welt als der 
griechische Tanz an sich empfunden. 
Gelernt hatte ihn Quinn aus Theodo¬ 
rakis’ schönem Lied „Mach das Bett 
für zwei“ aus dem Musical „I Gitonia 
ton Angelon“, „Das Viertel der Engel“, 
worin der Dichter, Maler und Regis¬ 
seur Jakovos Kambanellis das Athe¬ 
ner Dirnenviertel verklärt und Theo¬ 
dorakis die Musikformen eben dieses 
Viertels nutzt. 

Mit Kambanellis verbindet Mikis 
viel; Schmerzen auch, die Lager und 
Verbannung hinterlassen haben, das 
bei der Folter gebrochene Bein, das 
zerschlagene Auge, und die Krämpfe, 
die jede Erinnerung an die Verban¬ 
nungsinsel Makronisos begleiten. Was 
Wunder, dass er für die „Mauthausen- 
Kantate“ die Gedichte von Kambanel¬ 
lis nimmt, die dieser über seine Zeit als 
Häftling im KZ Mauthausen schrieb. 

Der 22. Mai 1963. Der Ar¬ 
menarzt Grigoris Lam- 
brakis, der an der 
Spitze der griechi¬ 
schen Friedens¬ 
bewegung 


steht, wird ermordet, woraufhin 
Künstler, Wissenschaftler mit vielen 
Jugendlichen die „Lambrakides“ die 
„Demokratische Jugendbewegung“ 
gründen und Theodorakis, den „Musi¬ 
ker der Jugend“, wie man ihn nennt, zu 
ihrem Präsidenten machen. Die Lam¬ 
brakides werden die stärkste Organisa¬ 
tion Griechenlands, machen sich an die 
Arbeit, pflanzen Bäume, helfen Schu¬ 
len gründen, richten Kulturzentren ein. 

1967 rollen die Panzer 

Für sieben Jahre fällt das Land unter 
die Diktatur der Junta. 

Theodorakis verfasst zwei Tage 
nach dem Putsch den ersten Aufruf 
zum Widerstand, gründet die „Patrio¬ 
tische Front“ und schreibt „Rebellen¬ 
lieder“. „Meine Kameraden lernten sie, 
um sie an die in den Gefängnissen und 
Lagern gebliebenen Kameraden wei¬ 
terzugeben.“ 


Verhaftet wird nach lange vorher 
angelegten schwarzen Listen und ver¬ 
brämt nach dem Motto „Es gibt keine 
politischen Gefangenen in Griechen¬ 
land. Es gibt nur eingesperrte Kom¬ 
munisten.“ Denunziation wird offizia- 
lisiert. Jeder hat Angst vor jedem. Es 
hagelt Verbote, von Büchern, von lan¬ 
gen Haaren, kurzen Röcken, den Bea¬ 
tles, der Homosexualität, der modernen 
Musik, den Russen, der Friedenbewe¬ 
gung, dem Buchstaben „Z“ der Leben 
bedeutet, und - den Liedern von Mikis 
Theodorakis. Sie werden Anlass für den 
Armeebefehl Nummer 13. Darin heißt 
es u.a.: 

1. Wir haben beschlossen, und be¬ 
fehlen: Es ist im ganzen Land verboten, 
Musik und Lieder des Komponisten Mi¬ 
kis Theodorakis zu verbreiten oder zu 
spielen, diese Musik ist u.a. als Bündnis 
mit dem Kommunismus zu betrachten. 

2. Die Bürger, die dieser Bekannt¬ 
machung zuwiderhandeln, sind sofort 
vor Sondergerichte zu stellen und wer¬ 
den dort verurteilt. 

Das passiert dann auch. Eine Rei¬ 
he von Menschen werden verhaftet, 
seiner Lieder wegen. Mikis trifft es am 
21. August 1967. Zum neunten Mal ge¬ 
fangen genommen, eingeliefert ins Ge¬ 
bäude der Sicherheitspolizei. Da sagt 
Charles Aznavour seine Tournee nach 
Griechenland ab. Da gibt es sofortige 
Proteste von Sartre, Schostakowitsch, 
Strawinsky, Boulez, Bernstein, Bela- 
fonte, Henze, Doris Lessing - um nur 
einige zu nennen. Das alles hat Auswir¬ 
kungen. Die Junta begnügt sich diesmal 
mit psychischem Terror, legt ihn in die 
Zelle Nr. 1, unter die „Terrasse“, wo ge¬ 
foltert wurde. Er zählt die Schreie, ein 
perverser Rhythmus. Und er zählt die 
Klopfzeichen, ein guter Rhythmus - tak 
tak. Und beides wird, komponiert, zum 
Denkmal für Andreas Lentakis, einen 
der vielen seiner Freunde, die er neben 
sich sterben sah - im Schlachthaus. 

Lieder wie „Schlachthaus“ sendet 
die BBC kurz nach ihrer Entstehung. 
Sie tauchen auf, wenn keiner sie er¬ 
wartet, trotz strengster Bewachung im 
Verbannungsort Zatuna, wo die ganze 
Familie unter Arrest steht, mit ständi¬ 
gen Kontrollen, Leibesvisitationen, auch 
bei den Kindern Giorgos und Margarita. 
Von ihnen sagt er: „Es gibt wenige Men¬ 
schen, die einen solchen Widerstand 
gegen das Regime geleistet haben wie 
meine Kinder.“ 

Dann werden Gerüchte ausgestreut, 
er sei umgefallen und zur Kollaboration 
mit der Junta bereit, schlimme Verunsi¬ 
cherung bei denen, die ihm vertrauen, 
sich an ihm festhalten, um selber durch¬ 
zuhalten. Die Zahl der Widerständler 
gegen die Diktatur wird kleiner, dazu 
Prag 68. Der Einmarsch der Warschau- 
er-Pakt-Staaten spaltet auch in Grie¬ 
chenland die von Theodorakis immer 
wieder beschworene Einheit. 

Der 13. April 1970 - die internatio¬ 
nale Solidarität verhilft ihm zur Flucht 
nach Paris. Der diese Flucht organisiert, 
tut es mit den Worten, der Komponist 
Mikis Theodorakis ist nun kein Kommu¬ 
nist mehr. Nicht das erste Mal und später 
immer wieder bringt ihn die Frage nach 
seiner Parteizugehörigkeit oder Nicht¬ 
zugehörigkeit, seiner kritischen Sicht 
auf die oder seiner Solidarität mit der 
kommunistischen Partei zwischen die 
Fronten, für die Konservativen ein Erz¬ 
kommunist, für die Kommunisten ein 
Abweichler. 

Neue Anfänge 

Am Ende der Junta und dem Beginn 
der Zivilregierung unter Karamanlis im 
Juli 74 kann Theodorakis nach Athen 
zurückkehren. Der Empfang auf dem 
Flughafen wird ebenso triumphal wie 
die folgenden großen Konzerte mit 
seinen Werken. Der Erfolg seiner poli¬ 
tischen Arbeit, als unabhängiger Bür¬ 
germeisterkandidat oder Staatsminis¬ 
ter, reicht nicht heran an den als Kom¬ 
ponist. Als dieser weltberühmt und in 
Griechenland unerreicht, wird er aber 
dennoch nicht von allen akzeptiert, auf¬ 
grund des ewigen Widerspruchs zwi¬ 
schen Massenerfolg und Innovation, 


des bewusst Unelitär-sein-Wollens. Er 
hält fest an seinen Zorbas-Wurzeln und 
geht darüber hinaus, in 800 Liedern, 
Passionen, Balletten, Sinfonien, ab den 
80-er Jahren auch Opern. Eigentlich ist 
er überall ein Stück voraus. 

Er gründet eine „Griechisch-Türki¬ 
sche Freundschaftsgesellschaft“, um die 
jahrhundertealte Feindschaft zwischen 
beiden Ländern zu überwinden. Er gibt 
als erster Grieche in der Türkei Konzer¬ 
te und wird zum Wegbereiter der ersten 
Staatstreffen. Da stempeln ihn die Me¬ 
dien zum „Verräter“ ab, zum „Anti-Hel- 
lenen“. Ein neuer Schmerz zu den vielen 
anderen. 

So kommt er 16 Jahre nach dem 
Ende der Junta, 1990, zu der Einschät¬ 
zung: „Die Lage ist schlimmer als unter 
der Diktatur. Gewiss, es gibt keine Fol¬ 
ter, keine willkürlichen Verhaftungen, 
aber heute geht es um Leben und Tod 
für Griechenland. Sie haben die Kassen 
geleert, sie haben die Herzen gelehrt, sie 
haben die Hirne geleert.“ 

Was seine Landsleute heute beschäf¬ 
tigt, sieht Mikis sehr früh und entgegen 
seiner Pläne, sich nur noch mit Musik zu 
beschäftigen, engagiert er sich, bleibt un¬ 
bequem. 

Im Oktober 2011 ruft er zusammen 
mit Manolis Glezos auf gegen das „Im¬ 
perium des Geldes“, gegen die Gefahr ei¬ 
nes neuen „Finanzfaschismus“, erinnert 
an Protagoras 4 großen Satz, dass nicht 
der Markt, sondern „der Mensch das 
Maß aller Dinge“ ist. 

Und er hat einen Wunsch: Sollte aber 
wieder eine Massenbewegung, ein gro¬ 
ßer Aufstand beginnen, so möchte ich 
mich noch einmal hineinstürzen ... 


Ein Abend über ein Leben in 
Liedern 

Mit Gina Pietsch und Christine 
Reumschüssel 

Mikis Theodorakis: „Weil ich mich 
nicht Gesetzen beugte“ 

28. Juli, 20.00 Uhr, Rationaltheater, 
Hesseloherstraße 18, 80802 Mün¬ 
chen, Telefon: 089-54 81 81 81 

29. Juli,19.00 Uhr, junge Welt Laden¬ 
galerie,Torstraße 6,10119 Berlin 
Kartentelefon: 030-53 63 55-56 

„Quijote“ 

25. Juli, nachmittags und abends 

Heideruh e.V., Antifaschistische Er- 
holungs- und Begegnungsstätte 
Ahornweg 45, 21244 Buchholz/ 
Nordheide 

ca. 14.30 Uhr: „Fluss unterm Eis“ - 
Lieder gegen die Eiszeit 
ca. 19.30 Uhr: Konzert zum 90. Ge¬ 
burtstag von Mikis Theodorakis 
als Gast: Rolf Becker 

20. September„Canto General - Der 
große Gesang“,Text: Pablo Neruda/ 
Musik: Mikis Theodorakis 
in deutscher Sprache und musikali¬ 
scher Bearbeitung für drei Stimmen 
Kulturzentrum Moritzhof, Moritz¬ 
platz 1,39124 Magdeburg 

27. September, 18.00 Uhr, „Ca nto Ge¬ 
neral - Der große Gesang“ 
Städtische Theater Chemnitz, 
Schauspielhaus, Kleine Bühne, Zie- 
schestr. 28,09111 Chemnitz 

18. Oktober, 20.00 Uhr 

Zimmeriö, Florastraße 16,13187 Ber¬ 
lin: Konzert zum 90. Geburtstag von 
Mikis Theodorakis 

„Mikis Theodorakis - Ein 
Leben für die Freiheit“ 

Eine Hommage anlässlich des 
90. Geburtstages 
Rolf Becker, Rezitation / Julia 
Schilinski, Gesang / Gerhard 
Folkerts, Klavier und Konzeption 
Samstag, 5. September, 20.00 Uhr, 
Ev. Pfarrkirche Münzenberg 

Samstag, 26. September, 19.30 Uhr, 

Wilhelmskirche Bad Nauheim 

Samstag, 3. Oktober, 19.30 Uhr, Vil¬ 
la Papendorf, Papendorf bei Rostock 





18 Freitag, 24. Juli 2015 


Hintergrund 


unsere zeit m 


Ein Kapitel aus dem 
„Schwarzbuch Imperialismus“ 

Wie die USA Pol Pot unterstützten • Von Gregory Elich 


M it der Verurteilung der ehema¬ 
ligen Funktionäre der „Roten 
Khmer“ Khieu Samphan und 
Nuon Chea im Sommer 2013 wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
erfuhr das Thema der Herrschaft der 
„Roten Khmer“ in Kambodscha zwi¬ 
schen 1975 und 1979 noch einmal ein 
wenig Aufmerksamkeit in westlichen 
Medien. Was in der Regel unerwähnt 
blieb, war wie die „Roten Khmer“ als 
militärische und politische Kraft lan¬ 
ge nach ihrem Sturz erhalten blieben. 
Auch wurde nicht die naheliegende Fra¬ 
ge gestellt warum, auf westlichen Druck 
hin, die Ermittlungen im Rahmen der 
Gerichtsverhandlung gegen die beiden 
Funktionäre den Zeitraum nach 1979 
außer Acht gelassen hatten. 

Nach ihrer Machtübernahme im 
Frühjahr 1975 leerten die „Roten 
Khmer“ alle Städte und ließen die ur- 
bane Bevölkerung aufs Land abmar¬ 
schieren. Beinahe jeder im Land wurde 
in Arbeitslager gepfercht. Dort wurden 
die Insassen gezwungen unter primiti¬ 
ven Umständen zu leben und zwölf 
Stunden erschöpfender Handarbeit zu 
leisten. Kambodschas neue Herrscher 
hielten Stadtbewohner, die sie „Neu¬ 
menschen“ nannten, für ideologisch 
suspekt und schickten viele von ihnen 
in den Tod. Wer Anzeichen einer Schul¬ 
bildung zeigte, wurde sofort ermordet. 
Ethnische Minderheiten wie die Cham 
oder die Vietnamesen wurden systema¬ 
tisch ausgerottet oder vertrieben. Die 
Ernteerträge waren kümmerlich und 
ein großer Anteil der nationalen Reis¬ 
produktion war für den Exportmarkt 
bestimmt. Nur wenig Nahrung blieb 
denen, die das Land bearbeiteten. Die 
tägliche Reisration lag bei nur 250 bis 
500 Gramm, eine in grausamer Wei¬ 
se unzulängliche Ernährung für Men¬ 
schen, die lange Stunden mit harter 
Arbeit verbringen müssen. Eine enor¬ 
me Anzahl von Menschen kam wegen 
Unterernährung und Hunger um und 
jeder, der in seiner Verzweiflung ver¬ 
streute Reiskörner vom Boden aufhob 
oder wilde Beeren pflückte, musste 
damit rechnen, exekutiert zu werden. 
Ganze Wagenladungen von Menschen 
verließen routinemäßig die Lager in 
Richtung der Hinrichtungsstätten. Ins¬ 
gesamt gab es ungefähr 150 Exekuti¬ 
onsstätten in Kambodscha, darunter 
das berüchtigte Gefängnis Tuol Sleng, 
in dem viele Tausend gefoltert und er¬ 
mordet wurden. 

Aus einer Bevölkerung von knapp 
unter 8 Millionen sind schätzungsweise 
1,7 Millionen Menschen unter der der 
Herrschaft der „Rote Khmer“ wegen 
Exekutionen, Hunger und Überarbei¬ 
tung gestorben. Während ihrer vierjäh¬ 
rigen Regierung stellten die Banden Pol 
Pots einen in der Geschichte selten er¬ 
reichten Grad der Barbarei zur Schau. 
Ihre Führer hatten einen manischen 
Hass auf die Vietnamesen und betrie¬ 
ben einen beachtenswerten Aufwand, 
um antivietnamesische Stimmungen zu 
schüren. Da sie das südliche Vietnam 
als Territorium beanspruchten, wagten 
die „Roten Khmer“ zahlreiche Grenz¬ 
überfälle, bei denen sie Dörfer nieder¬ 
brannten und deren Bewohner massak¬ 
rierten. Insgesamt verloren circa 30000 
Vietnamesen ihr Leben bei diesen An¬ 
griffen. Keine Nation hätte der Ermor¬ 
dung seiner Bürger durch Marodeure 
eines benachbarten Landes lange zu¬ 
gesehen. Außerdem war es nicht leicht, 
die Augen gegenüber dem fortdauern¬ 
den Völkermord in Kambodscha selbst 
zu verschließen. Am 25. Dezember 
1978, nach wiederholten Weigerungen 
der „Roten Khmer“, Verhandlungen 
aufzunehmen, schlugen die bewaffne¬ 
ten Streitkräfte Vietnams zusammen 
mit kambodschanischen Rebellen zu¬ 
rück. Das Ausmaß des Hasses der Be¬ 
völkerung auf die Regierenden war so 
groß, dass es in ganz Kambodscha zu 
Aufständen kam und es nur zwei Wo¬ 
chen dauerte, um die „Roten Khmer“ 
zu stürzen. Der gemeinsame Feldzug 


der vietnamesischen Streitkräfte und 
der Kambodschanischen Einheitsfront 
für die Nationale Rettung war eine der 
großartigsten Befreiungsaktionen der 
Geschichte. 

Amerikanisch-chinesische 
Kooperation gegen Vietnam 

Die USA und die VR China sahen dies 
jedoch anders. Beide hegten eine Ab¬ 
neigung gegenüber dem Bündnis Viet¬ 
nams mit der Sowjetunion und such¬ 
ten nach einer Möglichkeit, die jüngste 
Wende der Ereignisse wieder zu kip¬ 
pen. US-Verteidigungsminister Harold 
Brown beschuldigte Vietnam des „Regi¬ 
onalgroßmachtgehabes“ und China ent¬ 
sandte Truppen ins nördliche Vietnam, 


um dem Land in einem zweiwöchigen 
Krieg eine „Lektion zu erteilen“. Folgt 
man der Journalistin Elizabeth Becker, 
war es der Nationale Sicherheitsbera¬ 
ter Zbigniew Brzezinski, der behaup¬ 
tete, dass er selbst die Idee ausgeheckt 
habe, Thailand davon zu überzeugen, 
mit China bei dessen Versuchen, die 
„Roten Khmer“ wiederaufzubauen, zu 
kooperieren. Brzezinski sagte: „Ich er¬ 
mutigte die Chinesen, Pol Pot zu unter¬ 
stützen. Ich ermutigte die Thailänder, 
der Exil-Regierung der ,Roten Khmer 4 
zu helfen. Die Frage war, wie man dem 
kambodschanischen Volk helfen könn¬ 
te. Pol Pot war scheußlich. Wir hätten 
ihn nie unterstützen können, die Chi¬ 
nesen aber schon.“ Tatsächlich jedoch 
ging die Hilfe der USA weit darüber hi¬ 
naus, andere zu ermutigen, die „Roten 
Khmer“ wieder aufzubauen. 

Im benachbarten Thailand formier¬ 
ten die Pol-Pot-Banden eine große 
Guerillaarmee, während der kambod¬ 
schanische Politiker Son Sann im Land 
eine antikommunistische Truppe auf¬ 
baute, die sich schließlich Nationale Be¬ 
freiungsfront des Khmer-Volkes (KPN- 
LF) nennen würde. Der 1976 gestürzte 
Prinz Norodom Sihanouk befehligte 
eine eigene Privattruppe, die Sihanou- 
kistische Nationalarmee (ANS). Auf 
politischer Ebene nutzten die USA und 
China 1979 ihren Einfluss und drück¬ 
ten eine Abstimmung in der UNO-Voll¬ 
versammlung durch, die Kambodschas 
Vertretung bei denVereinten Nationen 
durch das gestürzte Regime der „Roten 
Khmer“ ermöglichte. Außerdem been¬ 
deten sie die UNO-Untersuchungen 
der Verbrechen des Regimes. Im Folge¬ 
jahr unterstützten die USA die „Roten 
Khmer“ erneut in der UNO als „legiti¬ 
me“ Repräsentanten des kambodscha¬ 
nischen Volkes. Mit den USA im Rü¬ 
cken sollte Kambodscha noch bis 1993 
von einem Diplomaten der „Roten 
Khmer“ vertreten werden. Die Regie¬ 
rung von US-Präsident Carter dräng¬ 


te internationale Hilfsorganisationen 
ihre Unterstützung und Hilfe für Viet¬ 
nam einzustellen, da Vietnam Pol Pot 
aus dem Amt gejagt hatte. Beinahe alle 
nicht-sozialistischen Staaten antwor¬ 
ten mit einer Reduzierung der Hilfen 
sowohl für Vietnam als auch Kambod¬ 
scha. Die USA und ihre Alliierten ver¬ 
einigten genug Stimmen auf sich um 
sicherstellen zu können, dass die Welt¬ 
bank und die Asiatische Entwicklungs¬ 
bank ihre Kreditvergabe an Vietnam 
und Kambodscha einstellten. Obwohl 
die USA Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen keine Lizenzen gewährten, die Hil¬ 
fe organisieren wollten, um den Hunger 
in Kambodscha zu lindern, spendete die 
Organisation „Operation USA 4 sieben 


Millionen Dollar für kambodschanische 
Flüchtlinge, die in Gebieten lebten, die 
sich noch unter der Kontrolle der „Ro¬ 
ten Khmer“ befanden. 

Diese antikambodschanische Poli¬ 
tik sollte unter den Regierungen Rea¬ 
gan und Bush senior fortdauern. 1985 
besuchte US-Außenminister George 
Shultz Thailand und warnte die Diplo¬ 
maten der ASEAN, vorsichtig bei der 
Formulierung von Friedensvorschlä¬ 
gen zu sein, da die Vietnamesen diese 
ansonsten möglicherweise akzeptie¬ 
ren würden. Vier Jahre später drohten 


Funktionsträger der Bush-Adminis¬ 
tration der thailändischen Regierung, 
dass sie „dafür bezahlen würde“, falls 
sie die kambodschanische Guerilla- 
Bewegung im Stich lassen würde, um 
mit der kambodschanischen Regie¬ 
rung Handel zu treiben. Konkret wur¬ 


de der thailändischen Regierung an¬ 
gedroht, Handelsprivilegien zu verlie¬ 
ren. 1989 berichtete UNICEF, dass bis 
zu 20 Prozent der kambodschanischen 
Kinder an Mangelernährung leiden. 
Das Entwicklungsprogramm der Ver¬ 
einten Nationen plante daraufhin, ein 
Untersuchungsteam nach Phnom Penh 
zu schicken. Diese Bemühungen wur¬ 
den wegen Ein wänden aus den USA 
und Japan abgebrochen. 

Chinas Führer Deng Xiaoping besaß 
eine unerschütterliche Sympathie für 
die Mörderbanden der „Roten Khmer“ 
und unterstützte sie mit 100 Millionen 
Dollar pro Jahr. „Ich verstehe nicht, wa¬ 
rum manche Leute Pol Pot loswerden 
wollen“, gab er 1984 zu Protokoll. „Es 


stimmt, dass er in der Vergangenheit 
einige Fehler begangen hat, aber nun 
führt er den Kampf gegen die vietna¬ 
mesischen Aggressoren.“ 

Einige Fehler? Deng war wahrlich 
ein Meister der Untertreibung. Die 
US-Finanzierung der mit den „Roten 
Khmer“ verbündeten KPNLF- und 
ANS-Armeen wurde von einer Ar¬ 
beitsgruppe, bestehend aus Repräsen¬ 
tanten der Vereinigten Staaten, Sin¬ 
gapurs, Thailands und Malaysias or¬ 
ganisiert. CIA-Aufklärungssysteme 
wurden ebenso zur Verfügung gestellt 


wie in Singapur und Taiwan gefertigte 
Waffen, die die KPNLF und die ANS 
wiederum gewinnbringend verkaufen 
konnten. Sehr oft bedeutete dies, dass 
die Waffen bei den Banden Pol Pots lan¬ 
deten. Das thailändische Militär orga¬ 
nisierte den Handel und korrupte Of¬ 



Bilder auf dieser Seite: Die Erinnerung an die Verbrechen der„Roten Khmer“ sind überall in Kambodscha präsent. 



fiziere verkauften einen Teil der „Be¬ 
stände“ an die Höchstbietenden. In der 
Praxis waren dies zumeist die „Roten 
Khmer“, die genügend Mittel aus dem 
Abbau von Edelsteinen und aus Ab¬ 
holzungen besaßen, ganz zu schwiegen 
von den großzügigen Spenden aus dem 
Ausland. Es wird außerdem geschätzt, 
dass ungefähr 80 Prozent der für kam¬ 
bodschanische Flüchtlinge vorgesehe¬ 
nen Hilfslieferungen des Roten Kreu¬ 
zes und der UNO versteigert wurden. 
US-Militärvertreter in Thailand und 
Okinawa zerstörten Dokumente über 
den Munitionsverkauf von Green Be- 
rets an das thailändische Militär. Die 
thailändische Armee verkaufte diese 
Munition wiederum auf dem Schwarz¬ 
markt. Der ehemalige Green Beret Bob 
Finley, der während einer Kontrolle ein 
geheimes Waffenlager im Wert von ei¬ 
ner Million Dollar fand, war sich sicher, 
dass die Waffen „ohne jeden Zweifel“ 
an die „Roten Khmer“ verkauft worden 
seien. Finley deckte auf, dass die Ange¬ 
hörigen der US-Botschaft zwar über die 
Verkäufe und deren Bestimmungsziel 
Bescheid wussten, aber das Ganze ver¬ 
tuschten, anstatt zu versuchen der Pra¬ 
xis Einhalt zu gebieten. Finley wurde 
von einem hochrangigen Offizier be¬ 
fohlen, die belastenden Beweise, die er 
während seiner Kontrolle entdeckt hat¬ 
te, zu vernichten. 

Diplomatische Schützenhilfe 
für die „Roten Khmer“ 

Die erste internationale Konferenz, 
die sich mit dem Konflikt in Kambod¬ 
scha beschäftigte, fand 1981 statt. China 
und die Vereinigten Staaten schlossen 
Kambodscha von der Konferenz aus, da 
sie der Regierung in Phnom Penh das 
Recht absprachen, in der Frage der Zu¬ 
kunft ihres Volkes ein Mitspracherecht 
zu haben. Als die ASEAN-Staaten die 
Entwaffnung der „Roten Khmer“ vor¬ 
schlugen, übten die US-Repräsentanten 
Druck aus, damit diese Position wieder 
zurückgenommen wurde. Kambodscha 
und Vietnam baten kontinuierlich um 
Verhandlungen, nur um immer wieder 
von der Reagan-Administration brüs¬ 
kiert zu werden. Vietnam bot an, seine 
Streitkräfte abzuziehen und forderte im 
Gegenzug ein Ende der Unterstützung 
der „Roten Khmer“, während die kam¬ 
bodschanische Regierung vorschlug, 
ihre Truppen von der thailändischen 
Grenze wegzubewegen, falls die „Ro¬ 
ten Khmer“ das Gleiche tun würden. 
Beide Angebote waren Rohrkrepierer 
in den Augen der US-amerikanischen 
Regierung und die USA unterstützten 
UN-Resolutionen, die von Vietnam den 
einseitigen Rückzug seiner Truppen aus 
Kambodscha forderten. Da sich Kam¬ 
bodscha noch in den frühen Stadien der 
Erholung von den Verheerungen der 
Herrschaft der „Roten Khmer 44 befand, 
war die US-Position ein Rezept für Pol 
Pots Rückkehr zur Macht. 

Die offizielle Haltung der USA be¬ 
sagte, dass ihre Hilfe nur den nicht zu 
den „Roten Khmer“ gehörenden Kräf¬ 
ten zugute kam. Der politische Analyst 
Michael Haas berichtet dementgegen, 
dass eine Quelle aus diplomatischen 
Kreisen ihm eröffnet habe, dass ame¬ 
rikanische „Beamte“ Thailand unter 
Druck gesetzt hätten, damit das Land 
sowohl den „Roten Khmer“ als auch 
den anderen kambodschanischen Gue¬ 
rilla-Armeen Unterstützung zukom¬ 
men ließ. Der Grund hierfür war nicht 
schwer zu erraten. Pol Pot unterhielt 
bei Weitem die stärkste Guerilla-Grup¬ 
pe, die zu Höchstzeiten 40 000 Solda¬ 
ten zählte. Sie war die einzige effektiv 
kämpfende Kraft, die gegen die kambo¬ 
dschanische Regierung stand. Die KPN¬ 
LF und die ANS waren viel kleiner und 
allgemein ineffektiv. Die einzigen Siege, 
die sie überhaupt davontragen konnten, 
waren die, die sie in gemeinsamen Ope¬ 
rationen mit den „Roten Khmer“ erran¬ 
gen. Wenn es das Ziel der USA war, die 
kambodschanische Regierung zu stür¬ 
zen, dann waren die „Roten Khmer“ die 
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Einzigen, die dazu in der Lage waren. 
Eine offene Unterstützung für die „Ro¬ 
ten Khmer“ ziemte sich jedoch nicht. 
Die Reagan-Administration zwang Son 
Sann und Sihanouk dazu, als Feigenblät¬ 
ter einer gemeinsam mit den „Rotem 
Khmer“ gebildeten „Koalitionsregie¬ 
rung des Demokratischen Kampuchea“ 
zu fungieren. Vor dem Hintergrund der 
relativen Schwäche von KPNLF und 
ANS war diese neue Organisation un¬ 
weigerlich von den „Roten Khmer“ do¬ 
miniert. 

Es war diese „Koalitionsregierung“, 
die während der 1980er Jahre von den 
USA als alleiniger Repräsentant des 
kambodschanischen Volkes bei den 
Vereinten Nationen unterstützt wurde. 
Im Jahr 1985 war die Summe der jähr¬ 
lichen verdeckten CIA-Unterstützung 
an die kambodschanischen Guerilla- 
Fraktionen auf 12 Millionen Dollar an¬ 
gestiegen und der Kongress stimmte für 
fünf Millionen Dollar offener Hilfe pro 
Jahr zusätzlich. Im Folgejahr wurde der 
United States Agency for Develope- 
ment (USAID) die Verantwortlichkeit 
für die Verteilung eines Großteils der 
nicht-verdeckten Hilfe übertragen. Sie 
bildete ANS und KPNLF unter ande¬ 
rem in Landminenortung aus. US AID 
begann außerdem mit der exzessiven 
Lieferung nicht-tödlichen US-ameri¬ 
kanischen Militärgeräts an die kam¬ 
bodschanischen Guerilla-Kämpfer in 
Thailand, die sich 1989 auf einen Wert 
von 13 Millionen Dollar beliefen. Un¬ 
terdessen startete der britische Special 
Air Service das Training der in Thai¬ 
land befindlichen kambodschanischen 
Kämpfer. Hilfe, die nicht in den Hän¬ 
den der KR landete, kam ihnen indirekt 
zugute. 1990 war die ANS, inzwischen 
in Nationale Armee für Unabhängige 
Khmer (ANKI) umbenannt, im Grunde 
genommen zu einem Ableger der „Ro¬ 
ten Khmer“ geworden. Ein CIA-Offizier 
bemerkte: „Beinahe alle Erfolge, die sie 
insbesondere 1990/91 vorweisen konn¬ 
ten, waren der Tatsache geschuldet, dass 
die KR die Muskeln spielen ließen Die 
ANKI diente zumeist nur als Aushänge¬ 
schild für diese Operationen.“ 

Der Abzug Vietnams und das 
hinausgezögerte Ableben 
der „Roten Khmer“ 

1989 hatte sich Kambodscha erholt und 
seine Armee so weit aufgebaut, dass Vi¬ 
etnam ankündigte, seine Truppen zum 
30. September des Jahres abzuziehen. In 
diesem Zusammenhang stimmte Frank¬ 
reich einem Vorschlag Prinz Sihanouks 
zu, in Paris eine Friedenskonferenz zu 
veranstalten. 

Prinz Sihanouk war kein ganz unab¬ 
hängiger Akteur. Am ersten Tag der Pa¬ 
riser Konferenz sagte er: „Ich bin flexi¬ 
bel, aber die,Roten Khmer 4 wollen, dass 
ich hart bin. Also muss ich hart sein.“ Im 
Laufe der Konferenz stritt Sihanouk für 
eine Vier-Parteien-Koalitionsregierung, 
in der den Guerilla-Kräften, die nur ein 
sehr kleines Territorium unter ihrer 


Kontrolle hielten, drei Viertel der Macht 
zugesprochen werden sollte, während 
die eigentliche kambodschanische Re¬ 
gierung auf eine Minderheitenrolle be¬ 
schränkt werden sollte. Die Delegati¬ 
on der kambodschanischen Regierung 
war verblüfft von der im Vergleich zu 
früheren Gesprächen verhärteten Posi¬ 
tion Sihanouks. Der Prinz behauptete, 
er wäre von seinen Koalitionspartnern 
überstimmt worden und viele in seiner 
Organisation würden die Position der 
„Roten Khmer“ unterstützen. Bei ei¬ 
ner Gelegenheit, als Sihanouk fälschli¬ 
cherweise davon ausging, dass sein Mi¬ 


krofon abgeschaltet wäre, war zu hören, 
wie er den Repräsentanten der „Roten 
Khmer“, Khieu Samphan, um Erlaubnis 
bat, eine Erklärung abzugeben. 

Die kambodschanische Regierung 
und die vietnamesischen Delegatio¬ 
nen maßen Schritten, die die Nicht- 
Rückkehr genozidaler Praktiken si¬ 
chern sollten, als Grundvoraussetzung 
für freie Wahlen eine große Bedeu¬ 
tung zu. Die Chinesen und die kam¬ 
bodschanische Guerilla-Armee be¬ 
standen darauf, dass die Taten in den 
Regierungsjahren der „Roten Khmer“ 
nicht der „rechtlichen Definition von 
Genozid“ entsprechen würden. Die 
USA, Großbritannien, Frankreich 
und Japan stimmten dieser Sicht zu 
und verabschiedeten einen Zusatz, der 
die Bezugnahme auf den Völkermord 
aus dem vorgeschlagenen Schlussdo¬ 
kument der Konferenz löschte. Un¬ 
ter der Maßgabe, dass die Delegatio¬ 
nen von Prinz Sihanouk und Son Sann 
die Hardliner-Position der „Roten 
Khmer“ übernahmen, konnte kein er¬ 


kennbarer Fortschritt im Rahmen der 
Konferenz erzielt werden. Michael 
Haas nahm als Pressevertreter an der 
Konferenz teil und bemerkte, dass die 
Grenzen zwischen der Delegation der 
„Roten Khmer“ und der Sihanouks so 
verschwommen waren, dass er Siha- 
noukisten am Apparat hatte, wenn er 
die „Roten Khmer“ anrief. 

Während die kambodschanische Re¬ 
gierung und die vietnamesischen Dele¬ 
gationen zahlreiche Zugeständnisse 
machten, blieben Sihanouk und die „Ro¬ 
ten Khmer“ unbeugsam. Der US-Dip- 
lomat David Lambertson sprach mit Le 


Mai, dem vietnamesischen Botschafter 
in Thailand und bedrängte ihn, auf den 
kambodschanischen Premierminister 
Hun Sen Druck auszuüben, damit dieser 
die Vierparteien-Vereinbarung akzeptie¬ 
re, die die „Roten Khmer“ an die Regie¬ 
rung gebracht hätte. Le wies darauf hin, 
dass Kambodscha ein souveränes Land 
sei und die kambodschanischen Parteien 
selbst über dessen Zukunft entscheiden 
würden. Der kambodschanischen Re¬ 
gierungsdelegation nahestehende Be¬ 
obachter aus dem Westen übermittelten 
der US-amerikanischen Delegation eine 
Nachricht, wonach Sihanouk und seine 
nicht zu Pol Pots Partei gehörenden Part¬ 
ner es akzeptieren würden, falls die USA 
den Vorschlag unterbreiten würden, die 
„Roten Khmer“ von einer Übergangsre¬ 
gierung auszuschließen. Der Vorschlag 
wäre als Versuch einer Supermacht ge¬ 
wertet worden, internen Druck in den 
Reihen des Widerstands zu überwinden. 
Die USA ignorierten dieses Ansinnen 
und die Konferenz endete ohne Verein¬ 
barung. 


Ein westlicher Botschafter be¬ 
schrieb Haas gegenüber „das Auftre¬ 
ten der USA mit einer länger als eine 
ganze Minute dauernden Kaskade von 
Adjektiven, darunter,durchtrieben 4 , fe¬ 
rnem 4 , ,böse“ 4 Die amerikanische Dele¬ 
gation erwartete, dass die kambodscha¬ 
nische Regierung und die Vietnamesen 
Zugeständnisse machen würden und 
verlangte zugleich keinerlei von deren 
Gegnern. Die USA hatten ein einziges 
Ziel - Vietnam zu verurteilen. Auch vie¬ 
le nicht-westliche Delegierte waren der 
Ansicht, dass die Vereinigten Staaten die 
Konferenz absichtlich unterlaufen wür¬ 


den. Laut eines westlichen Diplomaten 
hatten es die „Roten Khmer“ geschafft, 
„die USA und die westlichen Staaten 
dazu [zu bringen], den vietnamesischen 
Versuch der Isolation und der Eindäm¬ 
mung der,Roten Khmer 4 zu blockieren.“ 

Ein Jahr nach dem Scheitern der Pa¬ 
riser Friedenskonferenz reiste der thai¬ 
ländische Premierminister Chatichai 
Choonhavan nach Washington und traf 
dort Präsident Bush. Chatichai mahnte 
Bush, Druck auf China auszuüben, um 
die Hilfe für Pol Pot zu reduzieren. Bush 
lehnte dies ab und antwortete, dass er 
eine umfassende Lösung unterstütze, die 
die „Roten Khmer“ einbeziehen würde. 

Nach dem Abzug der vietnamesi¬ 
schen Truppen aus Kambodscha setz¬ 
te China die Waffenlieferungen an die 
„Roten Khmer“ fort und der Fluss von 
US-Lieferungen an die KPNLF und 
die ANKI ging unvermindert weiter. 
In der Tat erhöhte sich das Ausmaß der 
Hilfe sogar. Die „Roten Khmer“ koor¬ 
dinierten taktische Operationen mit 
KPNLF und ANKI und verließen sich 


dabei auf CIA-Satellitenfotos von Stel¬ 
lungen der kambodschanischen Regie¬ 
rungstruppen. Die USA waren der An¬ 
sicht, dass nun, da die vietnamesischen 
Streitkräfte aus dem Weg geräumt wa¬ 
ren, die Regierung Kambodschas bald 
fallen würde. Um das vermutete Er¬ 
gebnis zu beschleunigen, musste den 
Guerillas weitere Hilfe gesendet wer¬ 
den. Unter Verweis auf den Trading 
with the Enemy Act belegten die USA 
Kambodscha mit einem Wirtschaftsem¬ 
bargo und setzten bei westeuropäischen 
Nationen den Abbruch der Handelsbe¬ 
ziehungen durch. 1989 wurden die Staa¬ 
ten Osteuropas, die bisher langjährige 
Handelspartner Kambodschas gewesen 
waren, gewarnt, dass ihnen nicht erlaubt 
werden würde, dem IWF und der Welt¬ 
bank beizutreten, falls sie ihre Hilfe für 
Kambodscha nicht einstellen würden. 

In den 1980er Jahren waren die für 
Kambodscha vorgesehenen Hilfsgelder 
des Entwicklungsprogramms der Ver¬ 
einten Nationen zurückgestellt worden. 
Die UN-Hilfe ging stattdessen an die 
„Roten Khmer“-Camps in Thailand. 
In ihrer Studie über kambodschani¬ 
sche Nothilfsprojekte berichten Roger 
Brown und Linda Mason: „Die US- 
Regierung, die den Großteil der Hilfs¬ 
operationen finanzierte, bestand dar¬ 
auf, dass die ,Roten Khmer 4 versorgt 
werden sollten. Als die Hilfsorganisa¬ 
tion World Relief ihrem Vorschlag für 
Hilfe an die ,Roten Khmer 4 Nachdruck 
verlieh, erhielt sie, hinter den Kulissen, 
die Unterstützung der USA. Die USA 
zogen es vor, dass die ,Roten Khmer 4 
von der Glaubwürdigkeit einer inter¬ 
national bekannten Organisation pro¬ 
fitierten.“ 

Im Rahmen einer zweiten Konfe¬ 
renz in Paris wurde 1991 eine Vereinba¬ 
rung erreicht, die die nicht zu den „Ro¬ 
ten Khmer“ gehörenden Widerstands¬ 
gruppen in Kambodschas politische 
Szene einführte, es würde allerdings bis 
zum Jahr 1999 dauern, um die „Roten 
Khmer“ endgültig als kämpfende Kraft 
zu eliminieren. 1993, im Zuge der ersten 
landesweiten Wahl nach der Friedens¬ 
vereinbarung, unterstützten die USA 
die ehemaligen „Roten Khmer“-Part- 
ner mit fünf Millionen Dollar. Die „Ro¬ 
ten Khmer“ als Organisation sind inzwi¬ 
schen Geschichte. Sie können nicht län¬ 
ger Tod und Zerstörung säen, sie können 
aber auch nicht mehr von ausländischen 
Mächten genutzt werden, um deren geo- 
politische Absichten voranzutreiben. 

Der Aufbau der „Roten Khmer“ ist 
eines der eklatanteren Beispiele des 
Zynismus der imperialen Logik, in der 
Menschenleben auf dem Altar der geo- 
politischen Interessen geopfert werden. 
Diese Philosophie ist jedoch auch heute 
sehr lebendig. 

Übersetzung: Phillip Becher 

Gregory Elich ist Mitglied des Vor¬ 
stands des Instituts zur Erforschung 
des KZ Jasenovac und des Beirats des 
Korea Policy Institute. 



Khieu Samphan vor dem „Rote-Khmer“-Tribunal im Jahr 2011. Er war ein führender und sehr einflussreicher Funktionär der 
„Roten Khmer“ und war von 1976 bis 1979 Staatsoberhaupt von Kambodscha. 
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